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Bundesverfassung
der

Schweizerischen Eidgenossenschaft.

Vom 29. Mai 1S74.

(Mit den bis 1. August 1916 vorgekommenen Abänderungen.)

Im Namen Gottes des Allmächtigen !
Die schweizerische Eidgenossenschaft,

in der Absicht, den Bund der Eidgenossen zu be-
festigen, die Einheit. Kraft und Ehre der schweizerischen
Nation zu erhalten und zu fördern, hat nachstehende
Bundesverfassung angenommen:

Erster Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Die durch gegenwiirtigen Bund vereinigten
Vi;lkerschaften der zweiundzwanzig souveriinen hantone,
als: Zürich, ßern. Luzern. Uri. Schwyz, linter-
vealden (ob und nid dein Wald), Glarus, Zug, Frei-
b u r g, Solothurn. Basel (Stadt und Landschaft),
Schaf fh ausen, Appònzell (beider Rhoden), St. Ga l-
len, Grauhiinden, Aargau, Thurgau, Tessin,
Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf, bilden in
ihrer Gesamtheit die schweizerische Eidgenossen-
schaft.
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Art. 2. Der Bund hat zum Zweck: Behauptung der •
Unahhängigkeit des Vaterlandes gegen aussen, Il•uulhabung
von Ruhe und Ordnung im Tunern, Schutz der Freiheit und
der Rechte der Eidgenossen und Beförderung ihrer gemein-
samen Wohlfahrt.

Art, 3. Die Kantone sind souverän, soweit ihre Sou-
veränität nicht durch die Bundesverfassung beschränkt ist,
und üben als solche alle Rechte aus, welche nicht der
13uudesgewalt übertragen sind.

Art. -t. Alle Schweizer sind vor denn Gesetze gleich.
Es gibt in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse, keine
Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien oder Personen.

Art. 5. Der Bund gewährleistet den Kantonen ihr
Gebiet, ihre Souveränität innert den Schranken des Ar-
tikels 3, 

ihre Verfassungen, die Freiheit, die Rechte des
Volkes und die verfassung, müssigen Rechte der Bürger
gleich den Hechten und Befugnissen, welche das Volk den
Behörden übertragen hat.

Art. 6. Die Kantone sind verpflichtet, für ihre Ver-
fassungen die Gewährleistung des Bundes nachzusuchen.

Der Bund übernimmt diese Gewährleistung insofern :
a) sie nichts den Vorschriften der Bundesverfassuaig

ZuwV iderlaufendes enthalten
h) sie die Ausübung der politischen Rechte nach re-

publikanischen (repräsentativen oder demokratischen)
Formen sichern;

r) sie vom Volke angenommen worden sind und revi-
diert werden können, wenn die absolute _Mehrheit
der Bürger es verlangt.

Art. 7. Besondere Biinduisse und Verträge politischen
Inhalts zwischen den Kantonen sind untersagt.

Dagegen steht ihnen das Hecht zu, Verkommnisse
Tiber Gegenstände der Gesetzgebung, des Gerichtswesens
und der Verwaltung unter sich abzuschliessen; jedoch
haben sie dieselben der Bundesbehörde zur Einsicht vor-
zulegen, welche, wenn diese Vorkommnisse etwas dein



Bande oder den hechten anderer Nantime Zuwiderlaufendes
enthalten, deren Vollziehung zu hindern befugt ist. Im
entgegengesetzten Falle sind die betreffenden Kantone
berechtigt, zur Vollziehung die Mitwirkung der Bundes-
behörden anzusprechen.

Art. B. Dem Bunde allein steht das Recht zu. Krieg
zu erklären und Frieden zu schliessen. Bündnisse und
Staatsverträge, namentlich Zoll- und llandelsverträge mit
dem Buslande einzugehen.

Art. 9. Ausnahmsweise bleibt den Kantonen die Be-
fugnis, Vertrüge über Gegenstände der Staatswirtschaft,
des nachharlichen Verkehrs und der Polizei mit dem A us-
lande abzuschliessen; jedoch diirfen dieselben nichts dem
Bunde oder den Rechten anderer hantone Zuwiderlaufendes
enthalten.

:irt. 10. Der amtliche Verkehr zwischen Kantonen
und auswärtigen Staatsregierungen, sowie ihren Stellver-
tretern, findet (furch Vermittlung des Bundesrates statt.

Heber die un Art. 9 bezeichneten Gegenstände können
jedoch die Kantone mit den untergeordneten Behörden und
Beamten eines auswärtigen Staates in unmittelbaren Ver-
kelu• treten.

Art. 11. Es dürfen keine Militärkapitulationen ab-
geschlossen werden.

Art. 12. Die Mitglieder der Bundesbehörden, die
eidgenössischen Zivil- und Militürbeanrten und die eidge-
nössischen Reprüsentauten oder Kommissarien dürfen von
auswärtigen Regierungen weder Pensionen oder Gehalte,
noch 'l'itel, Geschenke oder Orden annehmen.

Sind sie bereits im Besitze von Pensionen. Titeln oder
Orden, so haben sie für ihre Amtsdauer auf den Genuss
der Pensionen und das Tragen der Titel und Orden zu
verzichten.

Untergeordneten Beamten und Angestellten kann je-
doch vom Bundesrat der Fortbezug von Pensionen be-
Willigt werden.
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Im schweizerischen Heere dürfen weder Orden ge-
tragen, noch von auswiirtigen Regierungen verliehene 'l'itel
geltend gemacht werden.

Das Annehmen solcher Auszeichnungen ist allen Offi-
zieren, Unteroffizieren und Soldaten untersagt.

Art. 13. Der Bund ist nicht berechtigt, stehende
Truppen zu halten.

Ohne Bewilligung der Bundesbehörde darf kein Kanton
oder in geteilten Kantonen kein Landesteil mehr als 300
Mann stellende Truppen halten, die Landjügerkorps nicht
inbegriffen.

Art. 14. Die Kantone sind verpflichtet, wenn Streitig-
keiten unter ihnen vorfallen, sich jeder Selbsthilfe, sowie
jeder Bewaffnung zu enthalten und.sich der bundesmüssigen
Entscheidung zu unterziehen.

Art. 15. Wenn einem Kantone vom Ausland plötz-
lich Gefahr droht, so ist die Regierung des bedrohten
Kantons verpflichtet, andere Kantone zur Hilfe zu mahnen,
unter gleichzeitiger Anzeige an die Bundesbehörde und
unvorgreiflich den spiitern Verfügungen dieser letztern.
Die gemahnten Kantone sind zum Zuzuge verpflichtet.
Die Kosten trügt die Eidgenossenschaft.

Art. 16. Bei gestörter Ordnung im Innern, oder wenn
von einem andern Kantone Gefahr dreht, hat die Regierung
(les bedrohten Kantons dem Bundesrate sogleich Kenntnis
zu geben, damit dieser innert den Schranken seiner Kom-
petenz (Art. 102, Ziff. 3, 10 und 11) die erforderlichen
Massregeln treffen oder (lie Bundesversammlung einberufen
kann. In dringenden Füllen ist die betreffende Regierung
befugt, unter sofortiger Anzeige an den Bundesrat, andere
Kantone zur Hilfe zu mahnen, und die gemahnten Stünde
sind zur Hilfeleistung verpflichtet.

Wenn die Kantonsregierung ausser stünde ist, Hilfe
anzusprechen, so kann, und wenn die Sicherheit der
Schweiz gefährdet wird, so soll  die kompetente Bundes-
behörde von sich aus einschreiten.
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In Fü llen eidgenössischer Intervention sorgen die
Bundesbehörden für Beachtung der Vorschriften von  Art. 5.

Die Kosten trügt der mahnende oder die eidgenössi-
sche Intervention veranlassende Kanton, wenn nicht die
Bundesversammlung wegen besonderer Umstände etwas
anderes beschliesst.

Art. 17. In den durch die Artikel 15 und 16 be-
zeichneten Füllen ist jeder Kanton verpflichtet, den Truppen
freien Durchzug zu gestatten. Diese sind sofort unter eid-
genössische Leitung zu stellen.

Art. 1S. Jeder Schweizer ist wehrpflichtig.
Wehrmiinner, welche infolge des eidgenössischen

Militärdienstes ihr Leben verlieren oder dauernden Schaden
an ihrer Gesundheit erleiden, haben für sich oder ihre
Familien im Falle des Bedürfnisses Anspruch auf Unter-
stützung des Bundes.

Die Wehrmänner sollen ihre erste Ausrüstung, Be-
kleidung und Bewaffnung unentgeltlich erhalten. Die Waffe
bleibt unter den durch die Bundesgesetzgebung aufzustel-
lenden Bedingungen in den Händen des Wehrmamis.

Der Bund wird Tiber den _Militiirpflichtetsatz einheit-
liche Bestimmungen aufstellen.

Art. 19. Das Bundesheer besteht :
n) aus den Truppenkörpern der Kantone:
b) aus allen Schweizern, welche zwar nicht zu diesen

Truppenkörpern gehören, aber nichtsdestoweniger
militärpflichtig sind.

Die Verfügung über das Bundesheer mit Inbegriff
"des gesetzlich dazu gehörigen Kriegsmaterials steht der
Eidgenossenschaft zu.

In Zeiten der Gefahr hat der Bund das ausschliess-
liche und unmittelbare Verfügungsrecht auch über die
nicht in Glas Bundesheer eingeteilte Mannschaft und alle
übrigen Streitmittel der Kantone.

Die Kantone verfügen über die Wehrkraft ihres Ge-
bietes, soweit sie nicht durch verfassungsmässige oder ge-
setzliche Anordnungen des Baudes beschränkt sind.
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Art. 20. Die Gesetzgebung über das Heerwesen ist
Sache des Bundes. Die Ausführung der bezüglichen Ge-
setze in den Kantonen geschieht innerhalb der durch die
Bundesgesetzgebung festzusetzenden Grenzen und unter
Aufsicht des Bundes durch die kantonalen Behörden.

Der gesamte _Militärunterricht und ebenso die Be-
waffnung ist Sache des Bundes.

Die Beschaffung der Bekleidung und Ausrüstung und
die Sorge für deren Unterhalt ist Sache der Kantone; die
daherigen Kosten werden jedoch den Kantonen sonn Bunde
nach einer von ihm aufzustellenden Norm vergütet.

Art. 21. Soweit nicht militärische Gründe entgegen-
stehen, sollen die Truppenkörper aus der Mannschaft des-
selben Kantons gebildet werden.

Die Zusammensetzung dieser 'l'ruppenkürper, die Für-
sorge für die Erhaltung ihres Bestandes und die Ernen-
nung und Beförderung ihrer Offiziere ist, unter Beachtung
der durch den Bund aufzustellenden allgemeinen Vor-
schriften, Sache der Kantone.

Art. 22. Der Bund hat das Recht, die in den Kan-
tonen vorhandenen Waffenplätze und (lie zu militäirischen
Zwecken bestimmten Gebäude samt Zugehören gegen billige
Entschiidigung zur Benutzung oder als Eigentum zu iiber-
nehmen.

Die Normen für (lie daherige Entschiidigung werden
durch die Bundesgesetzgebung geregelt.

Art. 23. Dem Bunde steht das Recht zu, im Inter-
esse der Eidgenossenschaft oder eines grossen Teiles der-
selben auf Kosten der Eidgenossenschaft öffentliche Werke
zu errichten oder (lie Errichtung derselben zu unterstützen.

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle
Entschädigung das Recht der Expropriation geltend zu
machen.

Die nähern Bestimmungen hierüberbleiben der Bundes-
gesetzgebung vorbehalten.
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hie Bundesversammlung kann die Errichtung öffent-
licher Werke untersagen. welche die militärischen Interessen
der'Eidgenossenschaft verletzen.

Art. 24. Der Bund hat das Recht der Oberaufsicht
Tiber die Wasserbau- und Forstpolizei. 1 )

Er wird die Korrektiou und Verbauung der Wild-
wasser, sowie die Aufforstung ihrer Quellengebiete unter-
stiitzen und die nötigen schützenden Bestimmungen zur
Erhaltung dieser Werke und der schon vorhandenen Wal-
dungen aufstellen.

Art. 24bis. 2) Die Nutzbarmachung der Wasserkräfte
steht unter der Oberaufsicht des Bundes.

Die Bundesgesetzgebung stellt die zur Wahrung der
öffentlichen Interessen und zur Sicherung der zweekn ris-
sigen Nutzbarmachung der Wasserkräfte erforderlichen all-
gemeinen Vorschriften auf. Dabei ist auch die Binnen-
schiffahrt nach Möglichkeit zu berücksichtigen.

Unter diesen' Vorbehalt steht die Regelung der Nutz-
barmachung der Wassserkrüfte den Kantonen zu.

Wenn jedoch eine Gewässerstrecke, die für die Ge-
V inneng einer Wasserkraft in Anspruch genommen wird.
unter der Hoheit mehrerer Kantone steht und sich diese
nicht Tiber eine gemeinsame Konzession verständigen kön-
nen, so ist die Erteilung der Konzession Sache des Bundes.
Ebenso steht dem Bunde unter Beiziehung der beteiligten
Kantone die Konzessionserteilung an ( ewüsserstrecken zu,
die die Landesgrenze bilden.

Die Gebühren und Abgaben für die Benutzung der
Wasserkräfte gehören den Kantonen oder den nach der
kantonalen Gesetzgebung Berechtigten.

Sie werden für die vom Bunde ausgehenden Kon-
zessionen von diesem nach Anhörung der beteiligten Kan-
tone und in billiger Rücksichtnahme auf ihre Gesetzgebung
bestimmt. Für die übrigen Konzessionen werden die Ab-
gaben und Gebühren von den Kantonen innert den durch

9 ) Âbgeandertor Absatz. Angenommen in der Volksabstimmung vom 11. Juli 1697 .
') Angenommen in der Volksabstimmung vom 25. Oktober 1908.
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die Bundesgesetzgebung zu bestimmenden Schranken fest-
gesetzt.

Die Abgabe der durch Wasserkraft erzeugten Energie
ins Ausland darf nur mit Bewilligung des Bundes erfolgen.

In allen Wasserrechtskonzessionen, die nach Inkraft-
treten dieses Artikels erteilt Werden, ist die künftige
Bundesgesetzgebung vorzubehalten.

Der Bund ist befugt, gesetzliche Bestimmungen über
die Fortleitung und die Abgabe der elektrischen Energie
zu erlassen.

Art. 25. Der Bund ist befugt, gesetzliche Bestim-
mungen über die Ausübung der Fischerei und Jagd, na-
mentlich zur Erhaltung des Hochwildes, sowie zum Schutze
der für die Land- und Forstwirtschaft nützlichen Vögel
zu treffen.

Art. 25"6. 1) Das Schlachten der Tiere ohne vorherige
Betäubung vor dem Blutentzuge ist bei jeder Schlachtart
und Viehgattung ausnahmslos untersagt.

Art. ` (1. Die Gesetzgebung über den Bau und Be-
trieb der Eisenbahnen ist Bundessache.

Art. 27. Der Bund ist befugt, ausser der bestehenden
polytechnischen Schule eine Universität und andere höhere
Unterrichtsanstalten zu errichten und solche Anstalten zu
unterstützen.

Die Kantone sorgen für genügenden Primarunterieht,
welcher ausschliesslich unter staatlicher Leitung stehen
soll. Derselbe ist obligatorisch und in den öffentlichen
Schulen unentgeltlich.

Die öffentlichen Schulen sollen von den Angehörigen
aller Bekenntnisse ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens-
und Gewissensfreiheit besucht werden können.

Gegen Kantone, welche diesen Verpflichtungen nicht
nachkommen, wird der Bund die nötigen Verfügungen
treffen.

I) Angenommen in der Volksabstimmung vom 20. August 1893:
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Art. 2 ì''i'. 1) Den Kantonen werden zur Unterstützung
in der Erfiillung der ihnen auf dem Gebiete des Primar-
unterrichtes obliegenden Pflichten Beitrüge geleistet.

Das Nähere bestimmt das Gesetz.
Die Organisation. Leitung und Beaufsichtigung des

Primarschulwesens bleibt Sache der Kantone, vorbehalten
die Bestimmungen des Art. 27.

Art. 28. Das Zollwesen ist Sache des Bundes. Der-
selbe hat das Recht, Ein- und Ausfuhrzölle zu erheben.

Art. 29. Bei Erhebung der Zölle sollen folgende
Grundsätze beachtet werden :

1. Eingangsgebühren :
n) Die für die inländische Industrie und Landwirtschaft

erforderlichen Stoffe sind im Zolltarife möglichst ge
ring zu taxieren.

b) Ebenso die zum nötigen Lebensbedarf erforderlichen
Gegenstände.

c) Die Gegenstände des Luxus unterliegen den höchsten
Taxen.

I)iese Grundsätze sind, wenn nicht zwingende Gründe
entgegenstehen, auch bei Abscbliessung von Handelsver-
triigen mit dem Auslande zu befolgen.

2. Die Ausgangsgebiihren sind möglichst mässig fest-
zusetzen.

3. Durch die Zollgesetzgebung sind zur Sicherung
des Grenz- und Marktverkehrs geeignete Bestimmungen
zu treffen. Dein Bunde bleibt immerhin das Recht vor-
behalten, unter ausserordentlichen Umständen, in Ab-
weichung von vorstehenden Bestimmungen, vorübergehend
besondere Massnahmen zu treffen.

Art. 30. Der Ertrag der Zölle fällt in die Bundes-
kasse.

Die den Kantonen bisher bezahlten Entschädigungen
für die losgekauften Zölle, Weg- und Brückengelder, Kauf-
baus- und andern Gebiihren dieser Art fallen weg.

Angenommen in der Volksabstimmung vom 23. November 1502.
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Ausnahmsweise erhalten die Kantone Uri, Graublinden,
Tessin und Wallis, mit liücksicht auf ihre internationalen
Alpenstrassen, eine jährliche Entschädigung, welche, in
Würdigung aller Verhiiltnisse, festgestellt wird wie folgt:

Fur Uri Fr S0,000
• Graubünden . . » 200,000
» Tessin . . . . » 200,000
» Wallis . . . . » 50,000

Für Besorgung des Schneebruchs auf dem St. Gotthard
erhalten die Kantone Uri und Tessin eine jährliche Ent-
schädigung von zusammen -10,000 Franken für so lange,
als die Strasse über den Bergpass nicht (lurch eine Eisen-
bahn ersetzt sein wird.

Art. 31.') Die Freiheit des Handels und der Ge-
werbe ist im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft ge-
währleistet.

• Vorbehalten sind :

a) Das Salz- und Pulverregal, die eidgenössischen
die Eingangsgebiihren von Wein und andern geistigen
Getränken, sowie andere vom Bunde ausdrücklich
.urerkannte Verbrauchssteuern, nach Massgabe des
Art. 32.

b) Die Fabrikation und der Verkauf gebrannter Wasser,
nach Massgabe des Art. 32bk.

c) Das Wirtschaftswesen und der hleinhandel mit gei-
stigen Getränken, in dem Sinne, dass die Bautone
auf dem Wege der Gesetzgebung die Ausübung des
\Virtschaftsgewerbes und des Kleinhandels mit gei-
stigen Getränken den (lurch das öffentliche Wohl
geforderten Beschränkungen unterwerfen können.

(1) Sanitätspolizeiliche Massregeln zur I3ekiimpfnng über-
tragbarer oder stark verbreiteter oder büsartigerKrank-
heiten von Menschen und Tieren. 2 )

1) Enthiilt die in der Volksabstimmung vom °_.i. Oktober 1335 angenommenen
Abiinderungen._) Abgeiinderter Buchstabe. Angenommen in der Volksabstimmung ve"
4. M 1913.
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e) Verfügungen über Ausübung von Handel und Ge-
werben, iiber Besteuerung des Gewerbsbetriebes und
iiber die Benutzung der Strassen. Diese Verfügungen
dürfen den Grundsatz der Handels- lud Gewerbe-
freiheit selbst nicht beeintriichtigén.

Art. 32. Die Kantone sind befugt, die im Artikel 31,
lit. a, erkühnten Eingangsgebühren von Wein und andern
geistigen Getrunken unter folgenden Beschu•iinkungen zu
erheben:

(t) Bei denn Bezug derselben soll der Transit in keiner
Weise belustigt und der Verkehr überhaupt so wenig
als möglich gehemmt und mit keinen andern Ge-
biihren belegt werden.

(^) Werden die für den Verbrauch eingeführten Gegen-
stünde wieder aus denn Kanton ausgeführt, so sind
die bezahlten Einganb gebühren ohne weitere Be-
liistigung zurückzuerstatten.

e) Die Erzeugnisse schweizerischen Ursprungs sind mit
niedrigem Gebühren zu belegen als diejenigen des
Auslandes.

d) Eingangsgebühren von Wein und andern geistigen
Getränken schweizerischen Ursprungs dürfen da, wo
solche schon bestellen, nicht erhöht, und in Kan-
touen. welche noch keine beziehen, nicht eingeführt
werden.

e) Die Gesetze und Verordnungen der hantone über
den Bezug der Eingang gebiihren sind der Bundes-
behörde vor Vollziehung denselben zur Gutheissung
vorzulegen, damit die Nichtbeachtung vorstehender
Grundsätze verhindert werden kann.

Mit Ablauf des Jahres 1890 sollen alle Eingangs-
gebühren, welche dermalen von den Kantonen erhoben
werden, sowie iihnliche, von einzelnen Gemeinden bezogene
Gebühren ohne Entschiidigung dahinfallen.

Art. 32 1111 . 1 1 I)er Bund ist befugt, für Wege der Ge-
setzgebung Vorschriften über die Fabrikation und den Ver-

') Angenommen in der Volksabstimmung vom 25. Oktober 1Ssb.
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kauf gebrannter Wasser zu erlassen. Bei dieser Gesetz-
gebung sollen diejenigen Erzeugnisse, welche entweder
ausgeführt 'werden oder eine den Genuss ausschliessende
Zubereitung erfahren haben, keiner Besteuerung unter-
worfen werden. Das Brennen von Wein, Obst und deren
Abfällen, von Enzianwurzeln, Wachlnolderbeeren und ähn-
lichen Stoffen fällt betreffend die Fabrikation und Be-
steuerung nicht unter (lie Bundesgesetzgebung.

Nach dem Wegfall der im Artikel 32 der Bundes-
verfassung erwähnten Eingangsgebühren auf geistigen Ge-
tränken kann der Handel mit solchen, welche nicht gebrannt
sind, von den Kantonen keinen besondern Steuern unter-
worfen werden, noch andern Beschränkungen als den-
jenigen, welche zum Schutze vor gefälschten oder gesund-
heitsschädlichen Getränken notwendig sind. Jedoch bleiben
hierbei in betreff des Betriebs von Wirtschaften und des
Kleinverkaufs von Quantitäten unter zwei Liter (lie den
Kantonen nach Artikel 31 zustehenden Kompetenzen vor-
behalten.

Die aus der Besteuerung des Verkaufs gebrannter
Wasser erzielten Reineinnahmen verbleiben den Kantonen,
in welchen sie zum Bezug gelangen.

Die Reineinnahmen des Bundes aus der inländischen
Fabrikation und aus dem entsprechenden Zollzuschlag auf
eingeführte gebrannte Wasser werden unter die sämtlichen
Kantone nach Verhältnis der durch (lie jeweilige letzte
eidgenössische Volkszählung ermittelten faktischen Reväl-
kerung verteilt. Von den daherigen Einnahmen haben die
Kantone wenigstens 10 0/0 zur Bekämpfung des Alkoholis-
mus in seinen Ursachen und Wirkungen zu verwenden.

Art. 32 tei . t) Fabrikation, Einfuhr, Transport, Verkauf
und Aufbewahrung zum Zwecke des Verkaufs des unter
dem Namen Absinth bekannten Liqueurs sind im ganzen
Umfange der Eidgenossenschaft verboten. Dieses Verbot
bezieht sich auch auf alle Getränke, die unter irgendwelcher
Bezeichnung eine Nachahmung dieses Liqueurs darstellen.

2) Angenommen in der Volksabstimmung tram 5. Juli 1908.
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Vorbehalten bleiben der Durchgangstransport und die Ver-
wendung zu pharmazeutischen Zwecken.

Das Verbot tritt zwei Jahre nach seiner Annahme in
Kraft. Die Bundesgesetzgebung wird die infolge des Ver-
botes notwendig werdenden Bestimmungen treffen.

Der Bund hat das Recht, dasselbe Verbot auf dent
Wege der Gesetzgebung in bezug auf alle andern absinth-
haltigen Getriinke zu erlassen, welche eine öffentliche
Gefahr bilden.

Art. 33. Den Kantonen bleibt es anheimgestellt, die
Ausübung der wissenschaftlichen Berufsarten von einem
Ausweise der Befiihigung abhiingig zu machen.

Auf dent Wege der Bundesgesetzgebung ist dafür zu
sorgen, dass derartige Ausweise für die ganze Eidgenossen-
schaft gültig erworben werden können.

Art. 34. Der Bund ist befugt. einheitliche Bestini-
mlingen Tiber die Verwendung von Kindern in den Fabriken
und über die Dauer der Arbeit erwachsener Personen in
denselben aufzustellen. Ebenso ist er berechtigt. Vor-
schriften zum Schutze der Arbeiter gegen einen (lie Ge-
sundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb zu
erlassen.

Der Geschiiftsbetrieh von Auswanderungsagenturen
und -von Privatunternehmungen im (gebiete des Versiche-
rungswesens unterliegt der Aufsicht und Gesetzgebung des
Bundes.

Art. 34 1'6. 1) Der Bund wird auf dem Wege der Ge-
setzgebung die Kranken- und Unfallversicherung einrichten,
unter Ber(icksichtigung der bestehenden Krankenkassen.

Ei kann den Beitritt allgemein oder für einzelne Be-
vülkerungsklasseu obligatorisch erklären.

Art. 3 34-ter. 2) Der Bund ist befugt, auf dent Gebiete
des Gewerbewesens einheitliche Bestinnungen aufzustellen.

Angenommen in der Volksabstimmung vom ^6.Oktober 1,Y10.
Angenonunen iu der Volksabstimmung vorn 5. Juli

2



Art. 35. Die Errichtung von Spielbanken ist unter-
sagt. Die zurzeit bestehenden Spielhäuser müssen am
31. Dezember 1877 geschlossen werden.

Allfüllig seit dem Anfange des Jahres 1871 erteilte
oller erneuerte Konzessionen Averden als ungültig erl:lürt.

Der Bund kann auch in Beziehung auf die Lotterien -

geeignete 3Iassnahmeu treffen.

Art. 36. Das Post- und Telegraphenwesen inl ganzen
Umfange der Eidgenossenschaft ist Bundessache.

Der Ertrag der Post- und Telegraphenverwaltung füllt
in die eidgenössische Kasse.

Die Tarife werden im ganzen Gebiete der Eidgenossen-
schaft nach den gleichen, möglichst billigen Grundsiitzen
bestimmt.

Die Unverletzlichkeit des Post- und Telegraphenge-
heimnisses ist gewiihrleistet.

Art. 37. Der Bund iibt die Oberaufsicht über die
Strassen und Brücken aus, an deren Erhaltung die Eid-
genossenschaft ein Interesse hat.

Die Summen, welche den im Art. 30 bezeichneten
Kantonen mit Rücksicht auf ihre internationalen Alpen-
strassen zukommen,' werden von der Bundesbehörde zurück-
behalten, wenn diese Strassen von den betreffenden Kan-
tonen nicht in gehurigem Zustand unterhalten werden.

Art. 38. Dem Bunde steht die Ausübung aller im
Münzregale begriffenen Rechte zu.

Die Münzpriigung geht einzig vom Bunde aus.
Er bestimmt den \Iiinzfuss und erliisst allfüllige Vor-

schriften über die Tarifierung fremder Münzsorten.

Art. 39. 1 ) Das Hecht zur Ausgabe von Banknoten
und andern gleichartigen Geldzeichen steht ausschliesslich
dem Bunde zu.

Der Bund kann das ausschliessliche Hecht zur Aus-
gabe von Banknoten durch eine unter gesonderter Ver-

^) AL,mändertrr Artikel. An_-emmnmen in der Volksabstim nnuie vein IS. Ok-
tober l^Jl.
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Waltun; stehende Staatsbank ausüben, oder es, vorbehült-
lich des Rückkaufsrechtes, einer zu errichtenden zentralen
Aktienbank übertragen. die unter seiner Mitwirkung und
Aufsicht verwaltet wird.

Die mit dem Notennwnopol ausgestattete Bank hat
die Hauptaufgabe, den Geldumlauf des Landes zu regeln
und den Zahlungsverkehr zu erleichtern.

Der Reingewinn der Baut: über eine angemessene
Verzinsung, beziehungsweise eine angemessene Dividende
des Dotations- oder Aktienkapitals und die Wütigen Ein-
lagen in den Reservefonds hinaus kommt wenigstens zu
zwei Dritteilen den Kantonen zu.

Die Bank und ihre Zweiganstalten diirfen in den
Kantonen keiner Besteuerung unterzogen werden.

Eine Rechtsverbindlichkeit für (lie Annahme von
Bauknoten und andere bleichartigen Geldzeichen kann
der Bund, ausser bei Notlagen in Kriegszeiten, nicht aus-
sprechen.

Die Bundesgesetzgebung wird über den Sitz der  Bank,
&r'oll Grnndlagen und Organisation, sowie über die Aus-
Irhrung dii_^ses Artikels überhaupt, Glas Niihere bestimmen.

Art. 40. Die Festsetzung von Mass und Gewicht ist
Bundessache.

Die Ausführung der bezüglichen Gesetze geschieht
idtyreh 	 die Kantone unter Aufsicht (les Bundes.

Art. 41. Fahrikation und Verkauf des Schiesspulvers
inn Umfange der Eidgenossenschaft stehen ausschliesslich
denn Bunde zu.
1 Als Schiesspulver nicht brauchbare Sprengfabrikate
sind im Regal nicht inbegriffen.

Art. 42. Die Ausgaben des Bundes werden bestritten :
a) aus dem Ertrag des Bundesvermögens;
b) , aus dem Ertrag der schweizerischen Grenzzülle;
e) aus dein Ertrag der Post- und Telegraphenverwaltung;
c) aus dem Ertrag der Pulververwaltung;
e) aus der lliilfte des 13rutto-Ertrages der von den

Kantonen bezogenen llilitìnrpfliehteisatzsteraern;



f) aus den Beitrügen der Kantone, deren niihere Regu-
lierung, vorzugsweise nach Massgabe der Steuerkraft
derselben, der Bundesgesetzgebung vorbehalten ist.

Art. 43. Jeder Kantonsbiirger ist Schweizerbürger.
Als solcher kann er bei allen eidgenössischen Wahlen

und Abstimmungen an seinem Wohnsitze Anteil nehmen,
nachdem er sich über seine Stimmberechtigung gehörig
ausgewiesen hat.

Niemand darf in mehr als einem Kanton politische
Rechte ausüben.

Der niedergelasseneSchweizerbürger geniesst an seinem
Wohnsitze alle Rechte der Kantonsbürger und mit diesen
auch alle Rechte der Gemeindebürger. Der Mitanteil an
Bauger- und Korporationsgüteru, -sowie das Stimmrecht in
rein biirgerlichen Angelegenheiten sind jedoch hiervon
ausgenommen, es wäre denn, (lass die Kantonalgesetz-
gebung etwas anderes bestimmen würde.

In kantonalen und Gemeindeangelegenheiten ern irbt
er das Stimmrecht nach einer Niederlassung von drei
Monaten.

Die kantonalen Gesetze iiber die Niederlassung und
das Stimmrecht der Niedergelassenen in deu (gemeinden
unterliegen der Genehmigung des Bundesrates.

Art. 44. Kein Kanton darf einen liautonsbürger aus
seinem Gebiete verbannen (verweisen) oder ihn des Bürger_
rechtes verlustig erklären.

Die Bedingungen für die Erteilung des Bürgerrechtes
an Ausländer, sowie diejenigen, unter welchen ein Schweizer
zum Zwecke der Erwerbung eines ausländischen Bürger-
rechtes auf sein Bürgerrecht verzichten kann, werden durch
die Bundesgesetzgebung geordnet.

Art. 45. Jeder Schweizer hat das Recht, sich inner-
halb des schweizerischen Gebietes an jedem Orte nieder-
zulassen; wenn er einen Heimatschein oder eine andere
gleichbedeutende Ausweisschrift besitzt.

Ausnahmsweise kann die Niederlassung denjenigen,
welche infolge eines strafgerichtlichen Urteils nicht im
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Besitze der bürgerlichen Rechte und Ehren sind, ver-
weigert oder entzogen werden.

Weiterhin kann die Niederlassung denjenigen ent-
zogen werden, welche wegen schwerer Vergehen wieder-
holt gerichtlich bestraft worden sind, sowie denjenigen,
welche dauernd der öffentlichen Wohltätigkeit zur Last
fallen und deren Heimatgemeinde, beziehungsweise Heimat-
kanton, eine angemessene Unterstiitzung trotz amtlicher
Aufforderung nicht gewährt.

In Kantonen, wo die örtliche Armenpflege besteht,
darf die G e s t a t tun g der Niederlassung für Kantons-
angehörige an die Bedingung geknüpft werden. dass die-
selben arbeitsfähig und an ihrem bisherigen Wohnorte
für Heimatkanton nicht bereits in dauernder Weise der
öffentlichen Wohltätigkeit zur Last gefallen seien.

Jede Ausweisung wegen Verarmung muss von Seite
der Regierung des Niederlassungskantons genehmigt und
der heimatlichen Regierung zum voraus angezeigt werden.

Der niedergelassene Schweizerbürger darf von Seite
des die Niederlassung gestattenden Kantons mit keiner
Bürgschaft und mit keinen andern besondern Lasten be-
hufs der Niederlassung belegt werden. Ebenso darf die
Gemeinde, in welcher er seinen Wohnsitz nimmt, ihn
nicht anders besteuern als den Ortsbürger.

Ein Bundesgesetz wird das Maximum der für die
Niederlassungsbewilligung zu entrichtenden Kanzleigebühr
bestimmen.

Art. 46. In Beziehung auf die zivilrechtlichen Ver-
hältnisse stehen die Niedergelassenen in der Regel unter
dem Rechte und der Gesetzgebung des Wohnsitzes.

Die Bundesgesetzgebung wird über die _Anwendung
dieses Grundsatzes, sowie gegen Doppelbesteuerung die
erforderlichen Bestimmungen treffen.

Art. 17. Ein Bundesgesetz wird den Unterschied
zwischen Niederlassung und Aufenthalt bestimmen und
dabei gleichzeitig über die politischen und bürgerlichen
Rechte der schweizerischen Aufenthalter die niihern Vor-

. schriften aufstellen.



Art. 4S. Ein Bundesgesetz wird Tiber die Kosten der
Verpflegung und Beerdigung armer Angehöriger eines
Kantons, welche in einem andern Kanton krank Iverden
oder sterben, die nötigen Bestimmungen treffen.

Art. 49. Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist
unverletzlich.

Niemand darf zur Teilnahme an einer Religionsge-
nossenschaft, oder an einem religiösen Unterricht, oder
zur Vornahme einer religiösen Handlung gezwungen, oder
wegen Glaubensansichten mit Strafen irgend welcher Art
belegt werden.

Ueber die religiöse Erziehung der Kinder bis zum
erfüllten 1G. Altersjahr verfügt im Sinne vorstehender
Grundsätze der Inhaber der väterlichen oder vormund-
schaftlichen Gewalt.

l)ie Ausübung bürgerlicher oder politischer Rechte
darf durch keinerlei Vorschriften oder Bedingungen kirch-
licher oder religiöser Natur beschränkt werden.

Die Glaubensansichten entbinden nielut von der Er-
füllung der bürgerlichen Pflichten.

Niemand ist gehalten, Steuern zu bezahlen, welche
speziell für eigentliche KultuszweckeeinerReligiunsgennsse11.
schaft, der er nicht angehört, auferlegt NN- erden. Die nähere
Ausführung dieses Grundsatzes ist der Bundesgesetzgebun g
vorbehalten.

Art. 50. Die freie Ausübung gottesdienstlieher Hand-
langen ist innerhalb der Schranken der Sittlichkeit und
der öffentlichen Ordnung gewährleistet.

Den Kantonen, sowie dem Bunde bleibt vorbehalten,
zur Handhabung der Ordnung w i ll des öffentlichen Friedens
unter den Angehörigen der verschiedenen Religionsgenossen-
schaften, sowie gegen Eingriffe kirchlicher Behörden in
die Rechte der Bürger und des Staates, die geeigneten
Massnahmen zu treffen.

Anstünde aus dem öffentlichen oder Privatrechte,
welche Tiber die Bildung oder Trennung von Religions-
genossenschaften entstehen, können auf dem Wege der



Beschwerdeführung der Entscheidung der zuständigen
Bundesbehörden unterstellt werden.

Die Errichtung von Bistiimern auf schweizerischem
gebiete unterliegt der Genehmigung des Bundes.

Art. 51. Der Orden der Jesuiten und die ihm
affiliierten Gesellschaften dürfen in keinem TeilederSchweiz
Aufnahme finden. und es ist ihren Gliedern jede Wirk-
samkeit in Kirche und Schule untersagt.

Dieses Verbot kann durch Bundesbeschluss auch auf
andere geistliche Orden ausgedehnt werden, deren Wirk-
samkeit staatsgefährlich ist oder den Frieden der Kon-
fessionen stört.

Art. 52. Die Errichtung neuer und die Wiederher-
stellung aufgehobener Klöster oder religiöser Orden ist
unzulässig.

Art. 53. Die Feststellung und Beurkundung des Zivil-
standes ist Sache der bürgerlichen Behörden. Die Bundes-
gesetzgebung wird hierüber die nähern Bestimmungen
treffen.

Die Verfügung tiber die Begriibnisplätze steht den
bürgerlichen Behörden zu. Sie haben dafür zu sorgen.
dass jeder Verstorbene schicklich beerdigt werden kann.

• Art. 51. Das Pecht zur Ehe steht unter dem Schutze
des Bundes.

Dieses Becht darf weder aus kirchlichen oder ökono-
mischen Rücksichten, noch wegen bisherigen Verhaltens
oder aus andern polizeilichen Gründen beschriinkt werden.

Die in einem Kanton oder im Auslande nach der
dort geltenden Gesetzgebung abgeschlossene Ehe soll im
Gebiete der Eidgenossenschaft als Ehe anerkannt werden.

Durch den Abschluss der Ehe erwirbt die Frau das
Heimatrecht des Mannes.

Durch die nachfolgende Ehe der Eltern werden vor-
ehelich geborene Kinder derselben legitimiert.

Jede Erhebung von Brauteinzug gebühren oder andern
ahnlichen Abgaben ist unzulässig.
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Art. 55.') Die Pressfreiheit ist gewährleistet.
Ueber (leu Missbrauch derselben trifft die Kantonal-

gesetzgebung die erforderlichen Bestimmungen, welche
jedoch der Genehmigung des Bundesrates bediirfen.

Dem Blinde steht das Recht zu, Strafbestinunuii en
gegen den Missbrauch der Presse zu erlassen, der gegen
die Eidgenossenschaft und ihre Behörden gerichtet ist.

Art. 56. Die Biirger haben das Recht, Vereine zu
bilden, sofern solche weder in ihrem Zweck, noch in den
dafür bestimmten Mitteln rechtswidrig oder staatsgefähr-
lich sind. Ueber den Missbrauch dieses Rechtes trifft die
Kantonalgesetzgebung die erforderlichen Bestimmungen.

Art. 57. Das Petitionsrecht ist gewährleistet.

Art. 38. Niemand darf seinem verfassungsmässigen
lihchter entzogen, lind es chirfen daher keine Ausnahme-
gerichte eingeführt werden.

Die geistliche Gerichtsbarkeit ist abgeschafft.

Art. 59. Der aufrechtstehende Schuldner, welcher in
der Schweiz einen festen Wohnsitz hat, muss für persiin-
liche Ansprachen vor dem Richter seines Wohnortes
gesucht, und es darf daher für die Forderungen auf das
Vermögen eines solchen ausser dem Kanton, in welchem
er wohnt, kein Arrest gelegt werden.

Vorbehalten bleiben mit Bezug auf Ausländer die
ßestinunungen bezüglicher Staatsverträge.

Der Schuldverhaft ist abgeschafft.

Art. 60. Sämtliche Kantone sind verpflichtet, alle
Schweizerbürger in der Gesetzgebung sowohl als im ge-
richtlichen Verfahren den Bürgern des eigenen Kantons
gleich zu halten.

Art. 61. Die rechtskräftigen Zivilurteile, die in einem
Kanton gefällt sind, sollen in der ganzen Schweiz voll-
zogen werden ki;nnen.

I) Vergl. auch Art. 64 Gis.
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Art. 6.. Alle Abzugsrechte im Innern der Schweiz,
sowie die Zugrechte von Bürgern des einen Kaptuns
gegen Bürger anderer Kantone sind abgeschafft.

Art. 63. Gegen die auswiirtigen Staaten besteht Frei-
zügigkeit, unter Vorbehalt des Gegenrechtes.

Art 64. Dem Hunde steht die Gesetzgebung zu:
über die pelsiinliche Handlungsfiihigkeit:
über alle auf den Mandel und _Mobiliarverkehr bezüg-

lichen hechtsverhültnisse (Obligationenrecht, mit In-
begriff des Handels- und Wechselrechts):

über das Urheberrecht an Werken der Literatur und
Kunst

über den Schutz gewerblich verwertbarer Erfindungen,
mit Einschluss der Muster und Modelle: 1 )

iiber das Betreibtun;,rsverfahren und das Konkursrecht.
Der Hund ist zur Gesetzgebung auch in den übrigen

Gebieten des Zivilrechtes befugt. 2 )
Die Organisation der Gerichte, das gerichtliche Geh-

fahren und die Rechtsprechung verbleiben wie bis anhin
• den Kantonen. 3 )

Art. 6416 . 4) Der Bund ist zur Gesetzgebung ini Ge-
biete des Strafrechts befugt.

Die Organisation der Gerichte, das gerichtliche Ver-
fahren und die Rechtsprechung verbleiben wie bis anhin
den Kantonen.

Der Bund ist befugt, den Kantonen zur Errichtung
von Straf-, Arheits- und Besserungsanstalten und für Ver-
besserungen im Strafvollzu•e Beitriige zu gewiihren. Er
ist auch befugt, sich an Einrichtungen zum Schutze ver-
wahrloster Kinder zu beteiligen.

Mit dem Zeitpunkt, in welchem das Strafgesetz in
Kraft tritt, fallen die Absätze 2 und 3 des Art. 35 der
Bundesverfassung dahin.

') Abgeänderter neuer Absatz. .Angenommen in der Volksabstimmung vom
13 . März 1:905.

) Neuer Absatz. Angenommen in der Volksabstimmung vom 13. November 18's,
3) Abgettnderter Absatz. Angenommen in der Volksabstimmung vom 13. No-

vember 1898.
4) Neuer Artikel. Angenommen in der VoLksabsLinmun; vom 13. November 1S98.
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Art. 6 . i) Wegen politischer Vergehen darf kein
Todesurteil gefiillt werden.

Körperliche Strafen sind untersagt.
Art.66. Die Bundesgesetzgebung bestimmt die Schran-

ken, innerhalb welcher ein Schweizerbürger seiner p o li-
tischen Rechte verlustig erklärt «-erden kann.

Art. 67. Die Bundesgesetzgebung trifft (lie erforder-
lichen Bestimmungen über (lie Auslieferung der Angeklagten
von einem Kanton an den andern; die Auslieferung kann
jedoch für politische Vergehen und für Pressvergehen
nicht verbindlich gemacht werden.

Art. 68. Die Ausmittlung von Bürgerrechten für
Heimatlose und (lie Massregeln zur Verhinderung der Ent-
stehung neuer Heimatlosen sind Gegenstand der Bundes-
gesetzgebung.

Art. 69. 2) Der Bund ist befugt, zur Bekiinipfung
übertragbarer oder stark verbreiteter oder bösartiger Krank-
heiten von Menschen und Tieren gesetzliche Bestimmungen
zu treffen.

Art. 69u• 3) Der Bund ist befugt, gesetzliche Be-
stimmungen zu erlassen:

a) über den Verkehr mit \ahrungs- und Genussmitteln;
b) über den Verkehr mit andern Gebrauchs- und Ver-

brauchsgegenstünden, soweit solche das Leben oder
die Gesundheit gefiihrden können.

Die Ausführung der bezüglichen Bestimmungen ge-
schicht durch (lie Kantone, unter Aufsicht iiml mit der
finanziellen Unterstützung des Bundes.

Dagegen liegt die Kontrolle der Einfuhr an der Landes-
grenze dein Bunde ob.

Art. 70. Dein Bunde steht Glas Recht zu , Fremde,
welche die innere oder äussere Sicherheit der Eidgenossen-
schaft gefiihrden, aus dem schweizerischen Gebiete weg-

,zuweisen.
I) Abgeiinderter Artikel. Angenommen in der Volksabstimmung vorn 18. Mai 1879.
) Abgeänderter Artikel. Angenommen in der Volksabstimmung renn 4. Mai 1913.

3 ) Angenommen in der Volksabstimmung vorn 11. Juli 1897.
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Zweiter Abschnitt.

1 i iide.behiirden.

1. Bundesversammlung.

.Art. 71. Unter Vorbehalt der N chte des Volkes und
der k into n ie (Art. Si und 121) . wird die oberste Gewalt
des Mundes (lurch die Bundesversammlung ausgeiibt, welche
aus zwei Abteilungen besteht:

A. aus (lein xationalrat.
B. aus dein Stiinderat.

A. Nationalrat.

Art. 72. Der Nationalrat wird aus Abgeordneten des
schweizerischen Volkes gebildet. .Auf je 20.000 Seelen
der Gesamthevülkerung wird ein Mitglied gewiihlt.

Eine Bruchzahl Tiber 10,000 Seelen wird für 20,000
Seelen berechnet.

Jeder Kanton und bei geteilten Kantonen jeder der
beiden Landesteile hat wenigstens ein Mitglied zu eiüblen.

Art. 73. Die Wahlen für den Nationalrat sind direkte.
Sie finden in eidgenüssischeu Wahlkreisen statt, welche
jedoch nicht aus Teilen verschiedener Kantone gebildet
werden ki innen.

Art. 7-t. Stimmberechtigt bei Wahlen und Abstim-
mungen ist jeder Schweizer. der das 20. Altersjahr zurück-
gelegt lint und im übrigen nach der Gesetzgebung des
Kantons, in welchem er seinen Wohnsitz hat, nicht vom
Aktivbürgerrechte ausgeschlossen ist

Es bleibt jedoch der Gesetzgebung des Bundes vor-
behalten, über diese Stinunberechtigung einheitliche Vor-
schriften aufzustellen.

Art. 75. Wahlfähig als Mitglied des Nationalrates ist
jeder stimmberechtigte Schweizerbürger weltlichen Standes.
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Art. 76. Der Nationalrat wird auf die Dauer von drei
Jahren gewühlt, und es findet jeweilen Gesamterneuerung
statt.

Art. 77. Die _Mitglieder des Ständerates, des Bundes-
rates und von letzteren gewühlte Beamte kühnen nicht
zugleich Mitglieder des Nationalrates sein.

Art. 78. Der Nationalrat wühlt aus seiner Mitte für
jede ordentliche oder ausserordentliche Sitzung einen
Präsidenten und Vizepräsidenten.

Dasjenige Mitglied, welches während einer ordentlichen
Sitzung die Stelle eines Präsidenten bekleidete, ist für
die nächstfolgende ordentliche Sitzung weder als Präsident
noch als Vizepräsident wählbar. Das gleiche Mitglied kann
nicht während zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden
ordentlichen Sitzungen Vizepräsident sein.

Der Präsident hat bei gleich geteilten Stimmen zu
entscheiden; bei Wahlen übt er das Stimmrecht aus wie
jedes Mitglied.

Art. 79. Die Mitglieder des.Nationalrates werden aus
der Bundeskasse entschädigt.

B. Stibrderat.

Art. 80. Der Ständerat besteht aus 44 Abgeordneten
der Kantone. Jeder Kanton wühlt zwei Abgeordnete, in
den geteilten Kantonen jeder Landesteil einen Abgeordneten.

Art. 81. Die Mitglieder des Nationalrates und des
Bundesrates kä amen nicht zugleich Mitglieder des Stände-
rates sein.

Art. 82. I)er Ständerat wühlt für jede ordentliche
oder ausserordentliche Sitzung aus seiner Mitte einen
Präsidenten und Vizepräsidenten.

Aus den Abgeordneten desjenigen Kantons, aus welchem
für eine ordentliche Sitzung der Präsident gewühlt worden
ist, kann für die nächstfolgende ordentliche Sitzung weder
der Präsident noch der Vizepräsident gewühlt werden.
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Abgeordnete des gleichen Kantons können nicht
während zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden ordent-
lichen Sitzungen die Stelle eines Vizepräsidenten bekleiden.

Der Präsident hat bei gleich geteilten Stimmen zu
entscheiden; bei Wahlen übt er das Stimmrecht aus wie
jedes Mitglied.

Art. 83. Die Mitglieder des Ständerates werden von
den Kantonen entschädigt.

C. Befugnisse der ilundesrersanindunq.

Art. 84. Der Nationalrat und der Ständerat haben
alle Gegenstände zu behandeln, welche nach Inhalt der
gegenwärtigen Verfassung in die Kompetenz des Bundes
gehirren und nicht einer andern Bundesbehörde zuge-
schieden sind.

Art. 85. Die Gegenstände, welche in den Geschäfts-
krem beider Riite fallen, sind insbesondere folgende:

1. Gesetze Tiber die Organisation und die Wahlart
der Bundesbehörden.

2. Gesetze und Beschlüsse über diejenigen Gegen-
stände, zu deren Regelung der Bund nach Massgabe der
Bundesverfassung befugt ist.

3. Besoldung und Entschädigung der Mitglieder der
Bundesbehörden und der Bundeskanzlei; Errichtung blei-
bender Beamtungen und Bestimmung ihrer Gehalte.

4. Wahl des Bundesrates, des Bundesgerichtes, des
Kanzlers, sowie des Generals der eidgenössischen Armee.

Der Bundesgesetzgebung bleibt vorbehalten, auch die
Vornahme oder Bestätigung weiterer Wahlen der Bundes-
versammlung zu übertragen.

5. ltiindnisse und Verträge mit dem Auslande, sowie
die Gutheissung von Verträgen der Kantone unter sich
oder mit dem Auslande. Solche Vertrüge der Kantone
gelangen jedoch nur dann an die Bundesversammlung,
wenn vom Bundesrat oder einem andern Kanton Einsprache
erhoben wird.
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6. Massregeln für die äussere Sicherheit, ffirBehauptung
der Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz, Kriegs-
erklärungen und Friedensschliisse.

7. Garantie der Verfassungen und des Gebietes der
Kantone; Intervention infolge der Garantie; Massregeln
für die innere Sicherheit, für Handhabung von Ruhe und
Ordnung; Amnestie und Begnadigung

8. Massregeln, welche die Handhabung der Bundes-
verfassung, die Garantie der Kantonalverfassungen, die
Erfüllung der bundesmüssigen Verpflichtungen zum Zwecke
haben.

9. Verfügungen fiber das Bundesheer.
10. Aufstellung des jiitirlichen Voranschlages und Ab-

nahme der Staatsrechnung, sowie Beschltisse über Auf-
nahme von Aalehen.

11. I)ie Oberaufsicht über die eidgenössische Ver-
waltung und Rechtspflege.

• 12. Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundes-
rates über Administrativstreitigkeiteu (Art, 113).

13. Kompetenzstreitigkeiten zwischen Bundesbelì rden.
M. Revision  der Bundesverfassung.

Art. S(i. Die beiden Räte- versammeln sich jiilu•lich
einmal zur ordentlichen Sitzung an einem lurcli das Regle-
ment festzusetzenden 'rage.

Sie «erden ausserordentlich einberufen durch Be-
schluss des Bundesrates, oder wenn ein Vierteil der Mit-
glieder des Nationalrates oder fünf Kantone es verlangen.

Art. S7. Um gültig verhandeln zu können, ist die
Anwesenheit der absoluten _Mehrheit der Mitglieder des
betreffenden Rates erforderlich.

Art. SS. Inn Nationalrat und Stiinderat entscheidet
die absolute Mehrheit der Stimmenden.

Art. S9. Für Bundesgesetze und Bmidesbeschlilsse
ist die Zustimmung beider Räte erforderlich.

Bundesgesetze, sowie allgemein verbindliche Bundes -
beschlüsse, (lie nicht dringlicher Natur sind, sollen über-
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dies .dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt
werden, wenn es von 30.000 stimmberechtigten Schweizer-
bürgern oder von S Kantonen verlangt wird.

Art. 90. Die Bundesgesetzgebung wird bezüglich der
Formen und Fristen der Volksabstimmung . das Erforder-
liche feststellen.

Art. 91. Die Mitglieder beider Rate stimmen ohne
Instruktionen.

Art. 92. Jeder Rat verhandelt abgesondert. Bei Wahlen
(Art. 85. Ziffer -I), bei Ausübung des Begnadigungsrechtes
und für Entscheidung von Kompetenzstreitigkeiten (Art.  85,
Ziffer 13) vereinigen sich jedoch beide Ihite unter der
Leitung des Praisidenten des Nationalrates zu einer ge-
meinschaftlichen Verhandlung, so dass die absolute _Mehr-
heit der stimmenden Mitglieder beider Rate entscheidet.

Art. 93. Jedem der beiden Rate und jedem Mitgliede
derselben steht das Vorschlagsrecht (die Initiative) zu.

Das gleiche Recht kiinnen die Kantone durch Korre-
spn ndenz ausüben.	 •

Art. 91. Die Sitzungen der beiden Raffte sind in der
Regel iiffentlich.

Il. Bundesrat.

:trt.95. Die oberste vollziehende und leitende 13e-
hürde der Eidgenossenschaft ist ein Bundesrat. welcher
aus sieben Mitgliedern besteht.

Art. 96. Die Mitglieder des Bundesrates werden von
der Bundescersanuulung aus allenSchweizerburgern. welche
als .Mitglieder des Nationalrates Avuihlbar sind, auf die
Dauer von 3 Jahren ernannt. 1s darf jedoch nicht mehr
als ein Mitglied aus dem nüiulicheu Kanton ge«aihlt werden.

Nach jeder (resaniterneuerung des Nationalrates findet
auch eine (l esamternenerung des Bundesrates statt.

Die in der Zwischenzeit ledig gewordenen Stellen
werden bei der naichstfolgenden Sitzung der Bundescer-
sammlung für den Rest der Amtsdauer wieder besetzt.
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Art. 97. Die Mitglieder des Bundesrates dürfen keine
andere Beamtung, sei es im Dienste der Eidgenossenschaft,
sei es in einem Kantone, bekleiden, noch irgend einen
andern Beruf oder Gewerbe treiben.

Art. 98. Den Vorsitz im Bundesrat führt der Bundes-
präsident, welcher, sowie auch der Vizepräsident, von den
vereinigten Räten aus den Mitgliedern desselben für die
Dauer eines Jahres gewühlt wird.

Der abtretende Präsident ist für das niichstfolgende
Jahr weder als Präsident, noch als Vizepriisident wühlbar.
Das gleiche Mitglied kann nicht während zwei unmittel-
bar aufeinanderfolgenden Jahren die Stelle eines Vize-
präsidenten .bekleiden.

Art. 99. Der Bundespräsident und die übrigen Mit-
glieder des Bundesrates beziehen einen jährlichen Gehalt
aus der Bundeskasse.

Art. 100. Um gültig verhandeln zu können, müssen
wenigstens vier Mitglieder des Bundesrates anwesend sein.

Art. 101. Die Mitglieder des Bundesrates haben bei
den Verhamllungeu der beiden Abteilungen der Bundes-
versammlung beratende Stimme und auch das Recht, über
einen in Beratung liegenden Gegenstand Antrüge zu stellen.

Art. 102. Der Bundesrat hat innert den Schranken
der gegenwärtigen Verfassung vorzüglich folgende Be-
fugnisse und Obliegenheiten:

1. Er leitet die eidgenössischen Angelegenheiten, ge-
mäss den Bundesgesetzen und Bundesbeschlüssen.

2. Er hat für Beobachtung der Verfassung, der Gesetze
und Beschlüsse des Bundes, sowie der Vorschriften eid-
genössischer Konkordate zu wachen; er trifft zur Hand-
habung derselben von sich 'aus oder auf eingegangene
Beschwerde, soweit die Beurteilung solcher Rekurse nicht
nach Art. 113 dein Bundesgerichte übertragen ist, die
erforderlichen Verfügungen.

3. Er wacht für die Garantie der Kantonalverfassungen.
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4. Er schliigt der Bundesversammlung Gesetze und
Beschlüsse vor und begutachtet die Antriige, welche von
den Ilüten des Hundes oder von den hantonen an ihn
gelangen.

5. Er vollzieht die Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse.
die Urteile des Bundesgerichts, sowie die Vergleiche oder
schiedsrichterlichen Sprüche Tiber Streitigkeiten zwischen
Kantonen.

ti. Er hat diejenigen Wahlen zu treffen, welche nicht
der Bundesversammlung und denn Bundesgerichte oder
einer andern Behörde übertragen Nverden.

7. Er priift die Vertriige der hantone unter sich
oder mit dein Buslande und genehmigt dieselben, sofern
sie zulässig sind (Art. 85; Ziffer 5).

B. Er wahrt die Interessen der Eidgenossenschaft
nach aussen, wie namentlich ihre völkerrechtlichen Be-
ziehungen, und besorgt die ausvviiitigen Angelegenheiten
überhaupt.

9. Er wacht für die iiussere Sicherheit. für die Be-
hauptung der Unabhängigkeit und \eutralitüt der Schweiz.

10. Er sorgt für die innere Sicherheit der Eidgenossen-
schaft, für Handhabung von Ruhe und Ordnung.

11. In Füllen von Dringlichkeit ist der Bundesrat
befugt, sofern die Ride nicht versammelt sind. (he erfor-
derliche Truppenzahl aufzubieten und über solche . zu ver-
fugen, unter Vorbehalt unverzüglicher Einberufung der
Hundesversammlung, sofern die aufgebotenen Truppen
zweitausend _Mann iibersteigen oder das Aufgebot länger
als drei Wochen dauert.

L. Er besorgt das eidgenössische Militiirwesen und
alle Zweige der Verwaltung, welche dem Hunde angehören.

LI. Er prüft die Gesetze und Verordnungen der Kan-
tone, welche seiner Genehmigung bedürfen; er überwacht
diejenigen Zweige der Kantonalverwaltung, welche seiner
Aufsicht unterstellt sind.

14. Er sorgt für die Verwaltung der Finanzen des
Bundes, für die F.ntwerfun.* des Voranschlages und die
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Stellung der Rechnungen über die Einnahmen und Aus-
gaben des Bundes.

15. Er hat die Aufsicht über die Geschiiftsführung
aller Beamten und Angestellten der eidgenössischen Ver-
waltung.

1G. Er erstattet der Buudc:versantlult iig jeweilen
bei ihrer ordentlichen Sitzung Rechenschaft über seine
Verrichtungen, sowie Bericht über den Zustand der Eid-
genossenschaft im Innern sowohl als nach aussen, und
wird ihrer Aufmerksamkeit diejenigen_llassregeln entllfeldt n,
w elche er zur Beförderung gemeinsamer Wohlfahrt für
dienlich erachtet.

Er hat auch besondere Berichte zù erstatten, wenn
die I3undesversan unlung oder eine Abteilung derselben
es verlangt.

Art. 103'). Die Geschiifte des Bundesrates werden
nach Departementen unter die einzelnen Mitglieder ver-
teilt. Der Entscheid über die Gescbiifte geht vom Bundes-
rat als Behörde aus.

Durch die Bundesgesetzgebung kinneu bestinunte
Geschäfte den Departementen oder ihnen untergeordneten
Amtsstellen unter Vorbehalt des Beschwerderechtes zur
Erledigung überwiesen werden.

Die Bundesgesetzgebung bezeichnet die Fülle, in denen
ein eidgenössisches Verwaltungsgericht für die Behandlung
der Beschwerde zustiindig ist.

Art. 104. Der Bundesrat und seine Departemente
sind befugt, für besondere Gescbiifte Sachkundige bei-
zuzielieil.

Ill. Bundeskanzlei.

Art. 105. Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanzler
vorsteht, besorgt die Kanzleigeschäfte bei der Bundesver-
sammlung und beim Bundesrat.

,t .1Lceiinderter Artikel. Angenommen in der Volksabstimmung vom 25. Ok-
tober 1914.
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Der Kanzler wird von der Bundesversammlung auf
die Dauer von drei .Jahren jeweilen gleichzeitig mit dem
Bundesrat gc^^ ühlt.

Die Bundeskanzlei steht unter der besondern Auf-
sicht des Bundesrates.

Die niihere Organisation der Bundeskanzlei bleibt
der Bundesgesetzgehuug vurhelialten.

IV. Organisation und Befugnisse des Bundesgerichts.

Art. 106. Zur uusiihung der Rechtspflege. soweit
dieselbe in den Bereich des Bundes fiillt, wird ein Bundes-
gericht aufgestellt.

Fuir Beurteilung von- Straffüllen (Art. 1 1 _') werden
8chwtirgeriehte (Jury) gebildet.

Art. 107. Die _Mit■lieder des Bundesgerichts und die
E satzmiimier werden von der Bundesvei:sammli u ig ge^^ühlt.
Ilei der Wahl derselben soll darauf Bedacht genommen
werden, dass alle drei Nationalsprachen vertreten seien.

Das Gesetz bestimmt die Organisation des Bundes-
gerichtes und seiner Abteilungen, die Zahl der Mitglieder
und Ersatznùinner, deren Amtsdauer und Besoldung .

Art. 100. In das Bundesgericht kann jeder Schwweizer-
huirger ernannt werden, der in den Nationalrat ist.

Die Al itglieder der Bundesversammlung und des Bundes-
rates und die von diese l' Behi'irden gewiihlten Beamten
1;6m- en nicht gleichzeitig Mitglieder des Bundesgerichtes sein.

Die Mitglieder des Bundesgerichtes dürfen keine
andere Beamtung, sei es im Dienste der Eidgenossenschaft.
sei es il' einem Kantone, bekleiden. noch irgend einen
andern Beruf oder Gewerbe treiben.

Art. 109. Das Bundesgericht bestellt seine Kanzlei.

Art. 110. I)as Bundesgericht beurteilt zivilrechtliche
Streitigkeiten :

1 . zwischen denn Munde und den Kantonen;
-• zwischen dem Bunde einerseits und Korporationen

()der Privaten anderseits, wenn der Streitgegen-
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Stellung der Rechnungen über die Ei inalimon und Aus-
gaben des Bundes.

15. Er hat die Aufsicht über die Geschäftsführung
aller Beamten und Angestellten der eidgenössischen Ver-
waltung.

1G. Er erstattet der Bundesversammlung jeweilen
bei ihrer ordentlichen Sitzung Rechenschaft über seine
Verrichtungen, sowie Bericht Tiber den Zustand der Eid-
genossenschaft im Innern sowohl als nach aussen, und
wird ihrer Aufmerksamkeit diejenigen Massregeln empfeh den,

welche er zur Beförderung gemeinsamer Wohlfahrt für
dienlich erachtet.

Er hat auch besondere Berichte zì> erstatten, wenn
die Bundesversammlung oder eine Abteilung derselben
es verlangt.

Art. 103 1). Die Geschäfte des Bundesrates Iverdci
nach Departementen unter die einzelnen _Aktglieder ver-
teilt. Der Entscheid über die Geschäfte geht yam Bundes-
rat als Behörde ans.

Durch die Bundesgesetzgebung können bestimmte
Geschäfte den Departementen oder ihnen untergeordneten
Amtsstellen unter Vorbehalt des Beschwerderechtes zur
Erledigung überwiesen werden.

Die Bundesgesetzgebung bezeichnet die Fülle, in denen
ein eidgenössisches Verwaltungsgericht für die Behandlung
der Beschwerde zustiindig ist.

Art. 101. Der Bundesrat und seine Departemente
sind befugt, für besondere Geschäfte Sachkundige bei-
zuziehen.

111. Bundeskanzlei.

Art. 105. Eine Bundeskanzlei, welcher ein Kanzler
vorsteht, besorgt die Iianzleigeschüfte bei der Bundesver-
sammlung nid beim Bundesrat.

'I Al ,zeünderter Artikel. Anzenommen in der Volksabstimnmm; vom 25. Ok-
tober 1914.
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Der Kanzler wird von der Bundesversammlung auf
die Dauer von drei Jahren jeweilen gleichzeitig mit dem
Bundesrat gewühlt.

Die Bundeskanzlei steht unter der besondern Auf-
sicht des Bundesrates.

Die nähere Organisation der Bundeskanzlei bleibt
der Bundesgesetzgebu u n, vorbehalten.

IV. Organisation und Befugnisse des Bundesgerichts.

Art. 1011. Zur Ausiibung der Rechtspflege. soweit
dieselb e in den Bereich des Bundes füllt, wird ein Bundes-
gericht aufgestellt.

Fiir Beurteilung von- Straffüllen (Art. 112) werden
Schwurgerichte (Jurv) gebildet.

Art. 107. Die Mitglieder des Bundesgerichts und die
Lrsatzmiinuer «erden von der Bundesversammlung gewühlt.
Bei der Wahl derselben soll darauf Bedacht genommen
vWerden, dass alle drei Nationalsprachen vertreten seien.

Das Gesetz bestimmt die Organisation des Bundes-
gerichtes und seiner Abteilungen. die Zahl der Mitglieder
und Ersatzmänner, deren Amtsdauer und Besoldung.

Art. 10S. In das Bundesgericht kann jeder Schweizer•-
biirger ernannt werden, der in den Nationalrat wahlbar ist.

Die _Mitglieder der BundesversamniIung und des Bundes-
rates und die von diesen Bebi■rdeu ge'viihlten Beamten
kii u rien nicht gleichzeitig Mitglieder des Bundesgerichtes sein.

Die Mitglieder des Bundesgerichtes diirfen keine
andere ib amtuug, sei es im Dienste der Eidgenossenschaft.
set es in einem Kantone. bekleiden, noch irgend einen
andern Beruf oder Gewerbe treiben.

Art. 109. Das Bundesgericht bestellt seine Kanzlei.

Art. 110. Das Bundesgericht beurteilt zivilrechtliche
Streitigkeiten :

1 . zwischen dem Bunde und den Kantonen:
-' zwischen denn Bunde einerseits und Korporationen

oder Privaten anderseits, Wenn der treitgegen-
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stand eine durch die Bundesgesetzgebung zu be-
stinnnende Bedeutung lint und wenn diese Korpora-
tionen oder Privaten Klüger sind;

3. zwischen den Kantonen unter sich

4. zwischen den Kantonen einerseits und Korporationen
oder Privaten anderseits, wenn der Streitgegen-
stand von einer durch die Bundesgesetzgebung zu
bestimmenden Bedeutung ist und eine Partei es
verlangt.

Das Bundesgericht urteilt ferner über Anstünde be-
treffend Heimatlosigkeit, sow ie über Bürgerrechtsstreitig-
keiten zwischen Gemeinden verschiedener Kantone.

Art, 111. Das Bundesgericht ist verpflichtet, die Be-
urteilung auch anderer El le zu übernehmen, wenn das-
selbe von beiden Parteien angerufen wird und der Streit-
gegenstand von einer durch die Bundesgesetzgebung zu
bestimmenden Bedeutung ist.

Art. 112. Das Bundesgericht urteilt mit Zuziehung.
von Geschwornen, welche über die Tatfrage absprechen,
in `tu affiillen :

1. über Hochverrat gegen die Eidgenossenschaft, Auf-
ruhr und Gewalttat gegen die Bundesbehörden;

`?. iiher Verbrechen und Vergehen gegen das Völker-
recht;

3. Fiber politische Verbrechen und Vergehen, die Ur-
sache oder Folge derjenigen Unruhen sind, durch
welche eine bewaffnete eidgenössische Intervention
veranlasst wird, und

4. in Füllen, wo von einer Bundesbehörde die von ihr
ernannten Beamten ihm zur strafrechtlichen Beur-
teilung überwiesen werden.

Art. 113. Das Bundesgericht urteilt ferner:
1. über Kompetenzkonflikte zwischen Bundosbehörden

einerseits und Kantonalbehörden anderseits;
2. über Streitigkeiten staatsrechtlicher Natur zwischen

Kantonen
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3. Tiber Beschwerden betreffend Verletzung verfassungs-
miissiger Fechte der Bürger, sowie über solche Vom
Privaten wegen Verletzung von Konkordaten und
Staatsverträgen.

Vorbehalten sind die durch die Bundesgesetzgebung:
Höher festzustellenden Admiuistrativstreitigkeiten.

In allen diesen Füllen sind jedoch die von der Bundes-
versammlung erlassenen Gesetze und allgemein verbind-
lichen Beschlüsse, ^sowie die Von ihr genehmigten Staats-
Vertrüge für das Bundesgericht massgebend.

Art. 114. Es bleibt der Bundesgesetzgebung iiber-
lassen, ausser den in den Artikeln 110, 112 und 113 be-
zeichneten Gegenstiinden auch noch andere Falle in die
h'oinlltetenz des Bundesgerichtes zu legen. insbesondere
die Befugnisse festzustellen, welche ihm nach Erlassung
der im Artikel 64 vorgesehenen eidgenösisschen Gesetze be-
htifs einheitlicher Anwendung derselben zu übertragen sind.

IV 1 'is.') Eidgenössische Verwaltungs- und Disziplinar-
gerichtsbarkeit.

Art. 1141"'. Das ei* ,enöössische Verwaltungsgericht
beurteilt tlie in den Bereich des Bundes fallenden Adniini-
str;tti vstreitigkei ten, die die Bundesgesetzgebung i it n i zuweist.

Beni Verwaltungsgericht steht auch die Beurteilung
von Disziplinarfüllen der Bundesverwaltung zu. die ihm
durch di e Buudesgesetzgehung zugewiesen werden, soweit
dafiìr nicht eine besondere Gerichtsbarkeit geschaffen wird.

Die B u ndesgesetzgebung und die von der
genehmigten

	Bundes-
vel'Sallü tll1iug	 enehmigten Staatsvertl'age sind fur' dasr+ r+	 a
eidgenössische Verwaltungsgericht mass gebend.

Die hantone sind mit Genehmigung der Bundesver-
sammlung befugt, Adniinistrativstreitigkeiten, die in ihren
Bereich fallen. dem eidgenössischen Verwaltungsgericht
zur Beurteilung zuzuweisen.

Die (rganisatii■n der eidgenüssichen Verwaltungs-
und Disziplinargerichtsbarkeit, sowie das Verfahren wird

• durch das Gesetz bestimmt.
1) Angenommen in der Volksabstimmung vom 23. Oktober 1911.
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V. Verschiedene Bestimmungen.

Art. 115. Alles, was sich auf den Sitz der Ilnnde -
behürden bezieht, ist Gegenstand der Bundesgesetzgebung.

Art. 116. Die drei Hauptsprachen tier Schweiz, die
deutsche, franziisische und italienische, sind Nationalsprachen
des Bundes.

Art. 117. Die Beamten der Eidgenossenschaft sind
für ihre Geschiiftsfiihrt nig verantwortlich. Ein Bundesgesetz
wird diese Verantwortlichkeit näher bestimmen.

Dritter Abschnitt.')

Revision der Bundesverfassung.
Art. 118. Die Bundesverfassung kann jederzeit ganz

oder teilweise revidiert werden.

Art. 119. Die Totalrevision geschieht auf dem Wege
der Bundesgesetzgebung.

Art. 120. «renn eine Abteilung der Bundesversamm-
lung die Totalrevision beschliesst und die andere nicht
zustimmt, oder wenn fünfzigtausend stinunherechtigte
Schweizerbürger die Totalrevision der Bundesverfassung
verlangen, so muss im einen wie im andern Falle die
Frage, ob eine solche stattfinden soll oder nicht, dem
scliveizerischen Volke zur Abstimmung vorgelegt werden.

Sofern in einem dieser Fiille die Mehrheit der stim-
menden Schweizerbürger Tiber die Frage sich bejahend
ausspricht, so sind beide Hüte neu zu wiihlen, uni die
Totalrevision an olle Hand zu nehmen.

Art. 121. Die Partialrevisiun kann sowohl auf dem
Wege der Volksanregung (Initiative) als der Bundesgesetz-
gehung vorgenitmmen werden. .

.Abgeänderter Abschnitt. _Angenommen in der Volksabstimmung y. b. Juli 1891.



Die Volksanregung umfasst das von fünfzigtausend
stimmberechtigten Schweizerbürgern gestellte Begehren auf
Erlass. :Aufhebung oder Abänderung bestimmter Artikel
der Bundesverfassung.

Wenn auf dem Wege der Volksanregung mehrere
verschiedene Materien zur Revision oder zur Aufnahme
m die Bundesverfassung vorgeschlagen werden, so hat
jede derselben den Gegenstand eines besondern Initiativ-
begehrens zu bilden.

Die Initiaticbegehren können in der Form der all-
gemeinen Anregung oder des ausgearbeiteten Entwurfs
gestellt werden.

Wenn ein solches Begehren in Form der allgemeinen
Anregung gestellt wird und die eidgenössischen Riite mit
demselben einver`tan d en sind, so haben sie die Partial-
revision im Sinne der Initianten auszuarbeiten und die-
selbe dem Volke und den Stünden zur Annahme oder
Verwerfung Vorzulegen. Stimmen die eidgenössischen Räte
dem Begehren nicht zu, so ist die Frage der Partialrevision
doni Volke zur Abstimmung zu unterbreiten und, sofern
die Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger sich be-
jahend ausspricht, die Revision von der Bundesversammlung
im Sinne des Volksbeschlusses an die Hand zu nehmen.

Wird das Begehren in Form eines ausgearbeiteten
Entwurfes gestellt, und stimmt die Bundesversammlung
demselben zu, so ist der Entwurf dem Volke und den
Stünden zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Im
Fa lle der Nichtzustimmung kann die Bundesversammlung
einen eigenen Entwurf ausarbeiten oder die Verwerfung
(les Vorschlages beantragen und ihren Entwurf oder V"er-
werfun;,rsantra gleichzeitigmit dem Initiativbegehren der
Abstimmung des Volkes und der Stünde unterbreiten.

Art. 122. Heber das Verfahren bei den Volksbegehren
und den Abstiu unungen betreffend Revision der Bundes-
verfassung wi r, ' ein Bundesgesetz das Nähere bestimmen.

Art.123. Die revidierte Bundesverfassung, beziehungs-
weise der revidierte Teil derselben, treten in Kraft, wenn
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sie von der Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden
Bürger und von der Mehrheit der Kantone angenommen sind.

Bei Ausmittlung der Mehrheit der Kantone wird die
Stimme eines Ilalhkantons als halbe stimme gezählt.

Das Ergebnis der Volksabstimmung in jedem Kantone
gilt als Standesstimme desselben.

Uebergangsbestimmungen.
Art. 1. In Betreff der Verwendung der 7.011- Lind

Posteinnahmen bleiben die bisherigen Verhältnisse unver-
ändert, bis der Uebergang der his jetzt von den Kantonen
getragenen Militärlasten auf den Bund sich vollzieht.

Ausserdem ist auf dem Wege der Bundesgesetzgehung
zu bewirken, dass denjenigen Kantonen, für welche die
durch die Artikel 20, 30, 36, zweites Alinea, und 42 e,
herbeigeführten Veränderungen fini Gesamtergebnisse eine
fiskalische Einbusse zur Folge haben, diese Einbusse nicht
auf einmal in ihrem vollen Umfange, sondern nur all-
mählieb wahrend einer Uebergangsperiode von einigen
.Jahren erwachse.

Diejenigen Kantone, welche sich bis zum Leitpunkte.'
in welchem der Artikel 20 in Kraft tritt, mit den ihnen
durch die bisherige Bundesverfassung und die Bundes-
gesetze obliegenden militärischen Leistungen im 1{ückstande
befinden, sind verpflichtet, diese Leistungen auf eigene
Kosten nachzuholen.

Art. 2. Diejenigen Bestimmungen der eidgeniissischen
Gesetzgebung, der Konkordate, der kantonalen Verfassungen
und Gesetze. welche mit der neuen Bundesverfassung im
Widerspruch stehen, treten mit Annahme derselben. hezie-
hungsweise der Erlassung der darin in Aussicht genommenen
Bundesgesetze ausser Kraft.

Art. 3. Die neuen Bestimmungen betreffend die Or-
ganisation und die Befugnisse des Bundesgerichtes treten
erst nach Erlassung der bezüglichen Bundesgesetze in Kraft.
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Art. 4. Den Kantonen wird zur Einführung der Un-
entgeltlichkeit des i1fentliehen Primarunterrieht' (Art. 27))
eine Frist von fünf Jahren eingeräumt.

Art. 5. Personen, welche den wissenschaftlichen 13e-
rufsartei angehören. und welche bis zum Erlasse der im
Artikel 33 vorgesehenen Bundesgesetzgebung von einem
Kanton oder von einer, mehrere Kantone repr isentierenden
Konkordatsbehi■rde den Ausweis der I3efühigung erlangt
haben, sind befugt, ihren Beruf in der ganzen Eidgenossen-
schaft auszuüben.

Art. (i. '1 Wenn Vol' Ende des Jahres 1S90 ein Bundes-
gesetz im Sinne des Artikels 32 1'is eingeführt wird, so
fallen schon mit dessen Inkrafttreten die von den Kantonen
und Gemeinden nach Art. :l_> bezogenen Eins anb gebiihren
auf geistigen Getrunken dahin.

Wenn in diesem Falle die auf die einzelnen Kantine
und Gemeinden berechneten Anteile an der zur Verteilung
kommenden  Summe nicht hinreichen würden. uni die
dahingefallenen (telhühren auf geistigen Getriinkcn nach
dem durchschnittlichen jiihrlichen Neto-Ertrage in den
Jahren 1880 bis und mit 1584 zu ersetzen. so wird den
betroffenen Kantonen uni Gemeinden his Ende des Jahres
1890 der daherige Ausfall an derjenigen Summe gedeckt.
Welche den übrigen Kantonen nach der Volkszahl zu-
kommen würde, und erst der Rest auf die letztern nach
ihrer Volkszahl verteilt.

Ausserdem ist auf dem Wege der Bundesgesetzgebung
zu bewirken, dass denjenigen Kantonen oder Gemeinden,
fin• welche das Inkrafttreten dieses Beschlusses eine fiska-
lische Einbusse zur Folge haben kann, diese Einbusse
nicht auf einmal in ihrem Villen Umfange, sondern nur
anutühlìch bis zurrt .fahre 1595 erwachse. Die hierzu er-
forderlichen Entsehadignngsstn onen sind vorweg aus den
im Artikel 3O 1'is, Alinea 4, bezeichneten Reincinn tl omen
zu entnehmen.

, 1 Neuer Artikel. .1m-enommen in der Volksabstimmung voni 23. Oktotvr 15,S5.
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Nota. Genúiss dem ersten Absatz dieses Artikels G und
Bundesratsbeschluss vom 15. Juli 1887, betreffend den sukzes-
siven Vollzug der einzelnen Teile des Bundesgesetzes Vom
23. Dezember 1886 (Amtliche Sammlung, Neue Folge, Band X,
Seiten 1;0 ff., 155 ff.), sind die von den Kantonen und Gemeinden
nach Art. 33 der Bundesverfassung bezogenen Eingangsge-
biihren auf geistigen Getränken mit dem 1. September 1887
dahingefallen. Damit sind Art. 32 und Art. 31, lit. a, soweit
sie sich auf Eingangsgebühren für Wein und andere geistige
Getränke beziehen, ausser Kraft gesetzt.

Also denn Volke und den Ständen vorzulegen beschlossen
vom Nationalrute,

Bern, den 31. Januar 1874.

Der Präsident : Ziegler.
Der Protokollführer: Schiess.

Also dem Volke und den Stünden vorzulegen beschlossen
vom Ständerate,

B e rn, den 31. Januar 1874.

Der Priisident : A. Kopp.
Der Protokollfiihrer: J. L. Lutscher.
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Bundesbeschluss
betreffend

die Erwahrung der Abstimmung fiber die am
31. Januar 1874 vorgelegte revidierte Bundes-

verfassung.
(Con' 29. Mai 1574.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft.

nach Einsicht der Protokolle über die Sonntags den
19. April 1874 stattgehahte Abstimmung des Schweizer-
Volkes über die durch Bundesgesetz Vom 31. Januar 1874
Vorgelegte revidierte Bundesverfassung:

nach Kenntnisnahme der Von den zuständigen kan-
tonalen Behörden in Beziehung auf Tiber die ahzu-
gebende Standesstinuue eingelangten Erklärungen:

nach Einsicht einer Botschaft (les Bundesrates vom
20. Alai 1874,

aus welchen A ktenstücken es sich ergibt:
a) in Beziehung auf die Volksabstimmung

erklärten sich
fir	 für

Anna June 	 Venrerfunz
der \ °dare

1 1 11 Kanton Zürich  	 61,779 3,516
Bern 	 63,367 18,995

o Luzern 	 11'276 18,158
n Uri :i3'? 3,866

,, Sell W V7 	 1988 9.298
Unterwalden (oh dem Wald) 569 2,S07
Unterwalden (nid dein Wald) 52• 22,235

0 (rlarus 	 . 	 . 	 . 	 . 	 . 	 . 	 . 5,169 1,643
Zug 	 1 797 2.740
Freiburg 	 5,568 9 1,368
Solothurn 	 .	 .	 .	 . 10.7 39 5,746

L bcrtrag 163.099 89,639
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L`bertrag 163,099 89,632
im Kanton Basel-Stadt 	 6,821 1,071
» » Basel-Landschaft 	 . 9.936 1,428
» » Schaffhausen 	 6,596 219
» » Appenzell 	 A .-Iill. . 9,858 2 ,040
» » Appenzell L-Bh. 	 . 497 9,558
» » St. Gallen 26,134 19.939
» » Graubiinden 10 624 9,192
» » Aargau 	 27,196 14,558
» » Thurgau 	 18,932 3,761
» » Tessin 6 245 12,507
» » Waadt 	 26,204 17,36 2
» » Wallis 3,558 19,368
» » Neuenburg' 	 ..	 16,995 1,251
» » Genf 	 9 674 9.8°7

340,199 198,013
lIiernach haben sichfür.Annahmederrevidiertenl3undes-

verfassung 340,199 und für Verwerfung 198,013 ausge-
sprochen. mithin mehiAnnehmendealsVerw'erfende 142,186.

b) in Beziehung auf die Standesstimme.
Besondere Standesstimmen haben abgegeben die

Kantone:
Uri 	 Im	 5. Mal.
Unterwalden (nid dem Wahl) . . 	 6. April.
Glarus  	 12. :\1)1'11,
Graubinden 	  »	 1.

 5. März und
Genf  	 o	 19. April 1874,

und hierbei haben sieh für Annahme der Verfassung
erklärt die Stunde Glarus, Graubünden, Tessin und Genf:

für Verwerfung die Stünde Uri und Unterwalden
(nid dein Wald).

Die siimtliehen übrigen Stände hinwieder anerkennen
die Volksabstimmung gleichzeitig auch als Standesstininie.

Demzufolge haben 14 1 /2 Stii n de die Verfassung an-
genommen, nämlich : Zürich. Bern, Glarus, Solothurn, Basel,
Schaffhausen, Appenzell A.-Iih.. St. Gallen, Graubünden,
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Aargau. Thurgau. Tessin. Waadt, Neuenburg und Genf
7 1 /2 Stünde huben dieVerfassnng abgelehnt, niinllich: Luzern.
Uri, Schwyz, Unterwalden. Zug, Freilun•g, .lppenzell I.-Rh.
und Wallis,

e rkliirt:

L Die durch das Bundesgesetz vom 31. Januar 1874
vorgelegte abgeiinderte Bundesverfassung ist sowohl von der
Mehrheit der stimmenden Schweizerbürger, als von der Mehr-
heit der Jiontone angenommen worden: es wird dieselbe mit
Datum vom 29. Mai 1871 hiermit feierlich in Kraft erkliirt.

2. Der Bundesrat wird mit der Veröffentlichung des
gegenwiirtigen Beschlusses und mit den zur Vollziehung
desselben erforderlichen weitern Massnahmen beauftragt.

Also beschlossen vent Nationalrate,

Bern, den 28. Mai 1574.
•
I)er Präsident: Ziegler.
I)er Protokollfiiltrer: Schiess.

Also beschlossen vom Stiinderate,

Bern, den 29. Mai 1S74.

Der Präsident: A. Kopp.
Der Protokollfiihrer: J. L. Liitscher.

Der schweizerische Bundesrat beschliesst:

Der vorstehende Bundesbeschluss ist nebst der revi-
iliertpll Bundesverfassung selbst in die amtliche Gesetz-
salunlluug der Eidgenossenschaft aufzunehmen unit ersterer
den Kantonsregierungen zur angemessenen Verliffeltheldil ng
durch Anschlag mitzuteilen.

Il ern, den 30. Mai 1874.

I)er Bundespräsident: Schenk.
Der Kanzler der Eidgenossenschaft: Schiess.
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Bundesbeschluss'►
betreffend

Erlass eines Artikels der Bundesverfassung zur
Erhebung einer einmaligen Kriegssteuer.

(Vom 15. April 1915.)

Die Bundesversaminlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des ßundesrates vom
12. Februar 1915 ( Bundesbl. 1, 1-19):

in Anwendung' d es Art 121 der P,undesVerfassung,
•	 beschliesst:

A. Der Bundesverfassung wird folgender Artikel bei-
gef ügt

Der Bund erhebt zur teilweisen Deckung der Kosten
des 'Truppenaufgebotes vviilireud des europüisclten Krieges
eine ein erdige Kriegssteuer.

2 1)ie natiirlichen Personen haben diese Steuer
zu entrichten von ihrem Vermögen und ihren) Erwerb.
Die Steuerpflicht beginnt bei einem Vermögen, das zehn-
tausend Franken, und bei eineng Erwerb, der zw eitausend-
fiinfhundert Franken übersteigt; für \Vitwen Mine Erwerb
mit Kindern wird das steuerfreie Vermögen und für Familien
ebne Vermügeu luit vier oder mehr Kindern unter acht-
zehn Jahren wird der steuerfreie Erwerb erhöhtd it werden.
Der Steuersatz ist progressiv und steigt in Klassen von
eins bis fünfzehn vom Tausend des Reinvermögens und
von einhalb bis acht vom Hundert des Neinerwerbs, nach
Massgabe der diesem Beschlusse beigefügten 'Tabellen.

3 DieAktiengesellschaftcn und líolumandit-
Aktiengesellschaften haben die Steuer von ihrem
Aktienkapital, ihrem Reservefonds und ihren andern Iliick-
stellungen zu entrichten. Der Steuersatz betrügt zwei his
zehn vom Tausend des einbezahlten Aktienkapitals und

Angenommen in der Volksabstimmung vem G. .Juni 1915. — A mtl. Nanuu-
lung n. I'. XXXI,881.
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der Reserven, und eins bis fünf vom Tausend des nicht
einbezahlten Aktienkapitals. Innert dieser Grenzen richtet
er sich nach der Höhe der zur Auszahlung gelangten_
Dividenden.

4 Die Genossenschaften des Ohlii ationenrechts,
in it Ausnahme der konzessionierten Versicherungsgenossen-
schaften entrichten die Steuer von ihrem Reinertrag; der
Steu rsatz betrügt Vier vom Hundert der den Mitgliedern
gew ìihrten Rückvergütungen und acht vom Hundert des
übrigen Reinertrages. Die konzessionierten Versicherungs-
genossenschaften entrichten die Steuer von ihrer schweize-
rischen Priimieneinnahme ; der Steuersatz betrügt fünf vom
'Pausend dieser Prümieneinuahute.

Die übrigen juristischen Personen entrichten
die Kriegssteuer von ihrem Vermögen nach den Vorschriften.
die für die natürlichen Personen gelten ; der Steuersatz
steigt bei ihnen nur bis zehn vont Tausend.

Von der Entrichtung der Kriegssteuer sind befreit:
rr) der .Bund und die Kantone und ihre Anstalten und

Betriebe. die schweizerische Unfallversicherungsanstalt
in Luzern und die schweizerische Alkoholverwaltung;

i)) die schweizerische Nationalbank ;

() die Gemeinden, sowie die andern öffentlich-rechtlichen
und kirchlichen Körperschaften und Anstalten für
das Vermögen, dessen Ertrag öffentlichen Zwecken
dient ;

d) die übrigen Körperschaften und Anstalten für das
Vermögen, dessen Ertrag Kultus- oder Unterrichts-
zwecken oder der Fürsorge für Arme und Kranke
dient ;

e) die konzessionierten Transportanstalten für das Aktien-
kapital, für das keine Dividende verteilt wird.
Der Bezug der Kriegssteuer erfolgt in mindestens_

zwei Raten. Er liegt den Kantonen ob. Diese haben vier
Fünftel der eingehenden Steuerbetriige dent Bund abzu-
liefern.

s Die Bundesversammlung wird die Vorschriften über
dieAusf Mau ngdiesesAerfassmt artikelsendgültigaufstellen.
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I3. Dieser Bundesbeschluss ist tier Abstimmung des
Volkes und der Stünde zu unterbreiten.

C. Der 13undesrat ist Writ der Vollziehung beauftragt.
D. Nach Erhebung der Kriegssteuer tritt dieser Ver

fassungsartikel wieder ausser hraft.

Also beschlossen vom Ständerate,
Bern, den 17,. April 1915.

Der Präsident: Geel.
Der Protokollfiihrer: David.

Also beschlossen vorn Nationalrate,
Bern, den 1:). April 1915.

Der Präsident: Félix Bonjour.
Der Protokollfiihrer: Schatzmann.

Tabelle 1.

Vermiigensteuer.
Die Steuerklassen, Steuersätze und Steuerbeträge der

Verntiigenssteuer werden festgesetzt wie folgt:
(i)or Steuorbi•traz . ist für jede Klasse von der untern l,is zur idiern Grenze deisell, .i

Klasse Vermögen
von über	 bk und mit

Fr.	 Fr.

Steuersatz
pro Mille Steuerbetnie

Fr.

1 10,000 15,000 1 10
2 15,000 20,000 1 15
3 20,000 25,000 1 20
4 25,000 30,000 1	 • 2 5
5 30,000 35,000 1 30
6 35,000 40,000 1,i 38.50
7 10,000 45,000 1,2 48
ti 45,000 50,000 1,3 58.50
9 50,000 55,000 1,4 70

10 55,000 60,000 1,5 82.50
11
1 2

60,000
65,000

65,000
70,000

1,6
1,7

96
110 	 50

13 70,000 75,000 1,8 126
1.1 75,000 50,000 1,9 142.50
15 80,000 85,000 2 160
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ólusse V e r m ö g e n 	 '
• run il ler	 bis und unit

Yr.	 Fr.

5tener.n[z
pro )lille 6teuerletree

Fr.
llï 85,000 90,000 '_),t 17S.50
17 90,000 95,000 2,2 198
18 95,000 100,000 2 ,3 21S.50
19 100,000 110,000 2,4 240
20 110,000 120,000 g,6 275
21 120,000 130.000 g ,s 312
-̀) -̂) 1.i 0 ,000 140,000 2,7 :3o1
23 140,000 150,000 '',8 392
24 150,000 160,000 2,9 435
95 160,000 170,000 3 4S0
26 170,000 180,000 3,1 527
27 180,000 190,000 3,2 576
28 190,000 200,000 3,3 627
29 200,000 210,000 3,4 680
30 210,000 22 0,000 3,5 735
31 220,000 230,000 3,55 803
3' 230,000 240,000 3,so 874
33 2-10,000 250,000 3,95 94S
34 250,000 260,000 4,10 1,025
:35 260,000 27 0.000 4,26 1,105
36 27 0,000 280,000 4,40 1,188
3 7 280,000 300,000 4,55 1,274
38 300,000 320,000 4,7o 1,410
39 320,000 340,000 4,95 1,552
40 340,000 360,000 5 1,700
41 360,000 380,000 5,2 1,879
42 380,000 400,000 5,4 2,052
43 400,000 420,000 5,c 2,240
44 420,000 440,000 5,s 2,436
45 440,000 460,000 6 2,640
46 460,000 480,000 6,2 2,852
47 480,000 500,000 0,4 3,072
48 50 11,000 520,000 60 3,300
49 520,000 540,000 6,s 3,536
50 540,000 560,000 7 803,780

4
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Vermögeng e n
con uber	 his und mit

Fr. 	 1'r.

Steuersatz
pro Mille Steuerbe U•ae

Fr.

51 560,000 580,000 7 ,2 4,032
52 580,000 600,000 7,4 1,29'

53 600,000 620,000 7,4 4,5110
54 620,000 640,000 7,s 4,836
55 6-10,000 660,000 8 5,120
50 660,000 680,000 8,2 5,-112
57 680,000 700,000 8,4 5,712

58 700,000 720,000 8,6 6,020
 59 720,000 740,000 SO 6,336

1;0 7 -10,000 760,000 9 6,060
61 760,000 780,000 9,2 6,992
62 780,000 800,000 9,4 7,332
63 800,000 820,000 9,6 7,680
61 820,000 840,000 9,8 5,036
65 840,000 860,000 1 0' 8,400
66 860,000 880,000 10,2 8,772
67 880,000 900,000 10,4 9 , 152

68 900,000 920,000 10,6 9,510
69 920,000 9-10,000 10,8 9,936
70 940,000 960,000 1 1 10,310
71 960,000 980,000 11,2 10,752
72 980,000 1,000,000 11,4 11,172
73 1,000,000 1,050,000 11,0 11,600
74 1,050,000 1,100,000 11,8 12,390
75 - 1,100,000 1,150,000 12 13,200
76 1,150,000 1,200,000 12,2 1-1,030
77 1,200,000 1,250,000 12,4 14,880
78 1,250,000 1,300,000 12,6 15,750
79 1,300,000 1,350,000 12,s 16,610
SO 1,350,000 1,400,000 13 17,550
8 1 1,400,000 1,450,000 13,2 18,480
82 1,450,000 1,500, 000 13,4 19,430
83 1,500,000 1,600,001) 13,6 20, -1011
81 1 ,600,000 1,700,000 13,s 22,080
85 1,700,000 1,800,000 14 23,800



— 51 —

Klasse Vermögen 	 Steuersatz
cou über 	 bis und mit 	 pro Mille

Fr. Fr.

Steuerbetrug

Fr.
56 1,800,000 1.900,000 	 14,2 25,560
51 1,900,000 2,000,000 	 14,4 27,360
88 2.000,000 2,100,000 	 14,c 29,200
89 2,100,000 2,200,000 	 14.8 31,080
90 2,200,000 2,300,000 	 15 33,000
91 • 2,300,000 2,.100,000	 15 34,500
9.—' 2,400,000 2,100,000 	 15 36,000
9:3 2,500,000 2,600,000 	 15 37,500
94 2,600,000 2,700,000 	 15 39,000
95 2,700.000 2,S00,000 	 15 40,500
96 2,800.000 2,900,000 	 1 5 42,000
97 2,900,000 3,000,000 	 15 -13,500
518 3,000,000 3,100,000 	 15 45,000
99 3,100,000 3,200,000 	 15 46.500

100 3,200,000 3,300,000 	 15 48,000
101 3,300,000 3,400,000 	 15 19,500
102 3,400,000 3,5000.000 	 15 51.000
103 :1,500,000 3,1100,000 	 1 5 52.500

Weitere Klassen um je 100.000 Fr. steigend.

Tabelle II.

Erwerbssteuer.
Die Ste ll erHassen, teuersiitze und Steuerbetriiire für

die 1, 1'vVerlls.tNIer „! - erden festgesetzt Arie folgt:
tl)er Steuerbetri ist (Or j(sie Klaso von der untern l is zur

oborn Grosze derselbe.)

Klasse 	 Erwerb 	 Steuersatz 	 Steuerbetrug

Fr. 	 Fr. 	 Fr.

1 2,500 2,700 0.50 12 50
' 2,700 3,000 0,75 20 25

3,000 3,500 1 3 0
1 3,:100 1,000 1.1 38 50
`' 1 ,000 4,500 1.2 48

son über 	 bis und mit 	 Prozent
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Klasse
Erwerb

)mn über 	 bi. 	 1 mit

Fr.	 Fr 	

Steuer.atz
Prozent Strnerbetrae

Fr. 	 I

6 4,500 5,000 1,3 58.50
7 5,000 5,500 1 ,4 10
8 5,500 6,000 1.5 52.50
9 0,000 6,500 1,8 90

10 0,500 7,000 1,7 110, 50
11 7,000 7,500 1,8 i120
12 7,500 5,000 1,9 112 	 50
13 8,000 8,500 2 160

14 R,.)QO 9,0W) 2 ,i. 178.50
15 9,000 9,500 2,2 198
16 9,500 10,000 2, 3 2 15.:)0

17 10,000 11,000 2 ,4 240
18 11,000 12.000 2 ,5 275
19 12,000 13,000 2,0 3 12
20 13,000 14,000 2,7 3-11
2 1 14,000 15.000 2 , 8  392
22 1 ).000 10,1)I)0 2 ,s 4 35
23 10,000 17,000 3 480
24 17,000 18,000 3,1 527
25 18,000 19,000 3,2 570
26 19,000 20,000 9,3 621

27 90.000 21,000 3 ,4 680
25 21,000 22 ,000 3 ,5 735
29 2>,000 23,000 i,¢5 803
30 23.1)00 24,000 3,80 ti 71
31 2-1,000 25,000 3,9L 918
32 25,000 26,000 4,10 1,025
33 26,000 27,000 1,s5 1,105
34 97,000^ ^	 28,001) -1,4o 1.18ti _
355 25,000 30,000 -i,55 1,2 I -1

36 30,000 32,000 -1,70 1,110
37 32,000 34,000 4,85 1,552

.38 31,000 36,000 5 1,71)0
39 36,000 38,000 5,2 1.872
40 38,000 10,000 5,4 2,052
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klasse
von über

Fr.

Erwerb
bis und mit

F r .

Steuersatz
Prozent

Steuerbctra_

Fr.

41 10.11011 42.0011 5,e 2 , 2-10

42 12,000 4-1,000 5, 8 2,436
43 44,000 46,000 6 2,640
44 46,000 48,000 6,2 2,552
45 48,000 50,000 6,4 3,072
46 50,000 52,000 6,6 3,300 
47 52,000 54,000 6,8 3,536
48 54,000 56,000 7 3,780
411 56.000 58,000 7,2 -1,032
50 58,000 60,000 7,4 4,292
51 60,000 62,000 7,6 4,560
52 62,000 64,000 7,s 4,836
53 64,000 66,000 S 5,120
54 66,000 68,000 S 5,280
55 68,000 7 0,000 S 5,440
56 7 0,000 72,000 S 5,600
57 72,000 74.000 8 5,760
58 71,000 76,000 8 5,920
511 7 6,000 78,000 S 0,080
60 78,000 80,000 S 6,240
61 80,000 S2,000 S 6,400
62 82,000 84,000 5 6,560
63 84,000 86,000 . 8 6,720
64 86,11011 88,0011 S 6,880
65 85,000 90.000 8 7.040
6G 90,000 92,000 8 7,200
67 92,000 94,000 8 7.360
68 91,000  96,000 8 7,520
69 96,000 98 ,000 8 7,080
( 0 98,000 100,000 5 7,840

71 100,000 105,000 S 8,000
( 2 105,000 110,000 S 8,4011
73 110,000 115,000 S 5,800
( 4 115,000 120,000 8 9,200
75 120,000 1 25,000 8 9,600
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blasse Er wer b
on liber 	 bis und mit

Fr.	 1•'r.

*Steuersatz
Prozent ltcuerbei rii

Fr.

76 125,000 130,111111 8 10,000
77 130,000 135,000 8 10,-100
78 135,000 140,000 S 10,800
79 140,000 145,000 8 11,200
SO 145,000 150,000 8 11,600
81 150,000 160,000 ti 1'',1100
89 160,000 170,000 8 19,800
83 170,000 180,000 8 13,6110
84 180,000 1!11),1)110 8 14,11111
85 190,000 2011,000 8 15,9011
86 200,000 210,000 8 16,000

11'eitere. Iíl assen um je Fr. 10,01)0 steigend.

Also beschlossen vom Stiintlerate.

Bern, tien 15. April 1915.

Der l'riisident : Geel.
Der 1'rolokitllfiilnrr: David.

Also beschlossen vom Nationalrate.

Bern, den 15. April 1915.

Der Priisitlent.: Félix Bonjour.
Der Protokollfiiln•er: Schatzmann.
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Sachregister.

nie Zahlen verweisen auf die Artikel der Iiundeseerfassang.

Aargau 1.
Abgaben für Benutzung der Was-

serkräfte °4bi , Abs. 5 u. 6.
Absinthverbot 32ter.
Absinthhaltige Getränke,

welche eine öffentliche Ge-
fahr bilden 32tCr Abs. 3.

Absinth zu pharmazeutischen
Zwecken $' 1Cr.

Abstimmungen, eidgenössische
43 Abs. '.

Abzugsrechte 62.
Administrativstreitigkeiten

Ziff. 12. 113 Abs. 5.
Aktienbank 39 Abs. 2.
Aktienkapital 39 Abs. 4.
Alkoholismus, Bekümllfung:;•,i,^. :Ahs. t.
Alkoholmonopol
Alpenstrassen. internationale,

EHtsehüdigungen 30 Abs. 3,
37 Abs. 2. .

Amnestie 83 Ziff. 7.
Amtlicher Verkehr zwischen

Rantonen und auswiirtigen
Staatsregierlmgen, 	 sowie
ihren Stellvertretern 	 10
_Abs. 1.

Anleihen $3 Ziff. 10.
Ansprachen, persönliche

• 1 Abs. 1.
Appenzell (beider Rhoden) 1.
Arbeitsanstalten. kantonale.

Bundesbeiträge an solche
64bis Abs. 3.

Arbeitsdauer 34 Abs. 1.
Armenpflege, örtliche 45

Abs. -1.
Armenunterstützung 45 Abs. 3,

4 und 5.
Arrest 59 Abs. 1.
Aufenthalt 47.
Aufforstung 24 Abs. 2.
Aufrechtstehender Schuldner 59

Abs. 1.
Aufruhr 112, Ziff. 1.
Ausfuhrzölle 2$.
Ausgaben des Bundes 42.
Ausgangsgebühren 29, Ziff. 2.
Ausländische Schuldner 59

Abs. 2.
Auslieferung, interkant. 67.
Ausnahmegerichte 53.
Ausrüstung der Wehrmänner iS

Abs. 3.20.
Auswanderungsagenturen 34

Abs. 2.
Ausweise für wissenschaftliche

Berufsarten 33.

Ausweisschrift siehe Heimat-
schein.

Ausweisung 	 Fremder, 	 siehe
l'renulenausweisung 70.

Banknoten, Ausgabe durch den
Bund 39 Abs. 1. 39 Abs. 6.

Basel (Stadt u. Landschaft) 1.

Beamte, eidgenössische 112
Abs. 4. 117.
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Beerdigung armerKantonsfremder
48.

Beerdigung, schickliche 53
Abs. 2.

Befugnis der Kantone, Vertrüge
fiber Gegenstände d. Staats-
wirtschaft, des nachbar-
lichen Verkehrs und der
Polizei mit dem Auslande
abzuschliessen 9. 10 Abs. 2.

Begnadigung 85 Ziff. 7.
Begnadigungsrecht 92.
Begräbnisplätze, Verfügung

darüber 33 Abs. 2.
Beiträge der Kantone 4 .2 lit. f.
Bern 1.
Besserungsanstalten, kantonale,

Bundesbeiträge an solche
64bi- Abs. 3.

Besteuerung gebrannter Wasser
; 2hi, Abs. 3.

Besteuerung, Verbot der Be-
steuerung der Bundesbank
und ihrer Zweiganstalten
durch d. Kantone 39 Abs. 5.

Betäubung der Tiere b. Schlachten

Bewaffnung der Kantone,
Verbot 14.

Bewaffnung der Wehrmänner 1$
Abs. 3.

Binnenschiffahrt 24'' - _Abs. 2.
Bistümer in der Schweiz, Er-

richtung you solchen 50
Abs. 4.

Brauteinzugsgebühren )4 Abs.6.
Brücken, Oberaufsicht des Bun-

des 37. Abs. 1.
Brückengelder 30 Abs. 2.
Bundesbank (Nationalbank) 39.
Bundesbank
- Reingewinn 39 Abs. 4.
- Sitz 39 Abs. 7.

Bundesbehörden, 12, 15, 16, :37.
Bundesbeschluss,allgemein ver-

bindlicher 89 _Abs. 2. 113
_Abs. 0.

Bundesgericht 106.
- Kanzlei 109.
- Organisation 107.
- Staatsrechtspflege 113.
- Strafrechtspflege 112.
- Unvereinbarkeit 108.
- AViihlbarkeit 108.
- Zivilrechtspflege 110

_Abs. 3.
Bundesgesetze 89.
Bundesheer s. Ifeer.
Bundeskanzler 105.
Bundeskanzlei 105.
Bundeskasse 30 Abs. 1.
Bundespräsident 98.
Bundesrat :95-104.
- Amtsdauer 90_ Abs. 1.
- Befugnisse:
- - _Abschluss internat. Ver-

trüge 102 Ziff. 8.
- - Aufsicht fiber die Ver-

waltung 102 Ziff. 15.
- - Beratende Stimme und

Antragstellung in der
Bundesversammlung
101.

- - Garantie der Kantonal-
verfassungen 102
Ziff. 3.

- - Genehmigung interkan-
tonaler Vertrüge 102
Ziff. 7.

- - Genehmigung kantonal.
Gesetze und Verord-
nungen 102 Ziff. 1:1.

- - lnnere u. fiussere Sicher-
heit l0r2 Ziff. 9 u. 10.

- - Leitung d. eidgen. Ange-
legenheiten 102 Ziff. 1.

- - Neutralität 102 Ziff. 9.
- - Quorum 100.



Bundesrat, Befugnisse:
- - Rechtsprechung 102

Ziff.
- - Verfügung über das

'leer 102 Ziff. 1 .2.
- -- Truppenaufgebote 102

Zift. 11.
- - Vollziehung der Bun-

desgesetze, Bundesbe-
schlüsse,	 bundesge-
richtlichen Urteile,
Schiedsspriiche 102
Ziff.:.

- Voranschlag und Reelu-
nung 102 Ziff. 14.

- - Vollziehung d. Bundes -
verfassung 102 Ziff. 2.

- - Völkerrechtliche Ver-
tretung 102 Ziff. 8.

- Wahlen 102 Ziff. 6.
- Organisation, I)eparte-

mente 103, 104.
- Unvereinbarkeit 97.
- Vorsitz 98.
- Wahlart 96.
Bundesrecht bricht kantonales

Recht 2, Uebergangsbestim-
numgen.

Bundesvermögen 42 lit. a.
Bundesversammlung 84, 89.

91-94.
- Befugnisse 84, 85.
- - Amnestie und Begna-

digung 83 Ziff. 7.
- - Anleihen 85 Ziff. 10.
- - Aeussere Sicherheit 85

Ziff. 6.
- - Einberufung 86.
- - Friedensschliisse 83

Ziff. 6.
- - Garantie der Kantons-

verfassungen	 Ziff. 7.
- - Innere Sicherheit 85

Ziffer 7.
- Gesetzgebung 83 Ziffer

1 und 2.

Bundesversammlung
- - Kompetenzstreitigkeiten

zwischen Bundesbe-
bürden 85 Ziff. 13.

- - Kriegserklärungen 85
Ziff. 6.

- - Aeutralitüt 85 Ziff. f,.
- - Oberaufsicht fiber die

eidgen. Verwaltung u.
Rechtspflege *5
Ziff. 11.

- - Quorum S7.
- - Rechtsprechung 85

Ziff. 12.
- - Sessionen 86.
- - Staatsrechnung SS

Ziff. 10.
- - Staatsverträge 85 Ziff. 5.
- - Verfügung über das

Heer 85 Ziff. 9.
- - Voranschlag 85 Ziff. 10.
- - Wahlen 85 Ziffer 4.
- Beratung 88, 89 Abs. 1,

91. ' r? 93.
Bundesversammlung , vereinigte

92.
Bundeszwecke 2.
Bündnisse. besondere. zwischen

den Kantonen î Abs. 1.
Bündnisse mit dem Auslande S.
Bürgergüter, Anteil daran 43

Abs. 4.
Bürgerliche Behörden 53 Abs.

1 und 2.
Bürgerliche Pflichten 49 Abs. 5.
Bürgerliche Rechte 47,49. Abs.4.
Bürgerliche Rechte und Ehren

45 Abs. 2.
Bürgerrecht. ausliindisches 44

Abs. 2.
Bürgerrecht. schweizerisches

4:.,4.0.
Bürgschaft als Niederlassungs-

bedingung	 Abs. 6.
Demokratische Staatsform 6lit. b.
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Departemente des Bundesrates
11)3. 11)4.

Doppelbesteuerung, interkanto-
nale 16 Abs. _'.

Durchzug eidgenössischer Trup-
pen 17.

Ehe. Recht zur 54.
— Brauteinzugsgebiihren und

übnliche Abgaben 54
Abs. 6.

— kirchliche, ökonomische u.
anderweitige Einschriink-
ungen 54. Abs. 2.

Ehre, im Ingress. ,
Ehrenrechte, s. biirgerliche

liechte und Ehren.
Einfuhr von Lebensmitteln

Abs,
Einfuhrzölle •.
Eingangsgebühren 	 29 Ziff. 1,

:31 lit. a, 32 lit. b, d und e,
32i,;s Abs. 2.

Eingangsgebühren auf geistigen
Uetranken r;, Uebergangs-
bestiuunungen.

Einheit, im Ingress.
Eisenbahnen, Bau und Betrieb

26.
Elektrische Energie, Fortleitung

und Abgabe 12-this Abs. 9.
Enteignung s. Expropriation
Entshädigung von \Vehrmiin-

nern ls Abs. 2.
Enzianwurzeln, Destillieren

Abs. 1.
Erzeugnisse schweizerischsen Ur-

sprungs 32 lit. e.
Erziehung, religiöse der Kin-

der -19 Abs. 3.
Expropriation 23 Abs. 2.
Fabriken, Arbeit in den 34.
Fischerei 25.
Forstpolizei 24 Abs. 1.

Freiheit der Eidgenossen 2.
Fremdenausweisung 70.
Freiburg 1.
Freizügigkeit s. Niederlassungs-

freiheit, wissenschaftliche
Berufsarten.

Freizügigkeit gegenüber dem Aus-
land 6:;.

Frieden unter den Konfessionen
50 Abs. 2.

Friedensschlüsse des Bundes
Ziff. i;.

Garantie der Kantonalverfassun-
gen 6, 85 Ziff. 7. 102 Ziff. a.

Gebiet der Kantone
Gebrannte Wasser 31 lit. b.

Gebühren für Benützung der Was-
serkräfte 241 is Abs.:, und 6.

Gehalt des Bundespräsidenten
und der Bundesräte 99.

Gehalte von auswärtigen Regier-
ungen, Verbot 1 .2.

Geistige Getränke 31 lit. a. u. e.
32 Abs. 1, 32 lit. d. 32 1, iS
Abs. 2, Uebergangsbestim-
mungen 6.

Geistliche. nicht wiililbar in
den Nationalrat

Geldkontingente der Kantone 42
lit. f.

Geldumlauf, Regelung dessel-
ben 39 Abs. 3.

Geldzeichen 39 Abs. 1 und r,.
Gemeindeangelegenheiten 	 41

Abs. 5.
Gemeindebürger -13 Abs. 4.
Genehmigung interkantonaler Ver-

träge 7 .Abs.

General d. eidgenössischen Armee
Ziff. i.

Genf 1.

69b;:
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Gerichtsbarkeit, geistliche 58 1
Abs. 2.

Geschenke von auswärtigen Re-
gierungen, Verbot 12.

Geschworne, eidgenössische
112 Abs. 1.

Gesetze 102 Ziff. 2 und 5, 113
Abs. 6.

Gesetzgebungsrecht des Bundes
im Gebiete d. Privatrechts
und Betreibungs- u. Kon-
kursverfahrens 6-1.

-- im Gebiete des Strafrechts
64Lis

Getränke, gefälschte oder ge-
sundheitsch;idliche 32bis
Abs.s.

Gewährleistung der kantonalen
Verfassungen durch den
Bund 6.
Bedingungen 6 lit. a, 1 u. c.

Gewerbefreiheit s. I iandels- und
(lewerliefreiheit 31.

Gewerbewesen 34t(r.
Gewicht s. Mass.
Glarus 1.
• Glaubens- und Gewissensfreiheit.
- Glaubensansichten entbin-

den nicht von den Bürger-
pflichten -19 _Abs. 5.
Kirchliche oder religiöse
Vorschriften -19 _Abs. 4. 	 •

- Rechte des Inhabers der
väterlichen und Vormund-
schaftlichen Gewalt iiber
die religiöse Erziehung der
Kinder 49 Abs. 3.
Religiöse Erziehung der
Kinder 49 _Abs. 3.

- Religiöser Unterricht 49
Abs. 3.

-'Peilnahme an einer Reli-
gionsgenossenschaft 49
Abs. 2.

Glaubens- und Gewissensfreiheit.

-- Unverletzlichkeit derselh.
49 Abs. 1.

- Verbot von Strafen wegen
Glaubensansichten 49
Abs. 2.

- Verbot der Beschränkung
bürgerlicher od. politischer
Rechte durch kirchliche
oder religiöse Vorschriften
49 Abs. 4.

- Zwang zur Vornahme einer
religiösen Handlung 49
Abs. 2.

Gleichbehandlung von Schwei-
zern anderer Kantone in
Gesetzgebung und Ver-
fahren 60.

Gleichheit aller Schweizer vor
deut Gesetz 4.

Gott der Allmächtige. Ingress.
Gottesdienstliche Handlungen, s.

Kultusfreiheit.
Graubünden 1. 30 Abs. 3.
Grenzverkehr 29 Ziff. 3.
Grenzzölle 42 lit. b.
Handels- und Gewerbefreiheit 31.
Handelsverträge mit dem Aus-

lande 	 Abs. 6.
Heer, eidgenössisches 12, 19,

20. 85 Ziff. 9. 102 Ziff. 12.
- Verfügungsrecht 19 Abs. 4.
Heimatgemeinde 45 Abs. 3.

Heimatlosigkeit 6$.

Heimatrecht 54 Abs. 4.
Heimatschein -t5 Abs. 1.
Hilfeleistung der Kantone unter

sich 15. 16 Abs. 1.
Hochverrat gegen die Lidge-

nossenschaft 112 Ziff. 1.

Hochwild 25.
I Jagd 25.
j Industrie, inliindische 29 lit. a.
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Initiativbegehren 121.
Initiative des Volkes zur Re-

vision der Bundesverfas-
sung 121.

Instruktionen an Mitglieder der
eidgenössischen Rate 91.

Intervention, eidgenössische 16
Abs.:;, 112 Ziff. 3.

Jesuiten	 und affiliierte Gesell-
schaften 51 Abs. 1.

- Ausdehnung des Jesuiten-
verbots auf andere staats-
gefiihrliche oder den kon-
fessionellen Frieden stö-
rende geistliche Orden 51
Abs. 2.

- Verbot jeder Wirksamkeit
in Kirche und Schule 51
Abs.  1.

Kantone, Souverünitüt 3.
- Vertrüge unter ihnen 7.
Kantonsbürger 43 Abs. 1 u. 4.
Kantonsgebiet, Garantie 5.
Kanzleigebühr für Niederlas-

sungsbewilligung 45
Abs. 7.

Kanzler 105.
Kaufhausgebühren 30 Ab. 2.
Kinder in Fabriken 34 Abs. 1.
Kinder, Schutz verwahrloster

64 1, k Abs. 3.
Klöster, Verbot der Errichtung

und Wiederherstellung 52.
Kommissare. eidgen. 12.
Kompetenzstreitigkeiten

zwischen Bundesbehörden
85 Ziff. 13, 92.

Konkordate 102 Ziff. 2.
113 Ziff. 3.

Kontingente, Geld, der Kan-
tone 42 lit, f.

Konzessionserteilung an Gewi.is-
serstrecken _'4t 1 .

Korporationsgüter, Ante il daran
43 Abs. -1.

Kosten einer eidgenössischen In.
tervention 16 Abs. 4.

Körperliche Strafen, Verbot
s;:■ Abs. 2.

Kraft, im Ingress.
Krankenkassen 34 144.
Krankenversicherung 34hts.
Krankheiten, übertragbare.

stark verbreitete oder bus-
artige von Menschen oder
Tieren 31 lit. d. 69.

Kriegserklärungen des Bundes
Ziff. 6.

Kriegsmaterial, Verfügung dar-
über 19 Abs. 4.

Kriegszeiten 39 Abs. 6.
Kultusfreiheit 50 Abs. 1.
- Bildung und Trennung- von

Religionsgenossenschaften
50 Abs. 3. •

- Eingriffe kirchlicher Be-
hörden 50 Abs. 2.

- Frieden unter den Kon-
fessionen 50 Abs. 2.

- Kompetenzen des Bundes
und der Kantone in kon-
fessionellen Angelegen-
heiten im Interesse der
Ordnung und des iiffent-
lichen Friedens 50 .Abs. 2.

- Schranken der Sittlichkeit
und öffentlichen Ordnung
50 Abs. 1.

- Schranken 50 Abs. 1.
Kultuszwecke, eigentliche 49

Abs. I;.
Kultussteuern 49 Abs. 6.
Landjägerkorps 13 Abs. 2.
Landwirtschaft 29 lit. a.
Lasten, besondere, als Nieder-

lassungsbedingung 45
Abs. 6.



Lebensmittelpolizei
Legitimation vorehelich ge-

borener Kinder 54 Abs. 5.
Lotterien 35 Abs. 3.
Luxusgegenstände 29 lit. c.
Luzern 1.
Mahnung der Kantone zur Hilfe-

leistung 15. b;.
Marktverkehr 29 Ziff. 3. 	 =,
Mass und Gewicht •10 Abs. 1.
Militärbeamte, eidgen. 12.
Militärdienst IS.
Militärische Interessen 23

Abs. 4.
Militärkapitulationen, Verbot 11.
Militärplichtersatz 18 Abs. 4..
Militärpflichtersatzsteuer 421it.e. ï
Militärunterricht
Militärwesen 18-22.
Münzfuss 	 Abs. 3.
Münzprägung 38 Abs. 2.
Münzregal 38 Abs. 1.
Münzsorten 38 Abs. 3.
Nachbarlicher Verkehr der Kan-

tone mit dem Ausland 9.
Nation, schweizer. im Ingress.
Nationalbank s. Bundesbank.
Nationalrat 71-79.
- Amtsdauer 76.
- Entschifdigung der Mitglie-

der 79.
- Präsident und Vizepräsi-

dent 78.
- Unvereinbarkeit 77. 81.
- \Wahlart 72, 73.
-- Wahlfähigkeit 73.
- Wahlkreise 73.
- Wahlrecht 74.
Nat ionalsprachen 106 _Abs. 1,

11;,
N aturalisation von Ausländern

1 :Abs. 2.

Neuenburg 1.
Neutralität 85 Ziff. 6, 102 Ziff. 9.
Niederlassung 43 Abs. 4, 5, 6.

45. 47.
Niederlassung. Entzug 45

Abs. 2. 45 Abs. 3.
- Verweigerung 45 Abs. 2.

Niederlassungsbewilligung 43
Abs. 6.

Niederlassungsfreiheit 45.
Niederlassungskanton 45 Abs. 5.
Notenmonopol 39 Abs. 3.
Notlagen 39 Abs. 6.
Obst. Destillieren 32bis Abs. 1.
Offiziere, Annahme von

Orden etc. 12 Abs. 3.
Offiziere, Ernennung und Be-
. förderung 21 Abs. 2.
Orden, geistliche 51.
- Errichtung neuer und Wie-

derherstellung aufge-
hobener religiöser Orden
52.

- Unterstellung unter das
Jesuitenverbot 51 Abs. 2.

Orden von auswärtigen Re-
gierungen, Verbot 12.

Ordnung, gestörte 16 Abs. 1.
Ordnung im Innern 2.
Ordnung. öffentliche 50 Abs. 1.
Ortsbürger 45 Abs. 6.
Partialrevision 121.
Pensionen Von auswärtigen

Regierungen, Verbot 12.
Petitionsrecht 57.
Pharmazeutische Zwecke 32ter

Abs. 1.
Politische Rechte 5, 6 lit. b.

43 Abs. 3. 47. 49 Abs. 4. 66.
Politische Vergehen 65 Abs. 1.

t ..7. 112 Ziff. 3.



Polizei, Gegenstand von Staats-
vertrifgen der Kantone mit
dem Aaslande sn.

Polytechnische Schule 27 Abs. 1.
Post. Regal des Bundes 3G

Abs. 1. Uebergangsbestim-
mmngen 1.

Posteinnahmen 1 Uebergangs-
bestiuunungen.

Postgeheimnis 36 Abs. 4.
Postverwaltung 42 lit. c.
Pressfreiheit 	 Abs. 1.
- Missbrauch derselben 55

Abs. 2 und :3.
Pressvergehen. Nichtauslie-

ferung 67.
Primarunterricht,
- Reitrüge des Bundes 227 1 .'3

Abs. 1.
- genfigender 27 Abs. 2.
- obligatorischer 27 Abs. 2.
- öffentlicher 4 Uebergangs-

bestiminungen.
- staatliche Leittrog 27

Abs. 2.
- unentgeltlicher 27 Abs. 2.
Pulverregal 31 lit. a.
Pulververwaltung -12 lit. d.
Quorum des Ihmndesrates 100.
Quorum des National- und

Ständerates ti7.
Rechnungen fiber Einnahmen

und Ausgaben des Bundes
102 Ziff. 14.

Rechte der Eidgenossen
Rechte des Volkes 5.
Rechte und Ehren 43 Abs. 2.
Rechtsprechung der Kantone

r l Abs. 7. W is.

Referendum 89 Abs. 2.
Regierungen. ausw irtige 12.
Religionsgenossenschaft 40

.Afw. _, tt. r. ',u Abs. 2 u. 3.

Repräsentanten. eidgen. 12.
Repräsentative Staatsform

i; 	 lit. l,.
Revision der Bundesverfassung

85 Ziff. 14. 118-123.
- Initiativrecht des Volkes
- Partialrevision 121.
-'Potalrevision 120 Abs. 1.

1 .21. 12 .2.
Richter. verfassungsmüssigen

Ruhe im Innern 2. S3 Ziff. 7.
Sachkundige des Bundesrates

Salzregal 31 lit. it.
Sanitätspolizeiliche Massregeln

31. lit. d.
St. Gallen 1.
St. Gotthard 30.
Schächtverbot 25bs.
Schaffhausen 1. --
Schiesspulver. Regal des I3un-

des 41.
Schlachten der Tiere 25hk.
Schneebruch 30.
Schuldverhaft 59 Abs. 3.
Schulen, Glaubens- und Ge

wissensfreiheit 27 Abs. 3. '
Schulen. fiffentliche 27 Abs.

2 nod 3.
Schutz der Freiheit und Rechte

der Eidgenossen 2.
Schweizerbürger s. Biirgerrecht

43. 47. GO.
Schwurgerichte 106.
Schwyz 1.
Selbsthilfe der Kantone, Verbot,

1l.
Sicherheit. äussere, d. Schweiz

70. 85 Ziff. G. 102 Ziff. 0,
innere. der Schweiz 70. 85
Ziff. 7. 	 102 Ziff. 10.



G3 -

Sitz der Bundesbehörden 115.
Sitzungen der beiden Räte 'L.
Solothurn 1.
Souveränität der Kantone 3. 5.
Spielbanken, Verbot 35.
Spielhäuser, Verbot 35.
Sprengfabrikate 41 Abs. 2.
Staatsbank s. Bundesbank.
Staatsgefährliche Orden 31.
Staatsgefährliche Vereine 56.
Staatsrechnung .15 Ziff. 10. 102

Ziff. 14.
Staatsrechtspflege 113.
Staatsverträge 8.59. Abs. 2. 85

Ziff. 5. 113 Ziff. 3. 113
Abs. 6.

Staatswirtschaft,kantoualeVer-
trüge mit dem Ausland 9.

Ständerat 71. 50-83.
- Entschiidigungen 83.
- Präsident und Vizepriisi-

dent 82.
- Unvereinbarkeit 77.
- Vertretung der Kantone 80.
- Wahlart 80.
Standesstimme 1 .23.
Stimmberechtigung 43 Abs. 2.
Stimmrecht in rein hiirgerlichen

Angelegenheiten 43 Abs. 4.
- in kantonalen Angelegen-

heiten 43 Abs.
 in kommunalen Angelegen-
heiten 43 Abs. 5 und 6.

Strafanstalten 61' 	 Abs. 3.
Strafgerichtliches Urteil 45

Abs. 2.
Strafrechtspflege 112.
Strafvollzug 64' 	 Abs. 3.
Strassen, Benützung derselben

31 lit. e.
Strassen, Oberaufsicht des

Bundes 37 Abs. 1.

Streitigkeiten unter den Kantonen
14.

Streitmittel der Kantone. Ver-
fiigung dariiher 10 Abs. 6.

Tarifierung fremder Münzen 38
Abs. 3.

Taxen im Zollwesen 20 lit. c.
Telegraphenverwaltung 42 lit. c.
Telegraph, Regal des Bundes

36 Abs. 1.
Telegraphengeheimnis 36 Abs. 4.
Tessin 1. 30 Abs. 3.
Thurgau 1.
Titel von auswärtigen Regierun-

gen. Verbot 12.
Todesstrafe, Verbot der An-

wendung wegen politischer
Vergehen 65 Abs. 1.

Totalrevision 119.
Transitgebühren 32 lit. a.
Truppen, stehende, Verbot 13.
Truppenaufgebote 102 Ziff. 11.
Truppenkörper der Kantone 19..

Unabhängigkeit des Vaterlandes
gegen aussen 2.

- der Schweiz 102 Ziff. 9.
Unfallversicherung 34 1 kk.
Universität 	 Abs. 1.
Unterrichtsanstalten, hiihere,

Errichtung u. Unterstiitzung
durch den Bund 27 Abs. 1.

Unterstützung verarmter Nieder-
gelassener 45 Abs. 3.

Unterstützung. finanzielle,
diirftiger Wehrmänner 1^
Abs. 2.

Untertanenverhältnisse 4.
Unterwalden (ob und nid dem

Wald l 1.
Unvereinbarkeit von Aemtern

77. 97. 108.

be-



Uri 1. 30 Abs. 3.
Väterliche oder vormundschaft-

liche Gewalt und religiöse
Erziehung der Kinder 49
Abs. 3.

Verantwortlichkeit der Beamten
der Eidgenossenschaft 117.

Verarmung Niedergelassener,
Ausweisung wegen 45
Abs. 5.

Verbannung, Verbot derselben
4 t.Abs. 1.

Verbrauchssteuern der Kantone
:i1. lit. a.

Vereinsrecht der Bürger 56.
- Missbrauch desselben 56.
- Schranken desselben 56.
Verfahren, gerichtliches 64

Abs. s. 64bis Abs. 2.
Verfassungsmässige Rechte der

Bürger 5. 113 Ziff. 3.
Verfassungsmässiger Richter

s. Richter.
Vergehen, schwere 45 Abs. 3.
Verkehr der Kantone mit aus-

lündisehen Behörden ltt.
Verkehr 32 lit. a.
Verkommnisse zwischen den

K antonen überGegenstünde
der Gesetzgebung, des Ge-
richtswesens und der Ver-
waltung 7 Abs. 2.

Verpflegung armer u. kranker
Kantonsfremder 48.

Versicherungswesen, Aufsicht
des Bundes 34 Abs. 2.

Verträge mit dem Ausland 59
Abs. 2. 102 Ziff. B.

- interkantonale 102 Ziff. 7.
Verträge polit. Inhalts zwischen

den Kantonen 7 A bs. 1.
Vögel, Schutz der für Land-

und 1"oistu irtschaft uiitz-
liehen

Volk. Rechte 5. 6 c.
Völkerrecht, Verbrechen gegen,

das 112 Ziff. 2.

Völkerrechtliche Vertretung del
Schweiz B. 102 Ziff.  ■'_4 .

Volksabstimmung 90. 122. 123.
Volksanregung s. Initiative.
Volkszählung 32b's. Abs. 4.
Voranschlag 85 Ziff. 10. 102

Ziff. 1-t.

Vorrechte des Orts, der Ge•
hurt, l':unilien oder her• '

sonen •1.

Vorsitz im Bundesrat 98.
Waadt 1.
Wachholderbeeren, Destillieren

;2 1 N A bs. 1.

Waffe der \Vehrn tiinner 18
Abs. +i.

Waffenplätze 22.
Wahlen, eidgen. 43 Abs. 2. 35

Ziff. 4. 92. 102 Ziff. 6.
Wallis 1. 30 Abs. 3.
Wasserbaupolizei 24 Abs. 1.
Wasserkraft-Abgabe (Energie)

ans Ausland 24bts Abs. 7.
Wasserkräfte 24'is.
Wasserrechtskonzessionen 24 14(

Abs. S.
Weggelder 30 Abs. 2.
Wehrmänner, finanzielle Unter-

stützung 18 Abs. 2.
- Unentgeltlichkeit d. ersten

Ausrüstung 18 Abs. 3.
Wehrkraft des kantonalen Ge-

biets 19 Abs. 6.
Wehrpflicht 18.
Wein al lit. a. 32 Abs. 1. :1'

lit. d.
Wein, Destillieren von solchent

32l is Abs. 1.
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Werke, öffentliche 23.
— — Verbot solcher aus

militiirischen Gründen
23 Abs. 4.

Wildwasser 24 Abs. 2.
Wirtschaften 32bis Abs. 2.
Wirtschaftsgewerbe 31 lit. c.
Wirtschaftswesen 31 lit. e.
Wissenschaftliche Berufsarten

33 Abs. 1. Uebergangsbe-
Stimmungen 5.

Wohl, öffentliches 31 lit.  C.

Wohlfahrt, gemeinsame 1. 102
LIII. 16.

Wohltätigkeit, öffentliche. s.
Arutenunterstiitzung.

Wohnort 45 Abs. 4.
Wohnsitz, polit. 43 Abs. 2 u. 4.

Abs. 6. 46 Abs. 1.
Wohnsitz, zivilrechtlicher 59

Ah'1 • 1.

Zahlungsverkehr s. Geldumlauf.
Zivilbeamte, eidgen. 12.
Zivilrechtliche Verhältnisse der

Niedergelassenen 46 Abs. 1.
Zivilrechtspflege 110.
Zivilstand, Beurkundung 53

Abs. 1.
Zivilurteile, kantonale. Voll-

ziehung 111.
Zölle 28-31 lit. a.
Zolleinnahmen Uebergangsbe-

stimmungen 1.
Zolltarif 29.

Zollverträge S.
Zollwesen 28. 29.
Zollzuschlag 32 14; Abs. 4.

Zug 1.
Zugrechte 62.
Zuzug d. gemahnt. Kantone 17 , .

Zürich 1.
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Zusammenstellung
der Abänderungen der Bundesverfassung

bis 1. August 1916.

1. Abänderung von Art. 65, betr. die Todesstrafe.
Angenommen in der Volksabstimmung v. 18. Mai 1879.

2. Abänderung von Art. 31 und Einschaltung eines neuen
Art. 32 1 .is, sowie eines neuen Art. 6 der Uebergangsbestini-
nnnigen, betr. Fabrikation und Verkauf gebrannter Was-
ser und Wirtschaftswesen.

Angenommen in der Volksabstimmung v. 25. Oktober 1885.
3. Zusatz zu Art. 64, betr. Erfindungsschutz (gewerbliches

Eigentum).
Angenommen in der Volksabstimmung v. 10..Juli 1x87.

4. Zusatz zu Art. 34, betr. Unfall - und Krankenversicherung.
Angenommen in der Volksabstimmung v.26. Oktober 1890.

5. Abänderung des dritten Abschnittes (Art. 118 bis 121) (Ein-
führung der Initiative).

Angenommen in der Volksabstimmung v.5.Juli 1891.
6. Abänderung von Art. 39 (Einführung des Banknoten-

monopols). •
Angenommen in der Volksabstimmung y. 18. Oktober 18:11.

7. Aufnahme eines Zusatzartikels 25L"s, betr. das Schlachten
der Tiere.

Angenommen in der Volksabstinunung v. 20. August 189x.
B. Abänderung von Art. 24 (Wasserbau - und Forstpolizei).

Angenommen in der Volksabstimmung v. 11. Juli 1897.
9. Aufnahme eines Zusatzartikels 69 1 .k, betr. Bu ndesgesetz-

gebung über den Verkehr mit Nahrungs- und Genuss-
mitteln und mit solchen Gebrauchs- und Verbrauchs-
gegenständen, welche das Leben oder die Gesund-
heit gefährden können.

Angenommen in der Vulksabstiuuuung v. 11. Juli 1897.
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0. Aufnahme eines Zusatzes zu Art. 64 und eines Zusatzar-
artikels 64 1 is, betr. Rechtseinheit.

Angenommen in der Volksabstimmung v. 13. Nov. 1$9'.
1. Aufnahme eines Zusatzartikels 27bis, betr. Subvention

der Primarschule.
Angenommen in der Volksabstimmung v. "a. Nov. 1902.

2• Abiinderung von Art. 64, Ziffer 4 (Ausdehnung des Er-
findungsschutzes).

Angenommen in der Volksabstimmung v. 19. lliirz. 1905.
Aufnahme eines Zusatzartikels 32t`'r, betr. Verbot des
Absinth und entsprechende Abiinderung von Art. :;1 b.

Angenommen in der Volksabstimmung v. 5. Juli 190.8.
^• Aufnahme eines Zusatzartikels 34tor, betr. Gewerbegesetz-

gebung.
Angenommen in der Volksabstimmung v. 5. Juli 1908.

5. Aufnahme eines Zusatzartikels 24bi', betr. Gesetzgebung
iiber die Wasserkräfte.

Angenommen in der Volksabstimmung v. 25. Oktober 1908.
tt• Abänderung von Art. 31, Absatz ?, Buchstabe d, und von

Art. 69 (Bekämpfung menschlicher und tierischer Krank-
heiten).

Angenommen in der Volksabstimmung v. J. Mai 1913.
^• Abänderung von Art. 103 und Aufnahme eines Art. 114bis

(Errichtung eines eidgenössischen Verwaltungsgerichts).
Angenommen in der Volksabstimmung v.25. Oktober 101-1.

Erlass eines Artikels der Bundesverfassung *) zur Er-
hebung einer einmaligen Kriegssteuer.

Angenommen in der Volksabstimmung; vom 6. Juni 1915.

*) Vgl. `. }, hiervor.
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Bundesgesetz
Tiber

das Verfahren bei Volksbegehren und Abstit
mungen betreffend Revision der Bundes-

verfassung.
(Vom 27. Januar 1892.)

I)ie I3undesversamnnlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Ausführung (les Art. 122 der Bundesverfassung
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vc

22. Juli 1891,
beschliesst:

Art. 1. Auf dem Wege des Volksbegehrens (Initiati)
kann jederzeit die Revision der Bundesverfassung in ihr
Gesamtheit oder einzelner Teile derselben verlangt
(Art. 118, 120, 121 der 13undesverfassung).

Art. 2. Will von diesem Rechte Gebrauch gemacr
werden, so ist an den Bundesrat zuhanden der Bunde
versammlung eine schriftliche von mindestens fünfzigtauseh
stimnnberechti teu Sch^^ eizerbürgeru unterzeichnete Etì
gabe zu richten. in welcher der Gegenstand des Begehren
bestimmt bezeichnet wird.

Art. 3. Der Bürger, welcher das Begehren stelle
will, hat dasselbe eigenhiindig zu unterzeichnen.

Wer unter eine Eingabe eine andere Unterschfl
als die seinige setzt, unterliegt strafrechtlicher AhuduIhi
(Art. 49 des Bundesgesetzes vom 4. Hornung 1853 üb'
das Bundesstrafrecht, A. S. III , 404.)

Art. 4. Jeder Unterschriftenbogen soll den Namen d
Kantons und der politischen Gemeinde angeben, wo d l
Unterschriften beigesetzt wurden.
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Er muss, mini gültig zu sein. enthalten:
1. den Wortlaut des Revisionsbegehrens;
2. den Wortlaut von Art. 3 dieses Gesetzes;
3. am Schlusse (lie mit Datum versehene Bescheinigung

des Gemeindevorstandes oder seines Stellvertreters,
dass die Unterzeichner in eidgenüssischenAngelegen-
heiten stimmberechtigt sind und ihre politischen
Rechte in der betreffenden Gemeinde ausüben. —
Für diese Amtsverrichtung diirfen keinerlei Taxen
bezogen werden.

Art. 5. Ist ei n Revisionsbegehren eingelangt, so ermittelt
-r Bundesrat die Zahl der gültigen Unterschriften.

Ausser Betracht fallen :
1. diejenigen Unterschriften, welche nicht innerhalb der

Frist von 6 _Monaten, vom Tage (les Einganges des
Revisionsbegehrens zurückgerechnet, durch die zu-
ständige Amtsstelle (Art. 4, Ziff. 3) bescheinigt
worden sind

2. die auf einem ungültigen Bogen (Art. 4, Ziff. 1, 2
und 3) befindlichen Unterschriften;

3. diejenigen Unterschriften, hezìiglich welcher die in
Art. 4, Ziff. 3, geforderte Bescheinigung fehlt oder
unvollstiindig oder unrichtig ist.

Finden sich Unterschriften, welche offenbar von einer
ud derselben Hand gezeichnet sind, so werden sie als
ngìiltig betrachtet und nicht gerechnet.

Der Bundesrat veröffentlicht Tiber das Ergebnis seiner
Irmittlung im Bundesblatt einen Bericht und legt ihn mit
imtlichen Akten der Bundesversammlung bei ihrem
iiehsten Zusammentritt vor.

Art. 6. Lautet das als gültig anerkannte Volksbegehren
uf Totalrevision der Bundesverfassung. so  ist ohne weiteres
ie Frage, eb eine solche stattfinden soll, von der Bundes-
ersammlung denn Schweizervolke zur*Abstimmung vorzu-
'gen.

Spricht sich die Mehrheit der stimmenden Schweizer-
ärger über die Frage bejahend aus, so sind beide Räte
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neu zu (\ ü b len, um die Totalrevision an die Hand zu
nehmen (Art. 120 der Bundesverfassung).

Art. 7. Verlangt das Revisionsbegehren Erlass, Anf-
hebung oder Abänderung bestinfiniter Artikel der liu n les-
verfassung und ist dasselbe in der Form der allgemeinen
Anregung gestellt, so haben sich die eidgenössischen Hite
spätestens binnen Jahresfrist darüber schliissig zu machen,
ob sie mit dent Begehren einverstanden sind oder nicht.

Stimmen die eidgenössischen Hüte demselben hei, so
geben sie der Anregung in Gemüssheit von Art. 121, Al. 5.
der Bundesverfassung weitere Folge.

Lelineni sie dasselbe ab oder konuut ein Beschluss
binnen obiger Frist dariiber nicht zustande, so ordnet der
Bundesrat über das gestellte Begehren die Vornalhn e der
allgemeinen Volksabstimmung an.

Spricht sich die _Mehrheit der stimmenden hweizer-
btirger bejahend aus, so ist die Revision von der Bundes-
versammlung im Sinne des Vo lksbeschlusses unverzüglich
an die Hand zu nehmen und sodann das Ergebnis ihrer
Beratung in der gewöhnlichen Form der Abstimmung. des
Volkes und der Stände zu unterbreiten (Art. 1 9 1, A1. 5,
der Bundesverfassung).

Art. S. Ist das Part ialrevisionsbegehren. in der Form
eines ausgearbeiteten Entwurfes gestellt, so Haben die
genössischen Hüte spätestens binnen .Jahresfrist d; üb e r
Beschluss zu fassen, ob sie deut htitiativentwurf, so wie
derselbe lautet, zustimmen oder nicht.

Art. 9. Iiontmt ein übereinstimmender Beschluss der
beiden Räte hinsichtlich ihrer Stellungnahme zu dem aus-
gearbeiteten lnitiativentwurfe nicht zustande, so wird der
letztere ohne weiteres der Abstimmung des Volkes und
der Stände unterbreitet.

Dasselbe ist der Fall, wenn die Bundesversammlung
beschliesst, den. Entwurfe zuzustimmen.

Art. 10. Beschliesst die 13 nndesveNanuulttng, dent
Entwurfe nicht zuzustimmen, so unterbreitet sie denselben
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dem Volke und den Stünden zur Abstimmung. Gleich-
zeitig kann sie einen Verwerfnngsantrag stellen oder einen
von ihr selbst ausgearbeiteten. die nämliche Verfassungs-
materie beschlagenden lievisionsentwurf ebenfalls der Ab-
stimmung des Volkes und der Stünde unterbreiten. -

Art. 11. Int Falle der Aufstellung eines besonderen
Revisionsentwurfes durch die Bundesversammlung werden
den Stinunberechtigten die zwei Fragen zur _Abstimmung
vorgelegt:

Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Initianten .an-
nehmen? oder

Wollt Ihr den Revisionsentwurf der I3undesversanun-
lung a uu tehmen?

Art. 12. Bei Ermittlung des Abstimmungsergebnisses
fallen ausser Rehacht alle leeren und ungtiltigen Stimm-
zettel.

Stimmzettel, welche nur eine der beiden Fragen mit
Ja oder Nein beantworten, und Stimmzettel, welche beide
Fragen verneinen, sind gültig.

Stimmzettel, welche beide Fragen bejahen, sind un-
giilti g•

Art. 13. Als angenommen gilt derjenige Entwurf.
welcher die Mehrheit der stimmenden 1{tirger und die
Mehrheit der Stünde auf sich vereinigt hat.

Art. 14. Die über die Abstimmungen aufzun.•hntenden
Profi k haben anzugeben;

Die Zahl der Stimmberechtigten der Gemeinde; die
Zahl der eingelangten Stimmzettel; die Zahl der ausser
Betracht fallenden Stimmzettel; endlich die Zahl der ah-
gegebenen Ja und Nein, und zwar im Falle eines eigenen
Entwurfes d er I>uudesversanunlung die Zahl der abge-
gebenen Ja und Nein auf jede der zwei in Art. 11 ent-
haltenen Fragen.

Art. 15. Sind in bezug auf die nämliche Verfassungs-
materie eine Mehrzahl von lnitiativbegehren bei der Bundes-
kanzlei eingereicht worden. so ist zuniichst das erst ein-
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gereichte Begehren durch die Bundesversammlung zu
behandeln und zur Volksabstimmung zu bringen.

Die übrigen Begehren werden in der Reihenfolge
ihres Einganges je nach Erledigung der früher einge-
reichten behandelt.

Art. 16. Ini Obrigen gelten bezüglich der Anordnung
und Vornahme dcrYolksabstimunung die Bestin unungen des
Bundesgesetzes voni 17. Juni 1871 (A. S. n. F. 1. 116)
betreffend  olksabstin u nuug überBnndesgesetze und Bundes-
beschlüsse.

Art. 17. Das Bundesgesetz vom 5. Christmonat 1867
(A. S. IX, 205) betreffend die Begehren für Revision der
Bundesverfassung ist aufgehoben; ebenso die Bundesrats-
verordnung vom 2. Mai 1879 (A. S. n. F. IV, SI)') betreffend
Begehren uni Volksabstin u ni n ig über Bundesgesetze un d
Bundesbeschlüsse und uni Revision der Bundesverfassung,
soweit dieselbe sich auf die letztere bezieht. —

Art. 18. Der Bundesrat wird beauftragt, auf Grundlage
der Bestiuiniungen des Bundesgesetzes vorn 17. Juni I$74,
betreffend die Volksabstimmung iiber Bundesgesetze und
Bundesbeschlüsse, die Bekanntmachung dieses Gesetzes zu
veranstalten und den Beginn d e r \Virksanikeit desselben
festzusetzen.

Also beschlossen vorn Nationalrate,

Bern, den 27. Jan u ar 1893.

Der Priisident : Adr. Lachenal.
Der Protokollführer: Ringier.

Also beschlossen vom Stiinderate,

Bern, den 27. Januar 1892.

Der Priisident : Göttisheint.
Der Protokollfiihrcr: Schatzmann.

Vom Bundesrat in Kraft erklärt am 15. Mai 1392.
') Siehe S. 77 hiernach.
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Bundesgesetz
betref fend

Volksabstimmung über Bundesgesetze und
Bundesbeschliisse.

(\'wn 17. Juni 1874.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom
29. Mai 1874,

in Vollziehung der Artikel 89 und 90 der Bundes-
Verfassung vom 29. Mai 1574,

beschliesst:
Art. 1. Bundesgesetze. sowie allgemein verbindliche

Bundesbeschliisse, die nicht dringlicher Natur sind, sollen
leinVolke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden.
wenn ;30,000 stimmberechtigte Schwoizerhuirger oder S Kan-
tone dies verlangen. (Bundesverfassung Art. 89.)

Art. 2. Der Entscheid, dass ein Bundesbeschluss ent-
weder als nicht allgemein verbindlich oder als dringlich
zu behandeln sei, steht der Bundesversammlung zu. und
es ist derselbe dem Beschlusse selbst jeweilen ausdrh klick
beizufügen. ln diesem Falle ordnet der Bundesrat, unter
Aufnahme des Beschlusses in die amtlicheGesetzsan►mlung,
(lessen Vodlziehun ,, an.

Art. 3. Alle Bundesgesetze, sowie solche Bundes-
beschliisse, welche nicht unter eine der beiden im Art. 2
''orgeschenenAusnuhmen fallen, sind unmittelbar nach ihrem
P:rlass zu veröffentlichen und den Kantonsregierungen in
einer angemessenen Anzahl von Exemplaren zuzustellen.

Art. 4. Das Verlangen der Volksabstimmung, sei es,
dass es von 13iirgern oder von Kantonen ausgeht, muss
innerhalb 90 'Pagen, vom Tage der Veröffentlichung des
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fraglichen Gesetzes oder Bundesbeschlusses im Bnndeshlattc
an gerechnet, gestellt werden.

Art. 5. Das Verlangen wird auf dem Wege der schrift-
lich en Eingabe an den Bundesrat gerichtet.

Der Bürger, welcher dasVerlangen stellen oder unter_
stützen will, hat dasselbe eigenhändig zu unterzeichnen.
Wer unter eine solche Eingabe eine andere UnteNclirift
als die seinige setzt, unterliegt der Anwendung der Bestim-
mungen der Strafgesetze.

Die Stimmberechtigung der Unterzeichneten ist voun
Vorstand der Gemeinde, wo dieselben ihre politischen Hechte
ausüben, zu bezeugen.

Für diese Amtsverrichtung diirfen keinerlei 'faxen
bezogen werden.

Art. 6. Wenn Kantone das Verlangen uni Volksab-
stimmung stollen, so li nt dasselbe vom Grossen Rate (Kan-
tonsrat, Landrat) auszugehen. Vorbehalten bleibt das nach
der kantonalen Verfassung dem Volke zustehende Hecht
zur Abänderung solcher Schlussnahmen.

Art. 7. Nenn innerhalb 90 Tagen nachVerüffentl ir•hiin,eines Bundesgesetzes oder Bundesbeselìlusses für Illunl -
blatt ein Begehren uni Volksahstimmung nicht gestellt ist,oder wenn solche Begehren innerhalb genannter Frist zwar
eingelangt sind, es sich aber infolge amtlicher Zusammen-
stellung und Prüfung erweist, dass dieselben weder  von:10,000 stimmberechtigten Schweizerbürgern. noch von sKantonen unterstützt sind, so erklü.rt der Bundesrat das
betreffende Bundesgesetz oder den betreffenden Bundes-
beschluss als in Kraft getreten und ordnet dessen Vollruß'
und Aufnahme in die amtliche Gesetzsammlung an.

Die Zahl der für Volksabstimmung eingelangten Unter-
schriften wird nach Kantonen unti Gemeinden im Bundes-
blatt veröffentlicht, ebenso die von Kantonen nach Art. 6
gestellten Begehren. Ueberdies wird der Bundesrat der
Bundesversammlung in ihrer niichstfolgemlen Sitzung 

u nterVorlegung der Akten Bericht erstatten.
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Art. S. Er;tiht sieh hingegen aus der Zusammenstellung
und aus der Prüfung tier Eingahen, dass das Begehren
um Volksabstimmungnlung v oon der erforderlichen Anzahl stin l-
herechtigter Schweizerbürger oder Kantone unterstützt ist,
so ordnet der Bundesrat die Vornahme der allgemeinen
Volksabstimmung - an, setzt die Kantonsregierungen davon
in Kenntnis, und sorgt für hefürderliche und geeignete
allgemeine Bekanntmachung des der Ahstii uuung zu unter-
stellenden Bundesgesetzes oder Bundesbeschlusses.

Art. 9. Die Stimmgebung des schweizerischen Volkes
erfolgt tupf dem ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft an
einem und demselben 'Page'). Dieser Tag wird durch den
Bundesrat festgesetzt.

Es darf jedoch die Abstimmung nicht früher als vier
Wochen nach geschehener ausreichender Bekanntmachung
des fraglichen Bundesgesetzes oder Bundesbeschlusses
geschehen.

Art. 10. Stimmberechtigt ist jeder Schweizer, welcher
das zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und im übrigen
nach der Gesetzgebung ties Kantons, in Nvelchem er seinen
Wohnsitz hat, nicht vom Akt i:llürgerrecht ausgeschlossen ist.

Art. 11. .Jeder Nanttm ordnet (lie Abstimmung auf
seinem Gebiete nach den bundesgesetzlichen Vorschriften
über eidgenissische Abstimmungen an.

Art. 12. lieber die Abstimmung ist in jeder t;emeinde.
beziehungsweise in jedem Kreise, ein Protokoll aufzunehmen.
in welchem genau anzugeben ist: die Zahl der Stinuuherech-
tigten, ferner wieviele Stimmen das dem Volksentscheid
tinterworfene Bundesgesetz, beziehungsweise den Bundes-
beschluss angenommen und wieviele ihn verworfen haben.

Art. 13. Die leantonsregierungen haben die Proto-
kolle über die Abstimmungen dein Bundesnute innerhalb
10 'Pagen zu übersenden und halten die Stimmkarten zu
dessen Verfügung.

Siehe auch Irnndwz2svtL veau :51. 31.irz I;Mq Ictretterd Erleichterung der
Ausübung des Stitnrnrechtes (A. S. n. F. XVIII, 119, und Seite i5 hiernach).
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Der Bundesrat wird auf Grundlage derselben das
Ergebnis der Abstimmung erwahren.

Art. 1.1. Das Bundesgesetz oder der Bundesbeschluss
ist als angenommen zu betrachten, wenn die Mehrheit der
stimmenden Schweizerbiirger sich dafür ausgesprochen hat.

'In diesem Falle ordnet der Bundesrat dessen Aufnahme
in die amtliche Gesetzsammlung und Vollziehung an.

Art. 15. Erzeigt sich dagegen, dass eine Mehrheit der
stimmenden Schweizerbiirger die Vorlage verworfen hat,
so ist sie als dahingefallen zu betrachten, und es unter-
bleibt deren Vollziehung.

Art. 16. In beiden Füllen veröffentlicht der Bundes-
rat die Resultate der Abstimmung und erstattet der Bundes-
versammlung in ihrer nächsten Sitzung Bericht.

Art. 17. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses
Gesetzes beauftragt.

Ucberyan jsbestimmnungen.
Art. 1. Vorstehendes Bundesgesetz ist im Bundesblatt

zu veriiffentlichen und den Rantonsregierungen in einer
angemessenen Anzahl von Exemplaren zuzustellen.

Art. 2. Sämtliche Bestimmungen desselben finden
auf dieses Gesetz selbst Anwendung.

Art. 3. Diese Uebeigangsbestimmungen treten sofort
in Kraft.

Art. 4. Der Bundesrat ist mit derVollziehung derselben
beauftragt.

Also beschlossen vom Nationalrate,
Bern, den 10. Juni 1874.

I)er Präsident: Feer-Herzog.
Der Protokollfiihrer: Schiess.

Also beschlossen vom Ständerate,
Bern, den 17. Juni 1874.

Der Präsident: Köchlin.
Der Protokollführer: J. L. Liitscher.

Vom Bundesrat in Kraft erklärt auf 18. September 1874.



Verordnung
betreffend

Begehren um Volksabstimmung über Bundes-
gesetze und Bundesbeschlüsse

und nm Revision der Bundesrerfassun ').

(Vom 2. Mai 1879.)

Der schweizerische Bundesrat,
nach Einsieht eines Berichts seines Departements des

Innern über Unregelmässigkeiten und Gesetzwidrigkeiten
bei Iteferendumsbegehren;

in Anwendung: und Ausführung von Art. 5 des Bundes-
gesetzes betreffend Volksabstimmung über Bundesgesetze
und Bundesbeschlüsse, vorn 1 7.Juni 1871 2 ).

beschliesst:
• Art. I. Jeder Bürger, welcher das Verlangen der Volks-

abstimmung stellen oder unterstützen will, hat dasselbe
eigenhändig zu unterzeichnen (Art. a, Alinea '' des Gesetzes).

Beschlüsse von Gemeinden oder andern Versammlungen
haben nur als Begehren der einzelnen Barger Gültigkeit,
welche dieselben pelsi■nlich unterzeicluiet. haben.

Die Beisetzung des Namens eines Britten, im Auftrage •
oder emit Zustimmi)gu desselben, ist unstatthaft.

Art. '_'. Die Stimmberechtigung der Unterzeichner ist
vom Vorstand der Gemeinde, wo dieselben ihre politischen
Rechte ausüben, zu bezeugen (Art. 5, Alinea 3 des Gesetzes).

i) niese Verordnung ist durch Art. 17 des rund Kzesetzes reit 27. Januar
1892 . (S. G4 hiervor) aufgehoben, soweit sie sieh auf die Revision der Bundesver-
fassung bezieht.

') Siehe eidg. tieset sanuulunc, n. F. I, 116, und Seite i hiervor.
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Diese Bezeugung muss ani Fusse jeder Liste angebracht
sein und im Wesentlichen folgendermassen lauten :

«Der unterzeichnete Vorstand der Gemeinde . .
bezeugt amuit, dass die obigen   Bürge r
in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt
sind und ihre politischen Pecltte in hiesiger Gemeinde
ausüben.»

(Datum und Unterschrift.)

Art. 3. I)ie schriftlichen Eingaben sind an den Bunde :_
rat zu richten, welcher eine Prüfung darüber veranstaltet,
ob dieselben den Bestimmungen des Gesetzes entsprechen.

Ergibt es sich bei dieser Prüfung, dass das in dem
vorigen Artikel geforderte Zeugnis (Art. 5, Alinea 3 des
Gesetzes) in einer Eingabe gänzlich fehlt, so sind alle
darauf befindlichen Unterschriften ungültig*; ebenso wei n t
ein Zeugnis sieh entweder über die Stimnberechtignng
oder den Ort der Ausübung derselben nicht ausspricht.

Ist ein Zeugnis in bezug auf die Stinmbereclitigung
oder das Domizil von einzelnen in der Liste verzeichnu ten
Bürgern unrichtig, so werden di e netreffendenUnterschriften
als ungültig gestrichen.

Wehr sich in einer Eingabe Unterschriften finden,
welche offenbar von einer und derselben Hand gezeichnet
sind, so werden diese Unterschriften mit Ausnahme einer
einzigen ebenfalls als ungültig beseitigt.

Art. 4. Nach vollzogener Prüfung und Erwahrung d e r
innerhalb des gesetzlichen Termins eingelangten Unter-
schriften wird der Bundesrat von auffälligen Gesetzwidrig-
keiten den betreffenden Kantonsbeh4den Kenntnis geben,
welche gegen die Schuddigbefundenen die Bestimmungen
der Strafgesetze in Anwendung bringen werden.

Art. 5 1 ). Alle Bestimmungen, welche auf die Unter-
schriften für eine Volksabstimmung über Bundesgesetze
und Bundesbeschlüsse Bezug haben, gelten auch für die

Diese Bestimmumr _gilt nicht mehr: vergl. Anmerken; zum Titel dieser
Verordnung.
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Unterschriften für eine Revision der Bundesverfassung,
mit Ausualune der hierfür verfassungsmüssig festgesetzten
biihern Zahl erforderlicher Unterschriften.

Art. 6. Vorstehende Verordnung, mich welcher das
I) e p a r t e m'e u t des l n n ('r n') hei Begehren um Volks-
abstimmung. über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse,
sowie für Verfassungsrevision'-), die Erwahrung
und Zusammenstellung der Unterschriften vornehmen wird,
tritt sofort in Kraft.

Bern, den 2. Mai 1879.

lui Namen des schweiz. Bundesrates,

Der Bundesltriisident:

Hammer.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:

Schiess.

ût'r dio 
Organisation  der` Bundesverwaltung

Department (s. 1 1 hic a h vom 'G. 311rz 1914

v2) Diese Bestimmun_ gilt nicht mehr; vergl. Anmerkung zum Titel dieser
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Bundesgesetz
betreffend

die eidgenössischenWahlen undAbstimmungen.
(Vent 19. Juli 1872.)

Saunt Abiinderungen bis Ende 1915.

Die 13undesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

mich Einsicht Iles Vorschlages des Bundesrates, vein
24. Juni 1872,

beschliesst:

Art. 1. Die Walden in den schweizerischen \atioualrat
(Art. 61— 65, nun 72— 6 der l3uudesverfassung),dieWablen
der eidg. Geschwornen (Art. 104, nun 112) und die Ab-
stimmungen fiber die Revision der Bundesverfassung(Art.113
und 114, aim 118 u. ff.) finden much den Vorschriften der
kantonalen Gesetze statt, unter Vorbehalt jedoch der nach-
stehenden Bestimmungen des vorliegenden Bundesgesetzes.

A. Allgemeine Bestimmungen.
Art. 	 Stiutmherechtigt ist jeder Schweizer, der das

zwanzigste Altersjahr zurückgelegt hat und MI übrigen
nach der Gesetzgebung des Kantons, in welchem er seinen
Wohnsitz hat, nicht rout Aktivbiirgerrecht ausgeschlossen
ist. (Art. 63, nun 74 der Bundesverfassung.)

Art. 3. Das Stimmrecht wird von jedem Schweizer-
bürger da ausgeübt, wo er als Ortsbürger oder als Nieder-gelassener oder Aufenthalter wohnt.

In bezug auf die Mitglieder des Bundesrates laid denKanzler der Eidgenossenschaft bleiben die I3estinuuuugevtdes. Art. 2 im Bundesgesetze rout 16. Mai 1849 überOrganisation un d Geschüftsgang des Bundesrates vorbe-halten (I, 50).
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Art. 4'). Stinunherechtigten. welche sich hei eidge-
nössischen Wahlen und Abstimmungen im _Alilitürdienst
befinden, sowie Beamten und Angestellten der Post-, Tele-
graphen- und Zollverwaltung. der Eisenbahnen und Dampf-
schiffe, kantonaler Anstalten und Polizeiktups soll Gelegen-
heit gegeben werden, sich ait diesen Wahlen und Abstim-
litungen zu beteiligen.

Die zu diesem Zwecke für die genannten Beamten
und .Angestellten von den Kantonsbehürdcn zu treffenden
Einrichtungen dürfen indessen mit den Vorschriften der
Art. 3 und S dieses Gesetzes nicht im Widerspruch stehen
und sind wenigstens vierzehn Tage vor einer eid' ,'enüssischen
Wahl und Abstinunuug zu veröffentlichen.

Art. 5. Jeder in einer Gemeinde wohnende Schweizer-
bürger (Art.:) ist von Amtes wegen in das Stimmregister
(Art. 1) einzutragen, insofern nicht der betreffenden Behürde
die Beweise dafür vorliegen, dass er nach den Gesetzen
des Kantons von dem _Aktivbürgerrecht ausgeschlossen sei.

Alle auf die Führung der Stimmregister bezüglichen
Vorschriften nfiissen für sünftlichc Schweizerbürger die-
selben sein.

Art. (i. Die Stimmregister .soll n Avahrend wenigstens
1.1 Tagen vor einer Wahl oder Abstitnniun, zur Einsicht
der Beteiligten öffentlich aufgelegt und dürfen nicht früher
als 3 Tage vor der . Abstimmung geschlossen werden.

Art. 7. Wegen Verletzung der in den Artikeln —G
R euen Bestimmungen ist der Feldhis von den kanto-

nalen Behörden an den Bundesrat gestattet. 	 •
Art. S. Die Nationalratswahlen und die Verfassungs-

abstimmungen finden mittels schriftlicher und geheimer
Stinuugabe statt: die Wald der Geschwornen kann in
offener Abstimmung vorgenommen werden.

Stimmenabgabe durch Stellvertretung ist untersagt.
Art. 9. Ueber die Abstinum utgs- und Wahlverhandlung—

ist ein Protokoll aufzunehmen, dessen Richtigkeit von den'
Absn• nd,•rt durch B. G. vom `?I I. I1,•zowlMr 	 1. 	 n. l'. Xl. Uq.

6
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betreffenden Bureau unterschriftlich zu bezeugen ist.
Dieses Protokoll ist der Kantonsregierung zu übermitteln,
welche die Ergebnisse der verschiedenen Versammlungen
zusammenstellt und in angemessener Weise sofort öffent-
lich bekannt macht.

Art. 10. Binnen einer Frist von 6 Tagen, die mit dein
Tage zu laufen beginnt, an welchem die im vorigen Artikel
genannte 3ekanntmachung erlassen wurden ist, können
Einsprachen gegen die Giiltigkeit einer zu Ende geführten
Wahl oder einer Abstimmung über die Revision derßundes-
verfassung erhoben werden. Dieses hat vermittelst schrift-
licher Eingabe bei der Kantonsregierung' zuhanden der
Rundesbehiirden zu geschehen. Nach Ablauf obiger Frist
erfolgende Eingaben werden nicht berücksichtigt.

Zinn Gegenstande solcher Einsprachen kann alles, Evas
während des ganzen Verlaufes der betreffenden Wahl-
oder Abstimmungsverhandlung vorgefallen ist, sachbezüg-
liche Beschlüsse der Kantonalbehörden und des Rundes_
rates (Art. 7 dieses Gesetzes) nicht ausgeschlossen, gemacht
werden.

Art. 11. Nach Ablauf der im vorigen Artikel genannten
Frist haben die Kantonsregierungen die sämtlichen auf die
Wahlen oder Abstimmungen bezüglichen _Akten, sannt den
allfülligen Beschwerden und ihrem Gutachten über die
letztern, dem Bundesrate zu übermitteln.

Einzig die Stimmzettel bleiben unter Verwahrung d en .
Kantonsregierungen und sind von diesen nur auf Verlangen
einzusenden, nach Genehmigung der Verhandlungen aber
zu vernichten.

B. besondere Bestin>.nun►gen für die \ationalrats-
wah len.

- Art. 12. Die Walden für den Nationalrat sind direkte.
(Art. 69, 111111 73 der 1 31 trtdesverfassung.)

Art. 13. Wahlfähig als Mitglied des Nationalrates
ist jeder stimmberechtigte Schweizerbürger weltlichen
Standes.
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 Naturalisierte Schweizerbär„ er m iissen seit wenigstens
fünf .Jahren das erworbene Bürge rrecht besitzen. um wahl-
fähig zu sein. (Art. 64, nun 75 der Bundesverfassung.)

Art. 14. Die Mitglieder des Stiinderates, des Bundes-
rates und von letzterem gewühlte Beamte können nicht
zugleich Mit lieder des Nationalrates sein. (Art. 66, nun
7 7 der Bundesverfassung.)

Üebrigens sind dieselben doch in den Nationalrat
\viildl)ar. Naeh erfolgter Wahl haben sie aber zwischen
den beiden miteinander unvereinbaren Stellen zu wühlen.

Art. 15. Bei einer Gesamterneuerung des National-
rates künnen die infolge dieser Erneuerung abtretenden
Ile ,uuten, welche in den neuerwählten Nationalrat ernannt
Worden sind, an den Verhandlungen dieses letztern teil-
nehmen, bis die ihre Beanitungen betreffenden Erneuerung,-
wahleu stattgefunden haben.

Art. 16. Die Gesamtwahlen behufs der Inte rralerneue-rung des Nationalrates beginnen jeweilen am letzten
Sonntag im Oktober und werden. falls sie nicht in der
ersten Wahlverhan)Ilung zu Ende geführt worden sind. an
den durch die betreffenden Kantonsregierungen hierfür

bestimmenden 'Pagen fortgesetzt.

Art. 17. Flip Wahlverhandlungen. belt n fs Besetzung
tont tIe11eu i m Nationalrate. NVelchc im laufe einer Amts-
dauer des letztern erledigt worden sind. wird der Zeitpunkteort	 erledigt

 betreffenden Kantonsregierungen bestinunt.

Art. 18. I)ie Kantonsregierungen werden, soweit sie
l ieg Zeitpunkt der Wahlverhandlungen zu bestimmen haben,
'iuf ntiiglichste Befiirderung der letztern hinwirken.

Sie werden' überdies jeweilen, falls in ihren Kantonen
an lichteren )rten Wahlversammlungen stattzufinden
'Wien, die tunlichst gleichzeitige Abhaltung derselben an-ordnen.

'1 Dieser .Absatz ist in der ISundesc.•: C - In_ von 1 ,74 nicht mehr enthalten
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Art. 19. Diejenigen, auf welche sich die absolute _Mehr-
heit der stimmenden Wähler vereinigt hat, sind als gewühlt
zu betrachten.

Leere Stimmzettel y-erden bei Ausmittlung der absoluten
Mehrheit nicht beriicksichtigt. i) Stimmzettel, welche weniger
Namen tragen, als Stellen zu besetzen sind, werden dagegen
gleich andern beschriebenen Stimmzetteln behandelt.

Art. 20 2). Hat sich im ersten Wahlgange (lie abso-
lute Mehrheit nicht auf so viele Personen vereinigt, als zu
wühlen sind, so findet ein zweiter, ganz freierWahlgang statt.

Art. 21 2 ). Inn zweiten Wahlgange gelten diejenigen als
gewühlt, welche die meisten Stimmen erhalten haben.

Art. 22. Wenn bei Vollziehung der in den vorher-
gehenden Artikeln enthaltenen Vorschriften darum, weil
mehrere Personen in einem Wahlgange gleich viele
Stimmen auf sich vereinigt haben, die Frage entsteht,
welche von ihnen in der Wahl bleiben sollen oder als
gewühlt zu betrachten seien, so entscheidet hierüber das
Los, welches durch den Präsidenten der betreffenden
Kantonsregierung unter der Kontrolle der letztem zu
ziehen ist.

Art. 23. Ware in einem Wahlgange die Zahl derjenigen,
welche die absolute Mehrheit auf sich vereinigt haben,
grösser ausgefallen als die Zahl der zu Wählenden, so gelten
diejenigen, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt
haben, als gewählt.

Art. 21. Je am Schlusse der Wahlverhandlungen
eines Wahlkreises hat die betreffende Kantonsregierung
sofort :

a) den Gewühlten von der auf sie gefallenen Wahl ver-
mittelst Zuschrift Mitteil ung zu marhbn :

)) dem Bundesrate vorläufig einfach die Namen der
Gewählten noch ohne Einsendung der Wahlakten zur
Kenntnis zu bringen.

Neuer Zusatz (B. G. vom 31. Juli 1873, A . S. XI, 275).
bgeilndert durch 11. G. coni 30. V3rz li ) (s. S. 88 hiernach).
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Art. 25. Wollen schon vor der öffentlichen Bekannt-
machung des Ergebnisses einer zu Ende geführten Wahl
Einsprachen gegen Wahlverhandlungen des ersten oder
zweiten Wahlgangs erhoben werden, so sind dieselben
binnen 3 Tagen, von der bestrittenen Wahlverhandlung an
gerechnet, der betreffenden Kantonsregierung vermittelst
einer schriftlichen Eingabe zur Kenntnis zu bringen.

Haben die Wahlverh:ndlungen, die Gültigkeit derselben
vorausgesetzt, nach zu keinem abschliesslichen Ergebnisse
geführt, so entscheidet (lie Kantonsregierung, wobei übrigens
das Recht späterer Beschwerdeführung bei dem National-
rate (Art. 10) vorbehalten bleifit. im entgegengesetzten
Falle der Nationalrat über diese Einsprachen.

Art. 26. Ist die Wahl in mehreren Wahlkreisen auf
die gleiche Person gefallen, so hat  der Bundesrat den mehr-
fach Gewühlten ungesäumt zu einer hefürderlichen Erklärung,
in welehem Wahlkreise er die Wald annehme, zu veranlassen.

Nach Eingang dieser Erklärung wird der Bundesrat
sofort da, wo die Wahl nicht angenommen worden ist,
die Vornahme einer neuen Wahl anordnen.

Art. 27. Jedesmal nach einer Gesamterneuerung des
Nationalrates haben sich diejenigen, welchen eine Kantons-
regierung ihre Wahl in den Nationalrat gemäss Art. 24,
lit. a angezeigt, ohne weitere Einladung am ersten Montage
im Dezember vormittags uni 10 Uhr zu der konstituierenden
Sitzung des Nationalrates in der Bundesstadt einzufinden.

Art. 28. Solche dagegen, welche im Laufe einer _lnits-
dauer des Nationalrates gewählt warden. sind von dem
Bundesrate in der gewöhnlichen Form einzuberufen, und
zwar soll dieses, wenn der Nationalrat gerade versammelt
ist, sofort, sonst aber auf die nächste Sitzung desselben
geschehen.

Art. 29. In der nach der Gesamterneuerting  des National-
rates stattfindenden konstituierenden Sitzung (Art. 27) ist
jeweilen vorerst über die Anerkennung der in den National-
rat getroffenen Wahlen einzutreten.
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Bei diesen Verhandlungen haben alle diejenigen, welche
mit einem ihre Wahl beurkundenden Schreiben einer Kan-
tonsregierung versehen sind, gleichviel ob ihre Wahl be-
anstandet ist •oder nicht, Sitz und Stimme.

Während der Behandlung von Wahleinsprachen, bei
denen sie selbst beteiligt sind, haben sie sich indessen in
Ausstand zu begeben, und ist ihre Wahl für ungültig
erklärt worden, so haben sie sich jeder weitern Teilnahme
an den Verhandlungen zu enthalten.

Art. 30. Nach erfolgter Konstituierung des National-
rates ist ein neugewühltes Mitglied erst, nacluleni seine
Wahl als gültig anerkannt worden, an den Verhandlungen
teilzunehmen berechtigt.

Art. 31. Der Nationalrat wird auf die Dauer von drei
Jahren gewühlt, und es findet jeweilen (Ìesainterneucriing
statt. (Art. 65, nun 76 der Bundesverfassung.)

Art. 32. Die Amtsdauer des Nationalrates läuft in dem
Jahre, in welchem er in Gesamterneuerung füllt, jedesmal
mit dem, dem ersten -Montage des Dezembers vorher-
gehenden Sonntage ab.

Art. 33. Wünscht ein Mitglied aus dem Nationalrate
auszutreten, so hat es eine sachbeziigliche Erklärung dein
Nationalrate, wenn dieser eben versammelt ist, sonst aber
dem Bundesrate einzureichen. Die letztere Behörde ordnet
sodann die Neuwahl an.

Art. 34. Ein Mitglied des Nationalrates, welches den
Austritt ails demselben erkliirt hat, ist gleichwohl ver-
pflichtet, den Sitzungen noch beizuwohnen, bis sein Nach-
folger gewühlt ist.

Art. 35. In allen Tüllen , in welchen die Erledigung
einer Stelle im Nationalrate vor dem Ablaufe der Amts-
dauer des letztern eintritt, soll diese Stelle sofort wieder
besetzt werden, es wäre denn, dass vor der Gesamterneue-
rung des Nationalrates kein Zusammentritt desselben mehr
in Aussicht stünde.
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C. Wahlen der eidgenössischen Geschwornen 1 ).

Art. 44. Iiebertretungen der Vorschriften dieses
Gesetzes werden nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes
vom 4. Hornung 1853 über das Bundesstrafrecht bestraft
(11I, 404).

Art. 45. Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses
Gesetzes beauftragt.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, lien 19. Juli 187:!.

Der Priisident: Ch. Friderich.
Der Protokollfiihrer: Schiess.

Also beschlossen vom Ständerau.

Bern, den 19. Juli 1s72.

Der Priisident: C. Kappeler.
Der Protokollfiihrer: J. L. Liitscher.

Foul Bundesrat in Kraft erkl:irt am 22. Juli 1s72.

') Art. 36-4:t sind du rch Art. 227, Ziff. 4, des Itundes;es t s vom 2'. 3lürz
IR 13 iihor ,die Organisation der Bundesrechtspflege auf_ehoh•n wcudon. itezii:Iìch
der Wahl der eidgenössischen Geschwornen vergl. Art. Itt —114 des erw:ihnten
Bundesgesetzes.
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Bundesgesetz
betreffend

Erleichterung der Ausübung des Stimmrechts
und Vereinfachung des Wahlverfahrens.

(Vom 30. März 1900.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom
18. Mai 1800;

in Ergänzung und Abänderung (les Bundesgesetzes
betreffend die eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen
vom 10. .luli 1872 1 ) und des Bundesgesetzes betreffend
Volk sab.tinunung fberBundesgesetze und Bundesbeschlüsse
vom 17. Juni 1874, 2)

beschliesst:
Art. 1. Die Kantone sind ermiichtigt, bei eidgenös-

sischen Wahlen und Abstimmungen die Stimmabgabe schon
am Vorabend des Wahl- oder Abstimmungstages zuzulassen.

Sie können diese Erleichterung der Ausübun:;. des
Stimmrechtes für das ganze Kantonsgebiet oder nur für
einzelne Teile desselben einführen.

Die Bestimmungen des B undesgesetzes vorm 2O.Dezember
1888 bleiben vorbehalten.

In den Kantonen, in denen für kantonale Angelegen-
heiten die Stimmabgabe am Vorabend eingeführt ist, soll
sie auch bei eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen
zur Anwendung kommen.

Die Ermittlung des Abstimmungsergebnisses darf erst
am Tage der Hauptabstimmung, zugleich mit der Ermittlung
des Gesamtergebnisses, erfolgen.

') Sieho eidg. Gesetzsammlung, Bd. X, Seite 915, und Seite SO hiervor.
') Sieho eidg. Gesetzsvnmiung n. F., Bd. 1, Seite 116, und Seite 73 hiervor.
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Für die Ausführung dieses Artikels, insbesondere für
die Sicherung- der Stimmabgabe. haben die Kantone die
nötigen Vorschriften zu erlassen.

Art. 2. Die Art. 20 und 21 des Bundesgesetzes
betreffend die eidgeni_issiscli n \V'nh len und Abstimmungen
vom 19. Juli 1872 erhalten folgende Fassung:

Art. 20. Hat sich im ersten Wahlgang die absolute
Mehrheit nicht auf soviele Personen vereinigt, als zu
wühlen sind, so findet ein zweiter ganz freier Wahl-
gang statt.

Art. 21. Im zweiten Wahlgang gelten diejenigen
als gewühlt, welche die meisten Stimmen erhalten haben.

Art. 3. Der Bundesrat wird beauftragt, auf Grund-
Inge der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17..luni
i5 i .1, betreffend Volksabstimmung über Bundesgesetze und
Bundesbeschlüsse, die Bekanntmuechung dieses Gesetzes zu
veranstalten und den Beginn der  Wirksamkeit desselben
festzusetzen.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den 30. lliirz .1900.

Der Priisident: Geilinger.
Der Protokotlfiibrer: Ringier.

Also beschlossen voni Ständerate,

Bern, den 30. Miirz 1900.

Der Priisident: Arnold Robert.
Der Protokollführer: Schatzmann.

Vom Bundesrat in Kraft erkliirt am 13. ,Juli 1900.
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Bundesgesetz
betreffend

die Nationalratswahlkreise.
(Vom 23. Juni 1911.)

Die IInndesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

in Vollziehung des Art. 72 der Bundesverfassung* und
mit 1Ziicksicht auf ihren Beschluss vom 23. Juni 1911
über die Ergebnisse der eidgenössischen Volksziihlung vom
1. Dezember 1910,

auf den Vorschlag des Bundesrates,

beschliesst:

11rt. 1. Die Wahlen in den Nationalrat werden in den
nachfolgenden eidgenössischen Waldkreisen nach Massgabe
der Wohnbevölkerung vom 1. Dezember 1910, wie sie
durch Bundesbeschluss vorn 23..luni 1911 festgestellt wurde,
getroffen und verteilen sich auf dieselben in nachfolgender
Weise: (s. nebenstehende Tabelle).

Art. 2. Das Bundesgesetz vom 1. .l u ni 1902 (A. S.
n. F. XIX, 198) ,ist aufgehoben.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den '_'3. Juni 1911.

I)er I'rìisident : J. Kuntschen.
Der Protokollführer: Schatzmann.

Also beschlossen vom Stiinderate,

Bern, den 23. Juni 1911.

Der I'räsident: J. Winiger.
Der Protokollfiihrer: David.
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Waltll:rCiso (les Nationalrates. (13nndesgesetz vom 23..Juni 19110

Seelenzahl 	 Seelenzahl
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Wahlkreise 	 Kantone

Iaht 
der Zahl der

die
men den 	

auf
Kantere

Kreisen ru goo".
eahlenden dass Md. I
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Einteilung

I. Zürich.

1. Wahlkreis. Die Stadtkreise 1, II. IV und V, ZoIlikon, \Viti-
kon, Oerlikou. Se•eleaeh, Su•Intanlendingen, die Ileine I e1D11
(les reeliten Liii ii aiatufer.: Ib■ingg, Ober- nod Unterengl-
ringen, \\'ehuingen, I;erold&tröl snot Out ii , sowie der Bezirk
.\ ffoltern

2. Wahlkreis. Der Stadtkreis %Adel' III unel die t.aou bLernnin lulu
.111)i.rieden, Altsletten, t?ilikon..Ae.eh, I3irneens(lorf. Ober-
unlorf. Niet]erufulDrf, Schlieren und Uietikon. 	 .	 .

3. Wahlkreis. 	 1)ie Bezirke 'forget', Mellen te n et lNlnwll 	 .	 .
4. Wahlkreis. I)ie Bezirke Uster, Pläffikon mot \Vinfml]nuur. 	 .
5. Wahlkreis. Die Bezirke Andelfin en. I;ül;u b e n nui I)ielsdorf

11. Bern.

6. Wahlkreis. Die Annlsbezirke Oberhasle, Interlaken, l'rnli,en.
Niedersinnentbal, Obertiin unentbal. Snau len und Thun 	 .

7. Wahlkreis. 1)ieatnl.bezirkeSeI'tigen,Sclnwau•zenburi; tumid Bern

Uebertrag

5

(i
7

13

25

25 



Einteilung

Uebertrag
B. Wahlkreis. Die Amtsbezirke Ironulfingen, Signau, Tracbsel-

wald und die Gemeinde Ilasli vom Amtsbezirk Burgdorf
9. Wahlkreis. Der Amtsbezirk Burgdorf, ohne die Gemeinde I lasli,

und die Amtsbezirke Aarn - angen,Wangen und l'raul,rw►nen
10. Wahlkreis. Die Amtsbezirke Aarberg, ßüren , Nidau, Biel,

Irrhe il und Laul,en 	
11. Wahlkreis. Die Amtsbezirke Neuenstadt, Courtelary, Münster

und Freibergen 	
12. Wahlkreis. Die Amtsbezirke l'runtrut, Delsberg und Laufen

ti•

Ill. Luzern.

13. Wahlkreis. Das Alit Luzern . . 	 .
14. Wahlkreis. Die AeiItcr 1:ntlebu eb und \Villis'n►
15. Wahlkreis. Die Aemter Ilocb,lorf und Sursee

1V. Uri.

16. Wahlkreis. Der ganze Kanton Uri

V. Schwyz.

17. Wahlkreis. Der ganze Kanton Schwyz .

Seelenzahl 	 Seelenzahl
der	 der

Wahlkreise 	 Kantone

fahl der 	
Zahl der
auf 	 die

von 	 den Kantone
Kreisen zu 	 entfallen-
r‘dhlenden 	 den 	 Mit.
M it glieder i 	 glieder

264,723 503,91.5 13 25

81,666 4

89,798 4

93,158

64,613 `',
51,919 645,877 3 32

67,737 3
47,579 2
51,907 167.2_'a 3 8

22,113 _'•', l	 1., 1 1

58,428 58,428 3 3



VI. Unterwalden o. d. W.
18. Wahlkreis.	 1)er ganze Kanton Unterwalden ob dem Wald 17,161 17,11;1 1

VII. Unterwalden n. d. W.
19. Wahlkreis.	 Der ganze Kanton Unterwalden nid dem Wald 13,78 13,788 1 1

VIII. Glarus.

20. Wahlkreis.	 Der ganze Kanton tilarns 33 316 33,31;

IX. Zug.
21. Wahlkreis.	 Der ganze Kanton Zug .	 .	 .	 .	 .	 .	 .	 . •!8,156 28,156 1 1

X. Freiburg.
22. Wahlkreis.	 Der	 Seebezirk.	 die Kreise Freiburg und Belf, u ix

von Saanebezirk und der Kreis Uompierrevom liroyebezirk 45,395
23. Wahlkreis.	 1)er iibrigbleibende 'Teil	 des Irantons 94,259 139,651 5 7

XI. Solothurn.
24. Wahlkreis.	 1)er ganze Kaiton Solothurn	 . 117,040 117,010 (i 6

XII. Baselstadt.

25. Wahlkreis.	 Der ganze Kanton Baselstadt . 135,918 135,91 7

XIII. Baselland.

26. Wahlkreis.	 Iter ganze Kanton	 I asi lland 	 76,488 76,188 4 4
Uehert rag 1,959,077 98



'Einteilung
Seelenzahl

er
Wahlkreise

Seelenzahl
der

Kantone

•Zahl 	 der 	 • Ze h ( 	 der

von 	 den 	
K 	 die 	 I

Kreisen	 u 	
Kaa nn tone'

den
n 	 Mit.

Mitglieder 	
n 	 Mib

g	 glieder

Uehertrag 1,959,077 98

XIV. Schaffhausen.
27. Wahlkreis. 	 Der ganze Kanten Schaffhausen 	 4,097 46,097 2 2

XV. Appenzell A.-Rh.

28. Wahlkreis. 	 Der ganze Kanton Appenzell A.-lib. 	 . 	 . 57,973 57,973 3 3

XVI. Appenzell I.-Rh.
29. Wahlkreis.	 I)er ganze 	 I:aetee Appenzell 	 1.-lth.. 	 .	 .	 . 14,659 14,6:e9 1 1

XVII. St. Gallen. 	 N •

30. Wahlkreis. 	 Der Bezirk 	 St_ Dallen, die Gemeinelen 'l'aplat	 unel
Vene 	 I;cziul: 	 Gossau die (leuneinde Straulenzell . 	 .	 .	 . 75,482 4

31. Wahlkreis. 	 I)ie 	 Bezirke 	 rl,J)iat 	 (ebne die Denleinde 'l'oblat),
Uerschit •b. tinter- und Uherrlreintbal 	 72,575 •1

32. Wahlkreis. 	 Die Bezirke 11•erdenberg, Ober-, Neu- und Unter-
toggeuu l l n rg 	 68;168 3

33. Wahlkreis. 	 Die Bezirke Sargars, Raster und Seebezirk	 . 	 . 44,913 2
34. Wahlkreis. 	 Die Bezirke Alttuggeneurg, AVil und Gossau (elute

die (lemcindo Ste' Buhen' ell) 41 458 30 .2,896 2 15



XVIII. Graubünden.

35. Wahlkreis.	 Der ganze Kanton Graubinden 	 117,069 117,069 6 6

XIX. Aargau.
36. Wahlkreis.	 Die Bezirke %ofingen und Kuhn . 	 .. ',1,701 3
37. Wahlkreis.	 Die Bezirke Aarau, Brugg und Lenzburg und voni

Bezirk Brenngarten 	 die Gemeinden 1)ottikou 	I1iggli^gen.
.\ngliken cold Wollen 	 7 3,431

'38. Wahlkreis.	 Der iibrig e Teil Iles Bezirkes Brenngarten und der
Bezirk Muri 	 27,592 1

39. Wahlkreis.	 I)ie 	 Bezirke	 Baden,	 Zurzacb, 	 Laufenburg 	 und
Rheinfelden 77,910 230,634 4 l'_'

XX. Thurgau.
40. Wahlkreis.	 I)er ganze K inton Thurgau 1:11,91 7 131,917

XXI. Tessin.

41. Wahlkreis.	 I)ie Bezirke llendrikiu und	 Lugano 	 s 1,•-'1t)
42. Wahlkreis.	 Die Bezirke Bellinzona,	 Riviera, Loearuo, 131enio,

I.evemtina	 und	 \'alleniaggia 	 74,956 156,166, •4 8

XXII. Waadt.

43. Wahlkreis.	 Die Rezirke Aigle, Lausanne, Lav, u lx, Yays-d'En-
ballt,	 Veeey	 und	 I troll 	 1 6(3,07í) 8 8

l7ebertrag 166,079 3,185,567 160



Einteilen g
Seelenzahl

der
Wahlkreise

Seelenzahl
der

Kantone

Iaht der
auf die
Kantone
entfallen-
den Hit.
glieder

Zahl der
von den

Kreisen ZU
wählenden
Mitglieder

Uebertrag 3,185,567 160
44. Wahlkreis. 	 Die Bezirke Avenelles, Echaliens, Grandson, Mou-

don, Orbe, Payerne, Yverdon und La Va11de 	 93,483 5
45. Wahlkreis. 	 Die Bezirke 	 Auboune, 	 Cossonay, .Morges, Nyon

und Kolle 	 57,895 317,457 3 8

XXIII. Wallis.

46. Wahlkreis. 	 Ilie Bezirke Gongs, Brig, Karon, Visp, Leuk, Siders,
Iléreets, 	 Sitten	 und (iundis (ohne (lie 	 Gemeinden Anion
(111(1 Chainoson) 	 81,571 4

47. Wahlkreis. 	 Die 	Bezirke	 Martina(•I1, 	 Entremonts, 	 St.	 Moritz
und 	 Monthey 	 und	 vom 	 Bezirk' Gendis (lie Gemeinden
.Ardon und Chaueulson 	 46,810 128,381 2 6

XXIV. Neuenburg.
48. Wahlkreis. 	 Der ganze Kauton Neuenburg . 	 .	 .	 . 	 .	 . 133,061 133,01;1 7 7

XXV. Genf.
49. Wahlkreis. 	 Der ganze Kanton Genf 	.	 . 	 .	 .	 .	 . 	 . 154,906 154,906 8 8

Gesamtbevölkerung 	 der 	 Schweiz 	 und 	 Gesamtzahl 	 der 	 Mitglieder 	 des
Nationalrates . 3.753.293 189
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Bundesgesetz
fiber

den Geschäftsverkehr zwischen Nationalrat,
Ständerat und Bundesrat, sowie über die Form
des Erlasses und der Bekanntmachung von

Gesetzen und Beschlüssen.
(Vom 9. Oktober 1902.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom
30. Miliz 1599,

beschliesst:

1. Geschiiftsrerkehr zwischen dem National- und
deut Ständerat.

Art. 1. Der Nationalrat und derStünderat versammeln
sich zur ersten Abteilung der ordentlichen Session der
Bundesversammlung am ersten Montag des Monats Dezember,

-

zur zweiten Abteilung derselben Session am ersten Montag
des Monats Juni des folgenden Jahres.

Sie werden ausserordentlich einberufen durch Beschluss
des Bundesrates oder wenn ein Viertel der Mitglieder des
Nationalrates oder fünf Kantone es verlangen.

Art. 2. Bei dem Zusammentritt der beiden Rate ver-
stündigen sich die Priisidenten derselben darüber, von
welchem Rate jedes Geschifft zuerst zu behandeln sei. In
der ersten oder zweiten Sitzung legt jeder von ihnen dem
Rate, welchem er vorsteht, das Resultat der Besprechung
zum Entscheide vor.

Wenn vor deut Zusammentritt der Riite ein Geschäft
vom Bundesrate als ein besonders dringliches bezeichnet
wird, so haben sich die Präsidenten Tiber die Prioritüts-
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verteilung vor Beginn der Session zu verständigen, und es
bedarf diese Vereinbarung der Genehmigung der Räte nicht.

Die Präsidenten sind in diesem Falle befugt, durch die
Bureaus Kommissionen bestellen und diese in Funktion
treten zu lassen.

Art. 3. Wenn sich die Rilfe, oder im Falle des Art. 2,
Absatz 2, die Präsidenten, über die Frage der Priorität
nicht einigen kennen, so «- ird dieselbe durch das von den
Präsidenten zu ziehende Los entschieden.

Art. 4. Die in bezug auf Gesetzes- und Beschlusses-
entwürfe gefassten Beschlüsse des einen Rates sind nach
Schluss der Beratung vom Präsidenten und Protokollführer
zu unterzeichnen und mit einem Begleitschreiben in der
Regel innerhalb zweier Tage dem andern Rate mitzuteilen.

Beschliesst ein Rat in seiner erstmaligen Beratung,
auf eine vom Bundesrate oder dem andern Rate ausgehende
Vorlage nicht einzutreten, so hat er dem andern Rate hier-
von Kenntnis zu geben.

Beschliesst dagegen ein Rat; auf einen in Form einer
Motion eingebrachten Gesetzes- oder Beschlussesentwurf
nicht einzutreten, oder verwirft er denselben nach erfolgter
Durchberatung, so bleibt (lie Sache auf sich beruhen, und
es wird der betreffende Beschluss dem andere Rate nicht
m i tgeteilt.

Art. 5. Stimmen die Schlussnahmen (les eineu Rates
mit den vorher gefassten Beschlüssen des andern Rates
uielut überein, so gehen sie zur Beratung der Differenzen
an diesen zurück.

Die weitere Beratung hat sich ausschliesslich auf (lie
Punkte zu besch ränken, über welche eine Einigung nicht
zustande gekommen ist, es wäre denn, dass einneues Ein-
treten durch beschlosseneAbünderungen erforderlich würde
oder dass die Kommissionen beider Räte übereinstimmend
einen bezüglichen A ntrag stellten.

Dieses Verfahren wird so lange fortgesetzt, bis eine
Einigung zwischen den beiden Riiten erreicht ist oder bis
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diese beschliessen, auf ihren abweichenden Schlussnahmen
zu beharren.

Art. 6. Beschliessen die beiden Mite, auf ihren ab-
weichenden Schlussnahmen zu beharren, so sind die Diffe-
renzen einer aus den vereinigten Kommissionen beider
Rate gebildeten Konferenz zu unterbreiten, welche ver-
suchen soll, eine Versäindiguug herbeizuführen.

\Venn (lie Kommission (les einen Rates weniger Mit-
glieder zählt als diejenige des andern Hates, so ist sie
auf die gleiche Zahl zu ergänzen.

Die Konferenz steht unter dem Vorsitz  (les Kommissions-
1)ruisi(lenten desjenigen Dates, der für die Behandlung des
Ueschüftes die Prioritiit besass.

Art. 7. Der die Beilegung der Differenzen bezweckende
Antrag der Konferenz geht zunächst an denjenigen Rat,
welcher das Geschäft zuerst behandelt hat. •

Wenn ein solcher Antrag nicht erzielt werden kann
oder wenn tiber denselben keine Einigung der  Rate zu-
stande kommt — wobei jeder der beiden Räte nur einmal
Beschluss zu fassen hat — so gilt die Vorlage als abgelehnt
und kann nur auf die für die Gesetzgebung vorgeschriebene
Weise wieder zur Behandlung gebracht werden.

Art. B. Nach Schluss der Beratung in beiden Räten
gehen die Gesetze und allgemein verbindlichen Beschlüsse,
sofern die Mite nichts anderes beschliessen, an die Redak-
tionskommission. Diese hat deren endgültigen deutschen
und französischen Wortlaut festzustellen, insbesondere die
beiden Texte in Uebereinstinummg zu bringen und Wider-
sprüche formalerArt mit bestehenden Gesetzen zu beseitigen.
Zu sachlichen Aenderungen an den Schlussnahmen der Mite
ist sie nicht befugt.

Art. 9. Die -Redaktionskomnussion besteht aus den
Berichterstattern der Kommissionen beider Rüte, dem zweiten
Vizekanzler und den Uebersetzern beider Räte. Sie kann
auch andere Bundesbeamte oder auch Experten zu ihren
Beratungen beiziehen. sie wird einberufen und geleitet
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vom Berichterstatter der Kommission desjenigen Rates,
welchem die Prioritiit zustand.

Die Protokollführer der beiden Riite sind den Kom-
missionssitzungen beizuwohnen berechtigt; auch können
sie ihre Bemerkungen und Anträge schriftlich einreichen.

Art. 10. Der bereinigte Wortlaut geht an die beiden
Rate zurück. Wird er von diesen übereinstimmend gut-
geheissen, so findet in jedem derselben noch eine Schluss-
abstimmung statt.

Art. 11. Eine Schlussabstimmung findet überhaupt
in allen Füllen, also auch dann statt, wenn eine Vorlage
nicht an (lie Redaktionskommission überwiesen worden ist.

Wird hierbei die Vorlage von dem einen oder Von
beiden Riiten verworfen, so gilt sie als nicht zustande ge-
kommen und kann nur auf die für die Gesetzgebung vor-
geschriebene Weise wieder zur Behandlung gebracht werden.

Art. 12. Der italienische Wortlaut der Gesetze und
allgemein verbindlichen Beschlüsse ist der Durchsicht einer
Kornmission zu unterstellen, welche aus je einem Jlitgliede
(les Nationalrates und des Ständerates italienischer Zunge,
dein zweiten -Vizekanzler oder einem andern des Italienischen
mächtigen höheren Beamten und dem Uebersetzer des
Entwurfes besteht.

Die dem National- und Ständerate angehörenden Kom-
missionsmitglieder sind von den Präsidenten dieser Riite
jeweilen für die Dauer der laufenden Amtsperiode zu be-
zeichnen.

Art. 13. Jeder der Riite ist zu befürderlicher Behand-
lung der ihm von dem andern übermittelten Beratungs-
gegenstände verpflichtet.

Art. 14. Beschlüsse, durch welche einer der beiden
Rate den Bundesrat einladet, Bericht und Antrag vorzulegen,
bedürfen der Zustimmung des andern Rates nicht. Die
Zustimmung beider Räte aber ist dann notwendig, wenn
die Vorlage eines Gesetzes- oder Beschlussesentwurfes ver-
langt wird oder wenn dem Bundesrate Weisungen erteilt
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werden, in welchem Sinne jene Antragstellung zu erfolgen
habe, oder Ivenn der Bundesrat zu einem bestimmten
Handeln aufgefordert wird.

Art. 15. Wenn nach Art. 92 der Bundesverfassung
(lie beiden Räte zusammentreten, so besorgt der Präsident
des Nationalrates die Einladung und leitet die Verhand-
lungen.

Für das bei den Beratungen und bei den Wahlen
der Bundesversammlung zu beobachtende Verfahren gelten
(lie Vorschriften des Geschäftsreglementes des schweize-
rischen Nationalrates.

Art. 16. Keiner der beiden Röte kann sich auflösen
oder vertagen ohne (lie Zustimmung des andern.

Das Ausfallen von drei Sitzungen gilt nicht als Ver-
tagung.

Art. 17. 1)ie Verhandlungen über Bundesgesetze und
allgemein Verbindliche Bundesbeschlüsse sind in beiden
Räten stenographisch aufzunehmen..

Jeder Rat kann auch in andern Geschäften seine
Verhandlungen stenographieren lassen.

Das stenographische Bulletin ist jedem Redner vor der
Drucklegung zu unterbreiten. und es haben dieselben das
Recht, (lie Anbringuung von stilistischen Verbesserungen,
die den Sinn der Liede nicht ;indem dürfen, zu verlangen.

Bei Anstünden über die Richtigkeit der stenographischen
Redaktion entscheidet das Bureau des betreffenden Rates.

11. Geschäftsverkehr mit dein Bundesrate.
Art. 18. Der Bundesrat erlässt für jéde Session an

sämtliche M itglieder der gesetzgebenden Räte besondere Ein-
ladungsschreiben. Diesen ist ein Verzeichnis der pendenten
und neu hinzugekommenen Geschäfte der Bundesversanun-
lung beizufiigen. Bei jedem einzelnen Gegenstande soll das
Stadium der Behandlung angegeben sein, in welchem der-
selbe sich zurzeit befindet.

Für die im Verlaufe einer Session weiter eingehenden
Geschäfte ist ein Nachtrag zum Verzeichnis Vonznalegen.
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In dem Einladungsschreiben des Bundesrates soll auch
die von den Präsidenten der beiden Riite für den ersten
Sitzungstag festgesetzte Tagesordnung angegeben sein.

Den Mitgliedern der Räte sollen die wichtigere Bot-
schaften, wenn immer möglich, acht Tage vor Beginn der
Session zugestellt werden.

Art. 19. Der Bundesrat übersendet alle Mitteilungen,
welche für die Beratung der Bundesversammlung bestimmt
sind, gleichzeitig an die Präsidenten der beiden Räte.

Die Akten eines Geschäftes werden vorderhand auf
der Bundeskanzlei zurVerfügung desjenigen Rates belassen,
der Glas Geschäft zuerst in Behandlung nimmt.

Der Verkehr der Bundeskanzlei mit den Kommissionen
und Mitgliedern der Rate wird durch ein vom Bundesrate
zu erlassendes Reglement geregelt.

Art. 20. Jeder Beratungsgegenstand kann denn Bundes-
rate vorerst zur Berichterstattung überwiesen werden. Auch
sind (lie Kommissionen der beiden Räte befugt, Mitglieder
des Bundesrates behufs Erteilung von Aufschlüssen in ihre
Sitzungen einzuladen.

Art. 21. Beschwerden über Verfügungen und Ent-
scheidungen des Bundesrates sollen demselben mitgeteilt
werden, ehe sie zur Behandlung kommen.

Art. 22. Jedes _Mitglied der gesetzgebenden Räte hat
das Recht, vom Bundesrat Tiber jeden (lie Angelegenheiten
des Bundes betreffenden Gegenstand Auskunft zu verlangen
(Interpellation). Wer von diesem Rechte Gebrauch machen
will, soll den Gegenstand der Interpellation dem Präsidenten
schriftlich mitteilen, und es muss dieselbe im Nationalrate
durch - wenigstens 10, im Ständerate durch wenigstens
3 Mitglieder unterstützt sein.

Der Präsident gibt hiervon der Versammlung wie dem
Bundesrate Kenntnis und bringt, falls letzterer nicht die
sofortige Beantwortung vorzieht, die Verhandlung auf die
Tagesordnung einer der nächsten Sitzungen.

Der Interpellant begründet seine Interpellation, welche
von dem Vertreter des Bundesrates beantwortet wird.
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Nachdem die Interpellation beantwortet ist, kann der
Interpellant erkliiren, ob er durch die erhaltene Auskunft
befriedigt sei oder nicht. Eine weitere Diskussion findet
nur statt, Nvenn es von der Versar unlung beschlossen wird.

Art. 23. Auf die Junisession unterbreitet der Bundes-
rat der Bundesversammlung die Berichte über seine tie-
schüftsführung und die Rechnungen des vorhergehenden
Jahres, auf die Dezembersession die Voranschläge für das
folgende Jahr. Diese Vorlagen sollen den Kommissionen
spiitestens einen Monat vor Beginn der Session gedruckt
zugestellt werden.

Die Wahl der tîeschüftsprüfungskomnnissionen beider
Rate ist, gleichgültig welchem Rate die Prioritiit zukomme,
spätestens in der Dezembersession vorzunehmen.

Art. 24. Voranschläge, Nachtrag,skreditbegehren und
Staatsrechnungen einer Amtsperiode sind der gleichen
Kommission (Finanzkommission) zur Prüfung und Bericht-
erstattung zuzuweisen.

Jeder hat hat seine Finanzkommission selber zu wühlen.
Keile Mitglied darf derselben länger als G Jahre irrunter-
brochen angehiiren. Im Laufe der Amtsperiode austretende
Mitglieder sind sobald als möglich wieder zu ersetzen.

Die Finanzkommissionen bezeichnen ihre Präsidenten.

Art. 25. Die Finanzkommiss ionen beider Reite wühlen
ans ihrer Mitte für die betreffende Amtsperiode eine Dele-
gation, in welche jede Dommission 3 Mitglieder abordnet
und welche sich selbst konstituiert.

Art. 26. Dieser Delegation liegt die nähere Prüfung
und Ucberwachung des gesamten Finanzhaushaltes ob.

Sie versammelt sich mindestens einmal vierteljährlich,
im übrigen nach Bedürfnis.

Sie hat das unbedingte und jederzeitige Recht der
Einsichtnahme in das Rechnungswesen der verschiedenen
Departemente und Verwaltungszweige.
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Insbesondere ist ihr seitens der Finanzkontrolle jeder
mögliche Aufschluss zu erteilen, und es sind ihr zu diesem
Zwecke alle Protokolle und Zensuren, alle Korrespondenzen
zwischen dem Finanzdepartement und den übrigen Departe-
menten, der Bundeskanzlei und dem Bundesgericht, sowie
alle Bundesratsbeschlüsse, welche sich auf die Ueberwa-
chung der Budgetkredite und den Finanzhaushalt im allge-
meinen beziehen, zur Disposition zu stellen.

Ebenso ist ihr für besondere Priifungen und Unter-
suchungen das nötige Personal zur Verfügung zu stellen;
ausserdem kann sie zur Abklärung von Verhältnissen,
deren Beurteilung besondere Fachkenntnisse erfordert,
das Gutachten von Sachverständigen einholen.

Art. ?i. Die Kommissionen des Nationalrates und des
Ständerates für Prüfung von Budget und Rechnung der
Alkoholverwaltung bestellen in gleicher Weise eind Dele-
gation für Prüfung von Budget und Rechnung der Alkohol-
verwaltung. Die Alkoholverwaltung hat der Delegation
gedruckte Quartalberichte über den ganzen Geschäftsgang
vorzulegen.

Art. 28. Den Räten steht die Befugnis zu, auch noch
andere Kommissionen für die ganze Dauer einer Legis-
laturperiode zu bestellen.

Art. 29. Die vereinigten Bureaus der beiden Riite
sind ermächtigt, für dringliche oder weniger wichtige 'Trak-
tanden der vereinigten Bundesversammlung, insbesondere
auch für Begnadigungsgesuche, Kommissionen von sich aus
zu ernennen.

Art. 30. Die Präsidenten der beiden Räte sollen dafür
sorgen, dass die Kommissionen für jede Session eine ge-
nügende Anzahl von .Geschäften vorbereitet haben.

Art. 31. Alle SchI ussnahimen der lute sind dem Bundes-
late zur Kenntnisnahme und eventuellen Vollziehung mit-
zuteilen.

Dies geschieht durch denjenigen Bat, welcher das
Geschäft zuerst behandelt hat:
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III. Form des Erlasses und der Bekanntmachung von
Gesetzen und Beschlüssen.

Art. 32. Nachdem ein Gesetz oder ein Beschluss von
beiden Abteilungen der Bundesversammlung angenommen
ist, wird durch die Bundeskanzlei eine Originalausfertigung
besorgt, namens der Bundesversammlung von den Prdsi-
deuten und Protokollführern .der beiden Riite mit Angabe
des Datums der Annahme unterzeichnet und dem Bundes-
rate zur Bekanntmachung und eventuellen Vollziehung
mitgeteilt.

Art. 33. Alle Gesetze, Av- ichtigern Beschlüsse und
Verordnungen, ferner, nach stattgehahtem Austausch der
Ratifikationen, die Staatsvertriige, werden in der amtlichen
Sammlung der Bundesgesetze und Verordnungen der
schweizerischen Eidgenossenschaft veröffentlicht.

Im iibrigen gelten für Erlasse, welche dem Referen-
dum unterliegen, speziell die Vorschriften des Bundes-
gesetzes vorm 17. Juni 157-1.

Art. 3-I. Beschlüsse betreffend die Erteilung, Abiin-
derung oder Uebertragung von Eisenbahnkonzessionen
werden in der eSammlung der auf das schweizerische
Eisenbahnwesen bezii„ liehen amtlichen Aktenstückev ver-
öffentlicht.

Art. 35. Die amtliche Sammlung der Bundesgesetze
und Verordnungen wird in deutscher, französischer und
italienischer Sprache ntöglieltst gleichzeitig. die Sammlung
der auf das schweizerische Eisenbahnwesen bezüglichen
amtlichen Aktenstiicke in deutscher und französischer
Sprache herausgegeben.

Die erstgenannte Sammlung wird den kantonalen
Regierungen, ihren Dep arti.menten oder Direktionen, den
Regierungsstatthalter- oder Bezirksiimtern. den kantonalen
Gerichten und den politischen Gemeinden in je einem
Exemplar unentgeltlich zugesandt.

Die kantonalen Amtsstellen sind verpfliehtet, sie ge-
hunden aufzubewahren. Die Bürger haben das Hecht, auf
den Gemeindekanzleien von derselben Einsicht zu nehmen.
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Art. 36. Ist der Zeitpunkt des Beginnes der Wirk-
samkeit cities Gesetzes, eines Bundesbeschlusses oder einer
Verordnung in denselben nicht festgesetzt, so wird er vom
Bundesrate bestimmt und gleichzeitig mit dem Gesetze.
dem Bundesbeschlusse oder der Verordnung veröffentlicht.

Dieser Zeitpunkt soll in der Hegel nicht fru fit i an-
gesetzt werden als fünf 'Tage nach der Veröffentlichung.

Sollte Tiber den Zeitpunkt des Beginnes der Wirksam-
keit nichts bestimmt worden sein, so tritt der betreffende
Erlass fünf Tage nach seiner Veröffentlichung in Wirksam-
keit. Ist die Veröffentlichung der verschiedenen Texte
nicht gleichzeitig erfolgt, so läuft die fünftiigige Frist von
der letzten Veröffentlichung an.

Art. 37. Das Bundesgesetz über den Geschiiftsverkehr
zwischen dem Nationalrate und denn Ständerate, sowie
über die Form der Erlassung und Bekanntmachung von
Gesetzen und Beschlüssen, voni 22. Dezember 18-19, sowie
alle übrigen mit dem gegenwärtigen Gesetze in Widerspruch
stehenden Bestimmungen werden aufgehoben.

Art. 38. Der Bundesrat wird beauftragt, aufGrundlage
der Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874,
betreffend die Volksabstimmung Tiber Bundesgesetze und
Bundesbeschlusse, die Bekanntmachung dieses Gesetzes zu
veranstalten und den Beginn der Wirksamkeit desselben
festzustellen.

Also beschlossen vom Nationalrate,
Bern, den 7. Oktober 1902.

I)er Priisident: Dr. Iten.
Der Protokollführer: Ringier.

Also beschlossen vom Stiinderate,
Bern, den 9. Oktober 1902.

Der Priisident: Casimir von Arx.
Der Protokollführer: Schatzmann.

Vom Bundesrat in Kraft erklärt am 30. Januar 1903, aus-
genommen Art. 17, dessen Wirksamkeit auf 1. Juni 1903 und
Art. 35 und 36, deren Wirksamkeit auf 1. Januar 1904 fest-
gesetzt wird.
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Geschäftsreglement des Nationalrates.
(Vom 5. Juni 1903.)

Der Nationalrat gibt sich in Ausfiihrung von Art. S6
der 13undesverfassunfi folgendes Geschüftsreglentent:

I. Einberufung und Konstituierung.

Art. I. Der Nationalrat versammelt sich zur ersten
Abteilung der ordentlichen Session jeweilen am ersten
Montag des Monats Dezember, zur zweiten Abteilung der-
selben a uf ersten Montag des folgenden Juni. (Bundesgesetz
über den Geschäftsverkehr, voni 9. Oktober 1902, Art. 1.)

Art. 2. Er wird, abgesehen von der auf die Integrtl-
erneuerung folgenden Session (Bundesgesetz betreffend die
eidgenössischen Wal den und Abstimmungen, vom 19. Juli
1872, Art. 27), durch Einladungsschreiben des Bundesrates
einberufen: dem Schreiben ist das Verzeichnis der Ge-
schäfte beizulegen, welche bei der Bundesversammlung be-
reits anniingigsind oder in der kommenden Session behandelt
werden sollen.

Art. 3, In der konstituierenden Sitzung der Legis-
laturperiode führt das älteste Mitglied des Rates den Vor-
sitz: es bildet nebst vier von ihm zu bezeichnenden
Stinnnenzühlern ein provisorisches Bureau.

Art. 1. Die Prüfung der Wahlen wird vom Rate an
eine du u ch das provisorische Bureau zu bestellende Kom-
mission gewiesen.

Diese Kommission hat die Prüfung der Wahlprotokolle
sofort an die Hand zu nehmen und in betreff der Wahlen.
bei welchen ein Anstand nicht besteht, beförderlich Bericht
zu erstatten.
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Art. :. Der Rat beschliesst über die Gültigkeit der
Wahlen, und es kann die Konstituierung des Rates erfolgen,
sofern wenigstens die Wahlen der absoluten Mehrheit der
Mitglieder des Rates als gültig erklärt worden sind. (B.-V.
Art. 87.)

Art. (i. Unmittelbar nach der Konstituierung des
Rates wird zur Beeidigung der Mitglieder, deren Wahl als
gültig erklärt worden ist, geschritten.

Die_Eidesformel wird vom Bundeskanzler oder seinem
Stellvertreter verlesen, worauf die Mitglieder des Rates
stehend und mit erhobener Rechten (lie Worte sprechen:

»Ich schwüre es.»

Art. 7. Die Eidesformel lautet:
«Ieli schwüre vor Gott dem Albmächtigen, die Ver-

fassung und die Gesetze des Bundes treu und wahr zu
halten; die Einheit. Kraft und Ehre der schweizerischen
Nation zu wahren; die Unabhängigkeit des Vaterlandes,
die Freiheit und die Rechte des Volkes und seiner Bürger
zu schützen und zu schirmen -und überhaupt alle mir
iibertragenen Pflichten gewissenhaft zu erfüllen, so wahr
mir Gott helfe.»

Art. S. An die Stelle des Eides kann I'in schriftliches
Gelübde nachstehenden Inhaltes treten:

«Iela gelobe, die Verfassung   zu erfüllen.»

Mitglieder, welche dieses Gelübde abzulegen wünschen,
haben dasselbe, mit ihrer Unterschrift versehen, denn
Präsidenten zu übergeben.

Art. 9. Ein Mitglied, welches sich den Eid zu leisten
oder das Gelübde abzulegen weigert, kann an den Ver-
handlungen nicht teilnehmen, solange es den reglemen-
tarischen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist.

Art. 10. Die Wahlprüfungskommission hat über die
in der ersten Sitzung noch nicht genehmigten Wahlen
befürderlich zu berichten, und es soll die Beeidigung
sofort nach der jeweiligen Gültigerklürung stattfinden.
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Art. 11. Die Vorschriften der Art. 6-10 gelten auch
bezüglich der _Mitglieder, welche in Ersatzwahlen gewählt
warden sind.

II. Bureau turd Kanzlei; Protokoll.

Art. 12. Nach der Konstituierung des Rates und der
Beeidigung der Mitglieder erfolgt die Bestellung des defini-
tiven Bureaus.

Art. 13. Das Bureau besteht aus dem Präsidenten
des Nationalrates und acht Stimmenzählern. Als solches
bestellt es die Kommissionen. deren Wahl ihm vom Rate
übertragen wurde, und erledigt die anderweitigen ihm über-
wiesenen Geschäfte, während vier seiner Mitglieder in
einer von ihm festzustellenden Kehrordnung die Funktionen
als Stimmenzähler (Art. 20) und die Prüfung des Protokolls
besorgen (Art. 24).

Der Rat wählt im fernern einen Vizepräsidenten, der
als solcher nicht Mitglied des Bureaus ist.

Art. 14. Die Amtsdauer des Präsidenten und des Vize-
präsidenten läuft, vorbehältlich derBestimtnungen desArt. i S
der B.-V., mit dem Amtsjahr des Rates ab.

Der Präsident ist für das folgende Amtsjahr weder
als Präsident, noch als Vizepräsident, der Vizepräsident
nicht wieder als solcher wählbar.

Die Amtsdauer der Stimmenzähler beträgt drei Jahre
und läuft mit der Amtsdauer des Rates ab; wenn ein
Mitglied während zwei unmittelbar aufeinander folgenden
ganzen Amtsdauern das Amt eines Stimmenzählers bekleidet
hat, ist es für die folgende Amtsdauer des Rates als solcher
mehrt wieder wälbar.

lu i Falle von Ersatzwahlen treten die Gewählten in
die Amtsdauer ihrer Vorgänger ein.

Art. 13. Der Präsident leitet die Verhandlungen. Er
nimmt die an den Nationalrat gerichteten Schriftstücke
entgegen und bringt sie dem Rate in der ersten Sitzung
nach Empfang zur Kenntnis.
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Art. 16. Er wacht fiber die Befolgung des Reglementes
und handhabt die Ordnung in der Versammlung.

Art. 17. Redner, welche sich gegenüber denn Rate
oder einzelnen Mitgliedern desselben beleidigende Aeusse-
rungen oder die Unterschiebung unlauterer Absichten zu
schulden kommen lassen, sowie _Mitglieder, welche durch
Bemerkungen, Zwischenrufe und dgl. (lie Ordnung stüren,
wird der Präsident zur Ordnung rufen und ihnen bei fort-
gesetzten Ordnungswidrigkeiten Glas Wort entziehen. lm
Falle der Einsprache gegen den Ordnungsruf oder den
Wortentzug entscheidet der Rat ohne Diskussion durch
Abstimmung; bestiitigt er den Ordnungsruf oder den Wort-
entzug, so ist derselbe zu Protokoll zu nehmen.

Art. IS. Wenn Ruhestörungen den Fortgang der Ver-
handlungen erheblich erschweren, so kündigt der Präsident
an, dass er die Sitzung aufheben werde; dauert die Störung
fort, so hebt er die Sitzung für die Dauer einer Stunde
auf; nach Ablauf dieser Stunde wird sie von Rechts wegen
wieder aufgenommen.

Art. 19. Der Vizepräsident besorgt die Verrichtungen
des Präsidenten, wenn dieser verhindert ist.

In Verhinderung des Präsidenten und des Vizepräsi-
denten übernimmt der letzt abgetretene Präsident den Vorsitz.

Art. 20. Die Stimmenzähler besorgen die Zählung der
Stimmenden; hei den Waldverhandlungen liegt ihnen die
Austeilung und die Zählung der Stimmzettel ob.

Art. 21. Die Kanzleigeschäfte des Nationalrates werden
von der Bundeskanzlei besorgt; es ist ihr zu diesem Behufe
ein besonderer Uebersetzer beigegeben.

Art. 22. Der Bundeskanzler oder einer seiner Stell-
vertreter führt glas Protokoll.

Der Protokollführer sorgt in Verbindung mit dein
Uebersetzer für die Uebersetzuug der Mitteilungen, Er-
klärungen und Vorschlifge des Präsidenten und der Anträge
der Kommissionen, Referenten und übrigen Vota ten.
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Art. 23. Das Protokoll ist in deutscher und franzö-
sischer Sprache abzufassen; es hat die in der Sitzung
behandelten Geschiffte. die in die Abstimmung gefallenen
Antrüge und das Ergebnis der Abstimmungen und der
Wahlgeschäfte zu verzeichnen und soll ein . Résumé der
Diskussion enthalten.

Findet gemäss Art. 17 des Bundesgesetzes iiber den
Geschäftsverkehr die stenographische Aufnahme der Ver-
handlungen statt, so fallt Glas Résumé der Diskussion weg.

Art. 24. Das vorläufig vom Protokollführer unterzeich-
nete Protokoll jeder Sitzung soll wahrend des folgenden
Tages im Sitzungssaale aufliegen.

Die _Mitglieder des Rates können während der Auflage-
frist Einsprachen gegen dessen Richtigkeit dein Protokoll-
führer schriftlich einreichen.

Das Bureau entscheidet über deren Begriindetheit,
unter Vorbehalt der Berufung an den Rat.

Nach Allauf der Auflagefrist, beziehungsweise nach
Erledigung der Einsprachen wird das Protokoll vom Bureau
genehmigt und sodann auch vorn Präsidenten unterzeichnet.

Art. 23. Das Protokoll der letzten Sitzung der Session
wird ohne vorgüngige Auflage vom Bureau genehmigt.

Art. 26. Falls die Verhandlungen stenographiert
erden, so ist jedem Redner, behufs Anbringuug stilisti-

seher Verbesserungen ,(Bundesgesetz iiber den Geschüfts-
verkehr, Art. 17), das Stenogranen während einer be-
stinunten Zeit im Zimmer der Steiggraphen zur Verfügung
zu halten. Hiervon ist ihm durch das stenographische
Bureau Kenntnis zu geben. Macht er von seinem Rechte
innert der anberaumten Zeit keinen Gebrauch, so wird
angenommen, dass er darauf verzichte.

Art. 27. Bei Anstünden über die Richtigkeit der
stenographischen Redaktion entscheidet das Bureau (Art. 17
des genannten Gesetzes).

Durch Erledigung derartiger Anstünde darf indessen
die Drinklegung des Bulletins nicht aufgehalten werden.
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Art. 28. Die Bundeskanzlei sorgt für die Bedienung
des Rates und der Kommissionen durch die nötige Zahl
Aron \Veibel n.

III. Sitzungen.
Art. 29. Der Nationalrat tritt, sofern nichts anderes

beschlossen wird, jeweilen an den fünf ersten Wochen-
tagen zur Sitzung zusammen, während der Samstag frei
bleibt. lin Falle am Samstag keine Sitzung abgehalten
wird, findet am Schlosse der unmittelbar vorangehenden
Freitagssitzung ein zweiter Namensaufruf statt.

Für die erste Sitzung wird die Eröffnungsstunde im
Einladungsschreiben festgesetzt. Im übrigen bestimmt der
Rat jeweilen die Eröffnungsstunde.

Die Sitzungen finden mit Ausnahme des Montags am
Vormittage statt und dauern in der Regel fünf Stunden.
Werden ausnahmsweise Nachnnittagssitzungeu angeordnet,
so soll die Vormittagssitzung nicht länger als vier Stunden .
dauern.

Nachmittagssitzungen sollen nur ausnahmsweise statt-
finden.

Die normale Sitzungsdauer beträgt 5 Stunden.

Art.30. I)ie Mitglieder sind verpflichtet. alleti Sitzungen
beizuwohnen. Im Falle' der Verhinderung haben sie sich
bei dem Präsidenten unter Angabe des Verhinderungs-
grundes zu entschuldigen.

Art. 31. Die Mitglieder wohnen den Sitzungen in
dunkler Kleidung hei.

Art. 32. Zur festgesetzten Stunde eröffnet der Präsi-
dent die Sitzung und l ässt den Namensaufruf vornehmen.

Mitglieder, welche beim Namensaufruf nicht anwesend
waren, haben sich nachträglich in die auf dein Tische der
Stimmenzähler aufliegende Liste einzutragen.

Um gültig verhandeln zu können, ist die Anwesenheit
der absoluten Mehrheit der Mitglieder erforderlich (B.-V.
Art. 87).
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Art. 33. Der Präsident kann auch N ührend der Sitzung
einen Namensaufruf anordnen.

Ein Namensaufruf muss angeordnett werden, wenn sich
ergibt, dass der Rat nicht heschlussfühig ist.

_Mitglieder, welche bei diesem, sowie bei dem in einer
Freitagssitzung stattfindenden zweiten Aanicnsaufruf(Art.29,
Alinea 1) unentschuldigt abwesend sind, verlieren ihren
Anspruch auf das Taggeld.

Gegen die Entscheidung des Präsidenten über die
Ifinlünglichkeit der Entschuldigung kann der Rekurs an
das Bureau ergriffen werden.

Art. 34. Bevor zur Behandlung der Gesch ä fte ge-
schritten wird, eräffnet der Präsident dem Rate die diesen
betreffenden Mitteilungen und gibt die Aarmen der Mitglieder,
welche ihre Abwesenheit entschuldigt liai ii, zu Protokoll.

Art. 33. .Jeweilen vor Schluss der Sitzung legt der
Präsident die Tagesordnung für die folgende Sitzung vor;
sie ist nach ihrer Genehmigung dureh Anschlag im Sitzungs-
saale bekannt 211 gehen.

Die Tagesordnung der ersten Sitzung der Session wird
inl Einladungsschreiben mitgeteilt.

Art. 31;. I)ie Sitzungen des Nationalrates sind in der
Regel i;ffentlich. (B.-V. Art. 94.)

Dem Publikum stehen 'l'rihiinen zur Verfügung. 1s
hat sich stille zu verhalten und jede Aeusserung von Bei-
fall oder Missbilligung zu unterlassen.

Den Vertr'eter'n de r Presse sind besondere Tribünen
eingeriiumt. Denselben werden die zur Veriiffentlichung
geeigneten Drucksachen in genügender Zahl zugestellt.

Art. 37. Der Präsident ist befugt, im Folie von Liirul
oder Unordnung auf den Tribünen diese räumen zu lassen,
sofern eine Mahnung ohne Erfolg geblieben ist; Nv:ihrend
der Räumung wird die Sitzung unterbrochen.

Art. 38. Vom Bundesrate oder von IO Mitgliedern
kann der Antrag gestellt werden. dass für im Antrage
bestimmt zu bezeichnende Verhandlungsgegenstände die

s
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Oeffentlichkeit der Beratung aufgehoben und geheime
Beratung gepflogen werde.

Während der Beratung über einen solchen Antrag
sind die Tribünen zu räumen ; lehnt der Rat (leu Antrag
ab, so sind sie wieder zu öffnen.

Wird geheime Beratung beschlossen, so sind die Mit-
glieder verpflichtet, über die Verhandlungen Stillschweigen
zu beobachten.

IV. Gegenstände der Beratung.
Art. 39. I)ie Beratungsgegenstände gelangen vor den

Nationalrat:
1. durch Botschaften des Bundesrates, mittelst deren

er den Entwurf eines Bundesgesetzes oder eines
Bundesbeschlusses vorlegt, oder durch Berichte (les
Bundesrates;

9. durch .Notionen, Postulate oder Interpellationen;
3. durch Mitteilungen des Ständerates;
4. durch Petitionen oder Rekurse.

Art. 40. Die Botschaften und Berichte dos Bundes-
rates werden, falls nicht aus besonderen Gründen, z. B.
wegen .Dringlichkeit, sofortiges Eintreten beschlossen wird,
einer Kommission des Rates zur Vorberatung überwiesen
und erst auf Grund der Berichterstattung derselben i►r
Beratung gezogen.

Ihre Anträge sollen 2 Tage vor der ersten Beratung
den Mitgliedern des Rates gedruckt zugestellt werden.

Vorlagen des Bundesrates, welche sich auf eine schon
in Beratung liegende Angelegenheit beziehen, sind ohne
weiteres mit der Hauptvorlage zu behandeln, sofern nicht
die hommission die Geberweisung zur Vorberatung ver-
langt.

Art. 41. Motionen von Mitgliedern, d. h. Anträge,
welche sich nicht auf eine schon in Beratung liegende
Angelegenheit beziehen, sind dem Präsidenten schriftlich
und unterzeichnet einzugeben und werden von ihm sofort
dem Rate zur Kenntnis gebracht.
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Sie werden erst in einer folgenden Sitzung behandelt,
sofern nicht der Rat mit einer Mehrheit von zwei Drittel
der Anwesenden sofortige Behandlung beschliesst.

Art. 42. Postulate, d.h.Autriige selhstündigenCharakters,
Nvelche mit einem bestimmten Beratungsgegenstand in Kou-
nexitüt stehen, sind in der Hegel mit diesem zu erledigen
und gleich gewöhnlichen Antriigen zu behandeln.

Art. 43. Interpellationen sind nach den Vorschriften
von Art. 22 des Bundesgesetzes über den Geschäftsverkehr
zit behandeln.

Art. 44. Mitteilungen des Ständerates, die sich auf
einen Gegenstand beziehen. der bereits in Beratung liegt,
können sofort behandelt y-erden, sofern die vorberatende
Kommission nietet die Ueberweisung an sie verlangt.

Betreffen sie aber einen neuen Gegenstand. so  sind
sie einer lionunission zur Vorberatung zu überweisen.

Art. 43. Petitionen werden der Petitionskommission
zur \Torberatung überwiesen. Diese kann die vorgängige
Berichterstattung des Bundesrates einfordern.

Dagegen werden Rek urse jeweilen erst nach vorgiingiger
Berichterstattung des Bundesrates erledigt (Bundesgesetz
Fiber den Geschiiftsverkehr, Art. 21).

Eingaben von Privaten oder Behörden, welche sich
auf eine schon in Beratung liegende Angelegenheit beziehen,
sind b i di Beratung der Hauptvorlage zu behandeln.

Art. 46. AVenn ein Kanton durch Korrespondenz von
seinem Vorschlagsrechte (Initiative) gemäss Art. 93 B.-V.
Gebrauch macht, so ist die Eingabe dein Bundesraute zum
Berichte zu überweisen.

V. Iommissionen.

Art. 47. Der Hat bestimmt auf den Antrag des Präsi-
denten die Zahl der Mitglieder der Kommissionen.

Er wühlt die Mitglieder der Kommissionen in geheimer
Abstimmung,. kann aber auch die Wahl dens Bureau liber-
tragen.
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Das erstgewühlte Mitglied beruft die Kommission zur
Beratung ein und versieht das Amt des Präsidenten.

Art. 4S. Folgende Kommissionen werden für die ganze
Dauer der Legislaturperiode in der eisten Dezembersession
bestellt:

1. die Kommission zur Prüfung der Wahlakten;
2. die Finanzkommission (Bundesgesetz über den Ge-

schiiftsverkehr, Art. 2 -1);
3. die Alkoholkommission (Bundesgesetz über den Ge-

sch:iftsv erkehr, Art. 27);
4. die Petitionskommission;
5. die Iíonimission für die Eisenbahnkonzessionen;
6. die Kommission für Zolltarif und Handelsverträge.

Im übrigen können auch noch andere Kommissionen
für die ganze Dauer einer Legislaturperiode bestellt werden
(Bundesgesetz über den Geschäftsverkehr, Art. 28).

Art. 49. Die Kommission für den Geschäftsbericht
des Bundesrates und des Bundesgerichtes Ivird in der
Dezembersession ernannt.

Art. 50. Ein Mitglied Turf in der Regel nicht moln
als vier Kommissionen gleichzeitig angehören.

Niemand ist gehalten, gleichzeitig Mitglied von mehr
als zwei Konunissionen zu sein.

Art. 51. Ein Motionssteller, welcher nicht Mitglied
der zur Prüfung seines Antrages berufenen líonnmission
sein sollte, hat immerhin das Recht, denselben in der Korn-
mission zu begründen.

Art. 52. Nach Schluss der Beratung bestimmen die
Kommissionen durch Stimmenmehrheit dasjenige ()der die-
jenigen ihrer _Mitglieder, welche dem Rate Bericht zu er-
statten haben. In der Regel erfolgt diese Berichterstattung
in zwei Sprachen, und die Kommissionen künneu be-
schliessen, dass sie schriftlich stattfinde.

Nach Erledigung eines Geschäftes haben die Bericht-
erstatter die Akten der Bundeskanzlei zu übergeben.
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Art. 53. Die Kommissionen können zu ihren Bera-
tungen Sekretäre zuziehen.

Art. 5-t. Vakanzen im Schosse einer Kommission
sind durch den Rat. beziehungsweise durch das Bureau
befürderlich auszufüllen.

Art. 55. Der Präsident des Rates wird darüber wachen,
dass die Kommissionen den Gang ihrer Arbeit tunlichst
beschleunigen; er ist befugt, vor dem Beginne einer Session
diejenigen Kommissionen zu bezeichnen, welche ihre Be-
richterstattung bis zur Sessionserüffnung bereit zu halten
haben.

VI. Beratung.

a) _11tgentiine Bestimmungen.

Art. 56. Die Mitglieder, welche zum Beratungs-
gegcnstandc sprechen wollen, haben sich am Präsidenten-
tische zum Worte zu melden oder von ihrem Platze aus
das Wort zu begehren.

Die 111.lduug zum Worte kann erst nach der Eröffnung
der Beratung; stattfinden.

Kein Mitglied soll sprechen, bevor_ ihm der Priisident
das Wort erteilt hat.

Art. 57. Die Berichterstatter der Kommission erhalten
zuerst das Wort; die Kommissionsmitglieder sind berech-
tigt, sofort nach den Berichterstattern zu sprechen.

Bei der Behandlung von .Notionen hat der erstunter-
zeichnete Motionssteller das erste Wo rt .

Art. 5S. Nach Eröffnung der allgemeinen Diskussion
erteilt der Präsident das Wort in der Reihenfolge der Ein-
tragungen oder Begehren.

]laben mehrere Mitglieder zu gleicher Zeit das Wort
begehrt, so wird es denjenigen zuerst erteilt, welche in der
Sache noch nicht gesprochen haben.

Die Vertreter des Bundesrates und die Berichterstatter
ausgenommen, kann niemand mehr als zweimal in derselben
Sache sprechen, es sei denn, dass der Rat anders beschliesse.
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Art. 39. Es ist stets gestattet. das Wort zu begehren,
um die Beachtung des Reglementes zu verlangen, uni einen
Ordnungsantrag zu stellen, oder um auf eine Bemerkung
persönlicher Natur zu antworten.

Art. '60. Will der Präsident sieh an der Beratung
beteiligen, so hat er die Leitung der Verhandlung dem
Vizepräsidenten abzugehen und sieh bei ihm um das Wort
zu melden; es wird ihm in der Reihenfolge der Eintra-
gungen erteilt.

Art. 61. Die Mitglieder sprechen stehend an ihren
Plätzen oder an einem in der Nähe des Präsidenten zu
reservierenden Platze.

Fiir die Referenten sind ebenfalls Plätze in der Nähe
des Präsidenten zu reservieren.

Art. 62. Die Redner sollen sich an den Gegenstand-
der Beratung halten.

Entfernt sich ein Redner allzusehr vom Gegenstande,
so soll ihn der Präsident zur Sache mahnen; bleibt eine
zweimalige Mahnung erfolglos,"so ist der Rat anzufragen,
ob dem Redner für die fernere Verhandlung das Wort
entzogen werden solle; der Rat entscheidet hierüber sofort
ohne Diskussion.

Art. 63. Wird wüluend der Beratung ein Ordnungs-
antrag gestellt, so wird die Beratung in der Sache selbst
unterbrochen und der Ordnungsantrag erledigt.

Art. 6.1. Wenn das Wort nicht mehr begehrt wird, so
erklärt der Präsident die Beratung für geschlossen.

Nach dem Schlusse der Beratung kann das Wort nietet
mehr begehrt werden.

Art. 63. Die Versammlung kann mit zwei Dritteilen
der anwesenden Mitglieder den Schluss der leratung be-
schliessen; diese Schlussnahme ist indessen nietet Vollzieh-
bar, solange ein Mitglied, welches einen Antrag zwar ge-
stellt, aber noch nicht begründet hat, noch nicht zum
Wort gekommen ist.
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b) ItoInnhissionsrorla en.

Art. Gti. Bei Gesetzes- und Beschlussesentwürfen wird
zuerst Tiber die Eintretensfra,e beraten.

Art. 67. Wenn eine Kommission zu einstimmigen
Antriigen gelangt ist und dieselben in einem gedruckten
Berichte begründet hat, so wird sogleich die allgemeine
Diskussion eröffnet.

Art. 65. Bei Gegenständen, bei denen in der Kom-
mission keine Meinungsverschiedenheit zutage getreten
ist, kann eine nur summarische Berichterstattung erfolgen.

Bei der Behandlung von Eisenbahnkonzessionen kann
die Berichterstattung ganz unterbleiben, sofern die Kom-
mission sich einstimmig für die Vorlage des Bundesrates
entschieden hat mal eine Differenz mit dem Ständerate
nicht bestellt. In solchen Füllen gibt der Präsident des
Rates der Versammlung Kenntnis vom Beschlusse der
Kommission und eröffnet die allgemeine Diskussion.

Art. 69. Nach Schluss der Eintretensberatung eut-
scheidet sich der Bat, oh er auf slic Vorlage eintreten
wolle. Entscheidet er sich für das Eintreten, so wird zur
Beratung der einzelnen Artikel geschritten.

Art. 79. Jedes Mitglied hat das Recht, Abänderung,-,
Zusatz- oder Streichungsantrüge zu stellen. Sie sind denn
Präsidenten schriftlich einzugeben und müssen auf Ver-
langen der Kommission an diese zur Vorberatung gewiesen
werden.

Art. 71. Nach Schluss der artikelweisen Beratung kann
jedes Mitglied beantragen, dass auf einzelne bestimmt zu
bezeichnende Artikel zurückgekommen werde: denn Antrag-
steller ist gestattet. den Wiederei viigung`antr.ag kurz zu
begründen, ebenso kann der Gegenantrag kurz begründet
werden ; sodann entscheidet der Rat ohne weitere Diskussion.

Wird der Antrag angenommen, so findet über die
betreffenden Artikel eine nochmalige Beratung statt.
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Art. 72. Der Rat kann nach Schluss der Beratung
den Entwurf zur Revision und Bereinigung des Textes an
die Kommission zurückweisen.

Die Rückweisung muss erfolgen, wenn die Kommission
es verlangt.

In bezug auf die Entwürfe zu Bundesgesetzen oder
allgemein verbindlichen Bundesbeschlüssen gilt A rt. 8 des
Bundesgesetzes fiber den Geschäftsverkehr.

Art. 73. Ueber jede Vorlage hat nach Schluss der
artikelweisen Beratung eine Gesamtabstimmung und, nach
Begleichung der Differenzen und endgültiger Bereinigung
der Redaktion, eine Schlussabstimmung stattzufinden.

e) Jfotionen.
Art. 74. Bei der ersten Beratung einer Motion Avird

nur über die Erhehlichkeit abgestimmt. Tst dieselbe he
schlossen, so entscheidet die Versammlung, ob sie über
die Motion vorerst das Gutachten des Bundesrates oder
einer Kommission einholen, oder oh sie ohne eine solche
Vorberatung sogleich selbst definitiv entscheiden wolle.

Abänderungsanträge sind erst zulässig, nachdem der
Rat ohne vorgiingige Ueberweisung an den Bundesrat oder
eine Kommission selbst zu entscheiden beschlossen hat.

Art. 75. Die Motion kann von ihren Unterzeichnern
vor der Beratung oder während derselben zurückgezogen
werden. Wird sie aber von andern Mitgliedern anlässlich
der Mitteilung des Rückzuges aufgenommen, so ist sie zur
Beratung und Abstimmung zu bringen.

VII. Abstimmungen.

Art. 76. Vor der Abstimmung gibt der Präsident
eine kurze Uebersicht fiber die im laufe der Beratung
gestellten Anträge und legt hierauf denn Rate die Gestal-
tung der Abstimmung vor.

Einwendungen gegen die Gestaltung der Abstimmung
werden von der Versammlung sogleich erledigt.
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Art. 77. Die Unterabänderungsanträge sind vor den
Abänderungsanträgen und diese vor den Hauptanträgen
ins Mehr zu setzen.

• Sind mehr als zwei Hauptanträge gestellt worden, so
werden sie nebeneinander in Abstimmung gebracht. wobei
jedes Mitglied nur für einen derselben stimmen kann. Wenn
keiner der Hauptanträge die Mehrheit erhalten hat, so ent-
scheidet der Rat in einer weitern Abstimmung. welcher
von den zwei Anträgen, die am wenigsten Stimmen erhalten -

haben, aus der Ahstin unung' zu fallen hat. Die Abstimmung
wird fortgeführt, bis einer der Anträge die absolute Mehr-
heit erhält.

Art. 78. Wer für einen Unterabänderungsantrag ge-
stimm u ut hat, ist nicht gehalten, auch für den Abänderungs-
antrag zu stimmen ebensowenig verpflichtet die Stimm-
abgabe zugunsten eines Abänderungsantrages zur Stimm-
abgabe für den Hauptantrag.

Art. 70. Ist eine Abstimmungsfrage teilbar, so kann
jedes Mitglied zum Behufe der Abstimmung die Trennung
verlangen. Bei Abstinunungen Tiber zusammengesetzte An-
träge soll diese Trennung immer stattfinden.

Art. 80. líein Mitglied kann zur Stimmabgabe ange-
halten Nverden. Für die Berechnung des _Meu rs ist die Zahl
der Stimmenden massgebend.

Art. SI. Die Stimmgebung erfolgt durch Aufstehen
oder unter \annensaufruf.

Art. 82. Die Zählung der Aufstehenden xvird von den
Stimmenzählern vorgenommen; in der Regel soll auch das
Gegenmehr durch Aufstehen konstatiert werden. Bei
Schlussabstimmungen muss dies geschehen.

Besteht über das Ergebnis der ersten Abstimmung ein
Zweifel, so muss die Abstimmung wiederholt werden.

Art. 83. Die Abstimmung unter Namensaufruf hat
stattzufinden, wenn sie von 30 Mitgliedern verlangt wird.
Audh kann der Präsident von sich aus die Abstimmung
unter Namensaufruf anordnen.



— 1_'2 —

Der Präsident setzt den Wortlaut der Stim uuubgabe
fest; die Stimmenden antworten von ihren Sitzen aus.

Die Namen. der Stimmenden und ihre Stimmabgabe
fallen in das Protokoll.

Als Stimmende dürfen nur diejenigen Mitglieder ge-
zählt werden. die unmittelbar nach Verlesung ihres Namens
ihre Stf uune abgegeben haben. .

Art. 84. Der Präsident stimmt nicht mit.
Bei Stimmengleichheit fällt ihm der Stichentscheid zu; -

in diesem Falle hat er das Recht, seine Stimmabgabe vom
Prüsidentenstuhle aus zu begründen.

VIIi. Wahlen.

Art. 85. Die Wahlen geschehen schriftlich und geheim
nach dem Grundsatze des absoluten Me1Ws.

Bei der Wahl der Stimmenzähler und der Kommissionen`
vviril das Listenskrutini u m angewendet.

Bei der Berechnung des absoluten Meters fallen die
leeren und ungültigen Stimmzettel ausser Betracht.

Art. 86. Von den Stimmenzählern werden für jeden
Wahlgang Stimmzettel mit besonderer Farbe und besonderen
aufdrucke an die Mitglieder ausgeteilt.

Die Zahl der ausgeteilten und der wieder eingelangten
Stimmzettel ist von den Stimmenzählern festzustellen und
vom Präsidenten dein Pate zur Kenntnis zu bringen: nach
der Mitteilung der Zahl der wieder eingelangten Stimmzettel
dürfen keine weitern mehr angenommen werden. Uebersteigt
die Zahl der eingelangten Stimmzettel die Zahl der aus- .
gegebenen, so wird der Wahlgang als nichtig erklärt, und
es hat ein neuer stattzufinden.

Art. 87. I)as Bureau ermittelt das Wahlergebnis, und
der Präsident lässt es durch den Protokollführer dem Pate
verkünden.

Art. SS. Die beiden ersten Wahlgänge sind gänzlich
frei. In den folgenden Wahlgängen fallen der oder die
handidaten aus der Wahl, welche die wenigsten Stimmen
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auf sich vereinigt haben. Sollte in einem Wahlgang einem
handidaten das relative Mein % allen übrigen Kandidaten aber
die gleiche geringere Stimmenzahl zufallen. so ist durch
einen besondern Wahlgang derjenige der letztern auszu-
mitteln, welcher aus der Wahl zu fallen lint : in diesem
Wahlgang ist auf den Stimmzettel der Name desjenigen
Kandidaten zu setzen, der aus der Wahl fallen soll.

Art. S9. Verteilen sieh in zwei aufeinander folgenden
Wahlgängen die Stimmen gleichnùissig auf mehr als zwei
Kaudedateu, so wird das Los denjenigen bezeichnen. der
aus der Wahl fallen soll.

Art. 90. Bleiben nur zwei Kandidaten in der Wahl
und erhalten sie in zwei aufeinander folgenden Wahlgiingen
die gleiche Stimmenzahl, so wird nach dem zweiten Skru-
tinium das Los entscheiden, welcher von beiden gewählt
sein soll.

Art. 91. Der Präsident des Rates beteiligt sich bei
den -W ahlen wie jedes andere_1Mitglied : ihm fällt die Ziehung
des Loses zu.

Schlussbestimmung.

Dieses Reglement tritt an die Stelle des Reglementes
vom 9. Juli 18:0. Es tritt sofort in Wirksamkeit.

Also beschlossen vom Nationalrate.

Bern, den 5. Juni 1903.

Der Präsident: Cd. Zschokke.
Der Protokollführer: Ringier.
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Zusatzartikel
zlml

Geschäftsreglement des schweizerischen
Nationalrates, betreffend die Beratung

der Zivilrechtsgesetze.
(\Toni 22. Juni 187 7.)

Der schweizerische Nationalrat,
nach Einsicht der Botschaft des Bundesrates Nom

4. Juni 1x77,
beschliesst

folgende Zusatzartikel zu seinem Geschiiftsreglement vom
!l. Juli 1S50 (Amtl. Samml. II, 14), betreffend die Bera-
tung der Zivilrechtsgesetze:

Art. 1. Bei Gesetzvoischliigen betreffend das eidge-
nössische Zivilrecht (Art. 64 der Bundesverfassung) wird
eine artikelweise Beratung nicht eröffnet. •

Art. 2. Der Nationalrat beschliesst nach Erledigung
der Eintretensfrage, ob er den Gesetzvorschlag in seiner
Gesamtheit oder abschnittsweise in Beratung ziehen wolle.

Art. 3. Nachdem die Abänderunb beschlösse dieZu-
stimmnng beider Brite erhalten haben, wird das Ergebnis
der Beratung vor der Schlussabstinuuung über den ganzen
Gesetzvorschlag dem Bundesrate iibermittelt, der die Gesetz-
vorlage oder die einzelnen Abschnitte, bezüglich welcher
Abänderungen beschlossen worden sind, im Sinne dieser
Beschlüsse umarbeiten lässt.

Art..1. Der Bundesrat legt den umgearbeiteten Ent-
wurf den Räten zur nochmaligen Beratung und Beschluss-
fassung vor.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den 22. Juni 1877.

Der Präsident: Marti.
Der Protokollfiihrer: Schiess.
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Geschäftsreglement des Ständerates.
(Vim 27. _Miirz 1903.)

Titel I.

Allgemeino Bestimmungen.

Art. 1. Der Nationalrat und der Stiinderat versammeln
sich zur ersten Abteilung der ordentlichen Session der
Bundesversammlung am ersten Montag des Monats Dezember ,
zur zweiten abteiluni* derselben Session am ersten Montag
des _Monats Juni des folgenden .labres.

Sie werden ausserordentlich einberufen durch Beschluss
des Bundesrates oder wenn ein Viertel .der Mitglieder des
Nationalrates oder fünf Kantone es verlangen (Bundesgesetz
über den Geschäftsverkehr, vom 9. Oktober 1902, Art. 1).

Art. 2. Die Mitglieder des Stiinderates werden zu
jeder Versammlung durch Einladungsschreiben des Bundes-
rates einberufen. Denselben wird ein Verzeichnis der ani
ersten Sitzungstage und soweit möglich ein solches der
während der betreffenden Sitzungsperiode zu behandelnden
Gegenstiihde beigelegt..

Art. 3. Der Stiinderat prüft die Ernennungsakte der
neuge«iihlten Mitglieder. Nachdem die Ernennungsakte der-
selben in Ordnung befunden wonlen sind, schwören oder
geloben dieselben, was folgt:

«Ich schwöre vor Gott denn _Allmächtigen, Ì die Ver-
Ich gelobe, J

fassung und Gesetze des Bundes treu zu halten, die Ein-
heit, Irraft und Ehre der schweizerischen Nation zu wahren,
die Unahliiingigkeit des Vaterlandes, die Freiheit und die
Rechte des Volkes und der Bürger zu schützen und. über-
haupt alle mir übertragenen Pflichten gewissenhaft zu
erfüllen.
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Solange die Mitglieder des Ständerates ihr Mandat
ohne Unterbrechung beibehalten, sind sie bei ihrer Wieder-
wahl von der Leistung des Eides oder Gelöbnisses ent-
hoben.

Art. 4. Fiir die erste Sitzung wird die Eröffnungsstunde
im Einladungsschreiben festgesetzt. lm iibrigen beginnen
in der Regel die Sitzungen in der Zeit vorm 1. Mai bis
31. Oktober uni S Uhr, in der Zeit vom 1. November bis
30. April uni t) Uhr vormittags.

Art. 5. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Sitzungen
des Rates regelmüssig beizuwohnen:

Art. 6. Wenn ein Mitglied an mehr als einer Sitzung
nickt teilnehmen kann, ist es gehalten, den Präsidenten
hiervon in Kenntnis zu setzen.

Art. 7. 13eiut Beginn jeder einzelnen Sitzung findet
der Namensaufruf statt.

Die Namen der Abwesenden werden im Protokoll vor-
gemerkt.

Art. S. Zur Fassung gültiger Beschlüsse und zur Vor-
nalme von \V"alilen ist die Anwesenheit von mindestens
dreiundzwanzig Mitgliedern (les Ständerates erforderlich.

Irt. 9. Wenn die Zahl der Anwesenden unter die
beschlussfähige Anzahl herabsinkt, kann ein weiterer Namens-
aufruf vorgenommen werden.

Art. 10. Die Mitglieder wohnen den Sitzungen in
dunkler Kleidung bei.

Titel I I.

B ureau.
Art. 11. Der Ständerat wühlt bei Beginn jeder ordent-

lichen Session aus seiner Mitte einen Präsidenten, einen
Vizepräsidenten und zwei Stimmenzähler.

Wird die Stelle des Präsidenten oder Vizepräsidenten
gor Beginn der zweiten Abteilung der ordentlichen Session
frei, so findet eine Neuwahl statt. Stimmenzähler werden
sofort ersetzt.
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Aus den Abgeordneten desjenigen Kantons. aus wel-
chem für eine ordentliche Session der Präsident gewählt
worden ist, kann für die nächstfolgende ordentliche Session
weder der Präsident noch derVizepräsident gewühlt werden.

• Abgeordnete nies gleichen Kantons können nicht wäh-
rend zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden ordentlichen
Sessionen die Stelle eines Vizepräsidenten bekleiden.

Art. 12. Der Präsident, Vizepräsident und die zwei
Stimmenzähler bilden das Bureau.

Bei WCalden und Abstimmungen im Bureau zählt bei
Stimmengleichheit die Stimme des Präsidenten doppelt.

Art. 13. Der Präsident wacht fiber die Handhabung
der Hechte des Ständerates, namentlich auch bezüglich einer
gleichmüssigen Prioritütenverteilung. über genaue Befolgung
des Kegleunentes uni! über die Ordnung und den Anstand
in der Versammlung.

Art. 14. Er gibt von sämtlichen an den Ständerat
gerichteten Schreiben und Eingaben der Versammlung inn
Laufe der Sitzung oder spätestens in der eisten Sitzung
nach deren Empfang Kenntnis.

Art. 13. Der Präsident bestimmt die Ordnung, nach
welcher die Geschäfte behandelt werden sollen. Der Ver-
sammlung bleibt indessen onbcnDanmen.die vomPrisidenten
bezeichnete Geschäftsordnung abzuändern.

Art. 16. Am Sehlusse jeder Sitzung zeigt der Priisidcnt
die Tagesordnung der folgenden an. Von Zeit zu Zeit gibt
er Kenntnis über den Stand der Traktanden.

Art. 17. Der Nisident hat dafür zn sorgen. dass vor
.jeder Session einzelne Kommissionen sich versammeln und
ihre Berichte und Antrüge vorbereiten, su dass bei Beginn
der ersten Sitzung genügende spruchreife Traktanden vor-
1 i egen.

Art. 18. Der Vizepräsident übt die Verrichtungen des
Präsidenten aus, wenn dieser letztere hieran verhindert ist.
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Art. 19. Wenn Präsident und Vizepräsident des Rates •
an der Geschäftsleitung verhindert sind, so hat der abge-
tretene Präsident, eventuell dessen Vorgänger min Amt, als
Interimspräsident zu funktionieren.

Art. 20. Die Stimmenzähler ermitteln das Resultat .
jeder Abstimmung. Es wird dasselbe durch den Präsidenten
der Versammlung mitgeteilt.

Art. 21. Das Bureau ernennt die Kommissionen, deren
Bestellung ihm übertragen ist.

Art. 22. In der Zwischenzeit ist der Präsident ernùich-
tigt, für dis, Repräsentation des Rates zu sorgen: auch ist
das Bureau ausnahmsweise befugt, zur Vorberatung voll
Geschäften Kommissionen zu bestellen.

Titel III.

lurziei.
Art. 23. Die Bundeskanzlei besorgt das Sekretariat

beim Ständerate. Der eidgenüs;ische Vizekanzler oder ein
Stellvertreter desselben führt für jede Sitzung ein Protokoll.

Art. 24. Das Protokoll soll alle Verhandlungen der
Sitzung erwähnen und die Beratung`gegeustüude, sowie
alle Antrüge mit kurzer wesentlicher Motivierung, die ge-
fassten Entscheidungen und, sofern Zählung stattgefunden
hat, auch die Stimmenzahl enthalten.

Bei Aufnahme des stenographischen Bulletins sind inn
Protokoll einzig die zur Abstininuu lg gelangenden Anträge
mit Abstimmungsergebnis vorzumerken und ine übrigen
auf das stenographische Bulletin hinzuweisen.

Das Protokoll wird volli Priisidcnten und Protokoll-
firmer unterzeichnet.

Art. 25. Dieses Protokoll wird unmittelbar nach denn
Namensaufruf verlesen. Der Rat geiiehimnigt oder berichtigt es.

Ausnahmsweise kann die Genehmigung- des Protokolls
der letzten Sitzung einer Session vom Rate dem Bureau
ibertragen werden.
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Art. 26. Die Protokollberichtigungen können nur auf
die Redaktion, auf lrrtiimer oderAuslassungen sich beziehen.
Niemals darf unter dein Titel einer Protokollberichtigung
cille Sehlussnalnue des Ständerates geändert werden.

Art. 27. Dein Protokollführer wird ein Uebersetzer
beigegeben.

Art. 28. Soweit die Verlesung von Aktenstücken not-
wendig ist, erfolgt sie durch den Protokollführer oder den
Uebersetzer. Die Berichte und Anträge der Kommissionen
werden von deren Berichterstattern vorgetragen.

Art. 29. Alle in einer der drei Nationalsprachen ge-
stellten Anträge werden der Versammlung in deutscher und
französischer Sprache mitgeteilt.

Art. 30. Die Bundeskanzlei sorgt für die Bedienung
des Hates und der Kommissionen durch die nötige Zahl
von \Veibelu.

Titel IV.

Kommissionen.

Art. 31. Die Kommissionen erstatten über die von
der Versammlung zur Vorberatung an sie gewiesenen Ver-
handlungsgegenstände Bericht und ernennen hierfür einen
oder mehrere Berichterstatter. Dieselben haben i ll der Regel
ilite Anträge an die Versammlung vor der betreffenden Ver-
han d lung den Mitgliedern gedruckt zustellen zu lassen.

Art. 32. Die Versammlung wählt die Kommissionen
entweder selbst in geheimer Abstimmung oder sie überlässt
dem Bureau die Bezeichnung der Mitglieder; in letzterem
Falle ist der Erstbezeichnete Präsident der Kommission.

Nimmt hingegen der Rat die Wahl der Kommission
selbst vor, so wird zuerst die Kommission gewählt und
nachher durch besonderes Skrutinium das Präsidium aus
den Gewühlten bestellt. Die Finanzkommission (Art. 24
des Gesetzes über den Geschäftsverkehr) bezeichnet selbst
ihren Präsidenten.

9
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Treten nach Schluss einer Session Mitglieder einer vom
Rate direkt gewühlten Kommission aus und erweist sich
der Zusammentritt dieser Kommission vor Beginn einer
neuen Session als dringlich. so wird das Bureau die Er-
gänzung der Kommission und, sofern das austretende Mit-
glied Präsident der Kommission war, clic Neubestellung
des Präsidiums vornehmen.

Art. 33. Die infolge des Petitionsrechtes beim Stünde-
rat einlangenden Bittschriften werden in der Regel zur
Prüfung an eine wenigstens aus fünf Mitgliedern bestellende
Kommission gewiesen, welche jährlich gewühlt wird.

Art. ^,̂ 4. Folgende Kommissionen Nverden für die ganze
Dauer der Legislaturperiode in der ersten Dezembersession
bestellt :

1. die Finanzkommission (Bundesgesetz über den Ge-
schäftsverkehr, Art. 24) ;

2. die Alkoholkommission (Bundesgesetz über den Ge-
schäftsverkehr, Art. 27);

:i. die Militärkommission;
4. die Kommission fili Bahnkonzessionen
5. die Bundesbahnkommission;
G. die Zolltaiifkommission.

Inn iil)rigen kämmen auch noch andere Kommissionen
für die ganze Dauer einer Legislaturperiode bestellt  w Iden
(Bundesgesetz über den Geschäftsverkehr. Art. 2S).

Titel V.
Oeffentlichkeit der Verhandlungen.

Art. 35. Die Sitzungen des Ständerates sind in der
Regel öffentlich.

Art. 36. Den Zuhörern wird ein abgesonderter Raum
(Tribüne) angewiesen. — Dieselben sollen sich ruhig ver-
halten und jede Aeusserung von Beifall und Ilisshilligung
unterlassen.

Wer dieser Vorschrift zuwiderhandelt, kaue auf Befehl
des Präsidenten entfernt werden.
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Art. 37. Entsteht Unordnung oder Liirnn auf der Tri-
büne, so lässt sie der Präsident nach erfolgloser Mahnung
räumen. Die Sitzung Nrird unterbrochen, bis der Befehl
vollzogen ist.

Art. 35. I)en Vertretern der Presse sind besondere
'l'ril)i'ulen ciugeriiunrt. Es werden denselben die zur Ver-
öffentlichung geeigneten Drucksachen in genügender Zahl
zugestellt.

Art. 39. Ein _Antrag auf geheime Ber:rtun: , kommt
nur dann zur Behaudlnng, wenn er ton fünf Mitgliedern
des Stiinderates unterstiitzt oder vom LInndesrate bestellt wird.

Art. 40. Vor der Beratung Tiber die Frage, oh eine
geheime Sitzung zu halten sei, haben sich  die %uhür^ r
und die Vertreter der Presse zu entfernen.

Titel VI.

Gegenstunde, Gang und Form der Beratung.

Art. 41. Der Ständerat behandelt die Gegenstände,
welche in seinen Geschäftskreis einschlagen. infolge:

I. eines Antrages, Gesetzvorschlags oder überhaupt eines
Berichtes des Bundesrates:

2. einer Mitteilung des Nationalrates:
3. der Anregung eines seiner Mitglieder oder eines

Kantons (Art. 93 11.-V.);
4. einer Bittschrift oder einer anderweitigen Eingabe.

Art. 42. Ilei der Beratung erfolgt zuerst die Bericht-
erstattung der konunission, in wichtigen Fällen nach Be-
schluss der Kommission in deutscher und französischer
Sprache. Hierauf können (lie Mitglieder der Kommission
die Berichte ergänzen nder ihre Gegenanträge begründen.

Sodann wird die allgemeine Diskussion eröffnet.

Art. 43. Die Beratung erstreckt sich zunächst auf die
Eintretensfrage.
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Ist das Eintreten beschlossen, so folgt die artikelweise
Beratung, sofern der Rat nicht beschliesst, die Vorlage ab-
schnittweise oder in ihrer Gesamtheit zu beraten.

Art. 44. Nachdem die Beratung eröffnet ist, sollen
die Mitglieder, welche das Wo rt zu ergreifen wünschen,
es vom Präsidenten verlangen, Derselbe su11 die Namen
derjenigen, welche das Wo rt verlangen, in der Reihenfolge,
in welcher sie es verlangt haben, einschreiben und es jedem
in dieser Reihenfolge erteilen. Die Einschreibung darf erst
nach Eröffnung der Diskussion beginnen.

Ein Mitglied, welches das Wort noch nicht ergriffen
hat, hat immerhin das Vorrecht vor demjenigen, welches
über den Gegenstand schon gesprochen hat.

Niemand kann das Wort ergreifen. ohne es vom Präsi-
denten verlangt zu haben und bevor es ihm erteilt worden ist.

Art. 45. Wünscht der Präsident selbst als Mitglied
der Versammlung zu sprechen, so hat er vom Vizepräsi-
denten das Wort zu verlangen, welcher dies der Versamm-
lung zur Kenntnis bringt und ersterem der Reihenfolge
nach Glas Wort erteilt. Während der Präsident spricht,
nimmt der Vizepräsident den Vorsitz ein.

Art. 46. Die Mitglieder des Bundesrates haben hei
den Verhandlungen des Stiinderates beratende Stimme und
auch das Recht, über einen in Beratung liegenden Gegen-
stand Anträge zu stellen. (Art. 101 der Bundesverfassung.)

Art. 47. In der Regel müssen die Anträge denn Priisi-
denten schriftlich eingereicht werden.

Art. 48. Entfernt sich ein Redner zu sehr vom Be-
ratungsgegenstand, so ist er vom Präsidenten zu ermahnen,
bei der Sache zu bleiben.

Art. 49. Wenn ein Redner den parlamentarischen An-
stand verletzt, namentlich wenn er sick beleidigendeAeusse-
rungen erlaubt, so hat ihn der Präsident zur Ordnung zu
rufen. Erhebt dieser Redner Einsprache gegen den Ord-
nungsruf, so entscheidet die Versammlung.
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Art. 50. Wird eine Ordnungsmotion gestellt, so bleibt
die Beratung in der Hauptsache bis zur Erledigung der
Ordningsmotion unterbrochen.

Art. 51. Wenn niemand mehr das Wort begehrt, er-
klärt der Präsident die Beratung für geschlossen.

Nach Schluss der Beratung hat niemand mehr.dasHecht,
das Wort zu verlangen.

Art. 52. Nach durchgeführter erster Beratung eines
Verh, un llungsgegenstandes ist jedem Mitgliede gestattet, zu
beantragen, dass einzelne Artikel nochmals in Beratung ge-
zogen Nverden, und diesen Antrag kurz zu begründen. Die
Versammlung entscheidet ohne weitere Diskussion über die
Zulassung der Wiedererwägung, Wird die Wiedererwügung
zugelassen, so findet über den betreffenden Artikel eine
nochmalige freie Beratung statt.

Art. 53. Hat eine artikel- oder abschnittweise Beratung
stattgefunden, so erfolgt nach deren Beendigung eine Ab-
stimmung über das Ganze.

Die Mitglieder des Rates sind berechtigt, vor dieser
Abstimmung ihre Stimmabgabe oder ihre Stimmenthaltung
kurz zu begründen.

Art. 54. Bei Beratung der Differenzen zwischen beiden
Räten wird nur über die einzelnen Differenzen, dagegen
nicht iiher das Ganze abgestimmt.

Art. 55. Nach Schluss der Beratung in beiden Räten
gehen d ie Gesetze und allgemein verbindlichen Beschlüsse,
sofern die Rate nichts anderes beschliessen, an die Redak-
tionskommission. Diese hat deren endgültigen deutschen
und französischen Wortlaut festzustellen, insbesondere die
beiden Texte in Uebereinstimmung zu bringen und  Wider-
sprüche formaler Art mit bestehenden Gesetzen zu besei-
tigen. Zu sachlichen Aenderungen an den Schlussnalimen
der Rate ist sie nicht befugt. (Art. S des Gesetzes über
den Geschüftsverkehr.) •

.Art. 56. Der bereinigte Wortlaut geht sodann an die
beiden Rate zurück. Wird er von diesen übereinstimmend
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-abstimmu ng statt.

ßei dieser Abstimmung findet Art. 33. Absatz 2, eben-
falls Anwendung (Art. 10 des Gesetzes über den Geschäfts-
verkehr).

Titel V1T.

Form' der Abstimmung.

Art. 37. Vor der Abstimmung gibt der Präsident eine
Uebersicht über die während der ßeratung gestellten An-
träge. Er bezeichnet die Reihenfolge der Fragen für die
Abstimmung. Lieber erhobene Einwendungen entscheidet
die Versammlung. Die Fragestellung und deren Reihenfelge
werden in deutscher und französischer Sprache eröffnet.

Art. 55. Ueber die auf den Beratungsgegenstand be-
züglichen Anträge wird in folgender Ordnung abgestimmt:

Die Unterabänderungsanträge sind vor den Abände-
rungsanträgen und diese letzteren vor dem Hauptantrage
in Abstimmung zu bringen. Die Zustimmung zu einem
Unterabfinderungsantrag verpflichtet nicht. zum Abände-
rungsantrag, und ebensowenig die Zustimmung zum Abände-
rungsantrag, auch für den Hauptantrag zu stimmen.

Ist eine Abstimmungsfrage teilbar, so kann jedes Mit-
glied Trennung verlangen.

Liegen mehr als zwei koordinierte Hauptanträge vor,
so werden alle nebeneinander in Abstimmung gebracht.
Hat keiner derselben die absolute Mehrheit der Stimmenden
erhalten, so wird abgestimmt, welcher von denjenigen zwei
Anträgen, die am wenigsten Stimmen auf sich vereinigt
haben, aus der Abstimmung fallen solle. Sodann vv- ird in
gleicher Weise zwischen den übrigbleibender .1nträgen
abgestimmt, bis einer derselben die absolute Mehrheit er-
hält. Es bleibt den) Rate unbenommen, einen andern Ab-
stimmungsmodus zu beschliessen.

Art. 59. Die Stimmgebung geschieht durch Hand-
aufheben.
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Art. 60. Das Gegenmehr kt aufzunelinlen, wenn der
Präsident es anordnet oder wenn es von einem i\[it„liede
verlangt wird.

Art. 61. Auf Verlangen von mindestens 10 Mitgliedern
finden die Abstimmungen unter Namensaufruf statt, in
Nvetchcm halle die Stimmabgabe beziehungsweise die Stimm-
enthaltung der einzelnen Mitglieder in das Protokoll ein-
getragen wird.

Art. 62. Bei gleichgeteilter Stimmenzahl hat der Prii-
sident den Stichentscheid abzugeben. In diesem Falle kann
er die Stimmabgabe begründen. Sonst stimmt er nicht.

Titel V" I i i.

Motionen und Interpellationen.

Art. 63. Jedes \litglied des Ständerates ist berech-
tigt, Antrüge oder Motionen zu stellen, •elehe neue, von
(len vorgelegten Beratungsgegenständen unabhängige Fragen
hetreffen. Solche Anträge sind dem Präsidenten schriftlich
einzureichen und einer abgesonderten Beratung zu unter-
breiten.

Diese I3cratnng soll regelmässig nicht in derjenigen
Sitzung stattfinden, in welcher der Antrag der V -ersamnllung
mitgeteilt worden ist. Nur zwei Dritteile der Anwesenden
können die unmittelbare Beratung beschliessen.

Art. 6-t. Bei der ersten Beiatung wird nur über die
Erheblichkeit abgestinunt. Wenn die Motion erheblich er-
klärt ist, entscheidet die Versammlung. ob sie über den
Antrag vorerst den Bericht des Bundesrates oder einer
Kommission einholen oder ohne eine solche Vorberatung
selbst definitiv entscheiden wolle.

Art. 65. Jedes Mitglied der eidgenössischen Räte hat
(las Recht, vom Bundesrat über jeden die Angelegenheiten
des Bundes betreffenden Gegenstand Auskunft zu verlangen
(Interpellation). Wer von diesem Hechte Gebrauch machen
will, soll den Gegenstand der Interpellation dem Präsidenten
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schriftlich mitteilen, und es muss dieselbe im Nationalrate
durch wenigstens zehn, im Ständerate durch wenigstens
drei Mitglieder unterstiitzt sein. (Art. 22, Al. 1, B. G. über
den Geschäftsverkehr.)

Der Präsident gibt hiervon der Versammlung wie deni
Bundesrate Kenntnis und bringt, falls letzterer nicht die
sofortige Beantwortung vorzieht, die Verhandlung auf die
Tagesordnung einer der nächsten Sitzungen.

Der Interpellant begründet seine Interpellation, welche
von dem Vertreter des Bundesrates beantwortet wird.

Nachdem die Interpellation beantwortet ist, kann der
Interpellant erklären, ob er durch die erhaltene Auskunft
befriedigt sei oder nicht. Eine weitere Diskussion findet
nur statt, wenn es von der Versammlung beschlossen wird.
(Art. 22 des Gesetzes über den Geschäftsverkehr.)

Titel IX.
Wahlen.

Art. 66. Sämtliche Wahlen finden in geheimer Ab-
stimmung mit absolutem Stinuuenmehr statt.

:Art. 67. Bei jedem Wahlgang werden besondere
Stimmzettel ausgeteilt. Der Präsident teilt der Versammlung
die Zahl der ausgeteilten und wieder eingelangten Stimm-
zettel mit, und es ist dieselbe am Protokoll vorzumerken.
liebersteigt die Zahl der letztere diejenige der erstem, so
ist der Wahlgang nichtig. Ist dagegen (l ie Zahl der ein-
gelangten Stimmzettel gleich oder kleiner als die Zahl der
ausgeteilten, so nimmt die Wahlverhandlung ihren Fortgang.

Art. 6S. Bei Ausmittlung der absoluten Mehrheit
Nverden die unbeschriebenen und (lie ungültigen Stimm-
zettel nicht in Anrechnung gebracht.

Art. 69. I)ie beiden ersten Wahlgänge sind frei.
Nach dem zweiten Wahlgang können keine neuen

Kandidaten in (lie Wahl kommen.
Im dritten und den folgenden Wahlgängen fallen der

oder die Kandidaten aus der Wahl. welche die wenigsten
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Stimmen auf sich vereinigt haben. Wenn mehrere Kan n-
daten gleich wenig Stimmen erhalten haben, so fallen sie
auf einmal sämtlich aus der Wahl. Ilütte jedoch ein Kan-
didat die relative Mehrheit der Stimmen, alle übrigen aber
eine gleiche Stimmenzahl erhalten, so entscheidet eine eigene
Abstimmung darüber, welcher von den letztern nicht mehr
in der Wahl bleiben soll. Die Stimmzettel werden alsdann
denjenigen Kandidaten mit Namen bezeichnen, welcher
nicht mehr in die Wahl kommt.

Art. 70. Verteilen sich in zwei aufeinanderfolgenden
Wahlgüngcn die Stimmen gleichmässig auf mehr als zwei
Kandidaten, so wird derjenige, welcher aus der Wahl fallen
soll, durch das Los bestimmt.

Art. 71. Bleiben nur zwei Kandidaten in der Wahl
lind erhalten sie in zwei aufeinanderfolgenden Wahlgängen
die gleiche Stimmenzahl, so wird nach dem zweiten Skru-
tinium das Los entscheiden, welcher von beiden gewiihlt ist.

Art. 72. I)er Präsident des Rates beteiligt sich bei
den Wahlen wie jedes andere Mitglied: ihm füllt (l ie Ziehung
des Loses zu.

Schlussbestimmung.
Dieses Reglement tritt an Stelle desjenigen vom 7. De-

zember 1549. Es tritt sofort in Kraft.

Also beschlossen vom Ständerat,

Born, den 27. März 1903.

Der Präsident: Hoffmann.
Der Protokollfiihrer: Schatzmann.
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Zusatzartikel
zuni

Geschäftsreglement des schweizerischen
Ständerates, betreffend die Beratung der

Zivilrechtsgesetze.
(Vom 21. Juni 1877.)

Der schweizerische Stiinderat,
nach Einsicht der Botschaft des Bundesrates rpm

J. Juni 1877,
beschliesst

folgende Zusatzartikel zu seinem Geschüftsreglement vom
7. Dezember 1849 (Amtl. Samml. II, 1). betreffend die
Beratung der Zivilrechtsgesetze :

Art. 1. Bei Gesetzvonscldügen betreffend das eidge-
nössische Zivilrecht (Art. 64 der Bundesverfassung) vvird
eine artikelweise Beratung nicht eröffnet.

Art. 2. Der Ständerat beschliesst nach Erledigung der
Eintretensfrage, ob er den Gesetzvorschlag in seiner Ge-
samtheit oder abschnittweise in Beratung ziehen wolle.

Art. 3. Nachdem die Abünderungsbeschliisse die Zu-
stimmung beider Räte erhalten haben, wird das Ergebnis
der Beratung vor d e r Schlussabstimmung iiber den ganzen
Gesetzvorschlag denn Bundesrate übermittelt, der die Gesetz-
vorlage oder. die einzelnen Abschnitte, bezüglich welcher
Abänderungen beschlossen worden sind, im Sinne dieser
Beschlüsse umarbeiten lässt.

Art. 4. Der Bundesrat legt den umgearbeiteten Ent-
wurf den Käten zur nochmaligen Beratung und Beschluss-
fassung vor.

Also beschlossen vom Ständerate,
Bern, den 21. Juni 1877.

Der Präsident: Hoffmann.
Der Protokollführer: J. L. Lutscher.
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Wahlreglement
für die

Schweizerische Bundesversammlung.

(Vom 27. Januar 1659.)

I)ic Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft.

in vereinigter Sitzung der beiden hüte nach Art. SO
(nun 92) der Bundesverfassung,

beschliesst

tilgendes Wahlreglement für die vereinigten Rate:
•

Art. I. DasWahihurcau besteht aus dem Prüsidentcn.
den vier Stinim nzühlern des Nationalrates und den zwei
Stimmenzühleni des Ständerates.

Art. '_'. Die Wahlen der Bundesversammlung gehen
mittels gela inier.bstimimniungmitahsoluterMehrheitvorsich.

Die Wahl des Bundesrates und des Bundesgerichtes
soll den Mitgliedern jeweilen drei Tage vor der Wahl-
verhandlung selbst schriftlich angezeigt werden.

Die Wahl von Kommissionen kann dem Bureau über-
tragen werden.

Art. 3. Bei der geheimen Wahl werden von den
Stimmenzählern besondere, für jeden Wahlgang anders he-
zeichnete Stimmzettel an die Mitglieder der Versammlung
ausgeteilt.

Jeder Stinunenzühler gibt der Kanzlei die Zahl der
Stimmzettel an. welche er ausgeteilt hat.

Die Zahl der ausgeteilten Stimmzettel wird vor der
StiuunensaHunlung durch das Präsidium angezeigt.
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Art. 4. Jedes Mitglied der Yetsanunlung schreibt den
Namen desjenigen, welchen es gewählt wünscht, mit deut-
licher Bezeichnung der Person, auf den erhaltenen Stimm-
zettel.

Sind mehrere Wahlen gleicher Gattung vorzunehmen,
so kann die Versammlung beschliessen, dass mehrere oder
alle Namen zugleich auf den Stimmzettel geschrieben
vverden.

Art. 5. Die Weibel sammeln die Stimmzettel ein und
liefern dieselben dem Bureau ab.

Art. 6. Nährend des Aasteilens und Einsammelns der
Stimmzettel haben die Mitglieder auf ihren Sitzen zu ver-
bleiben.

Art. 7. Das Bureau zählt die eingelangten Stimm-
zettel ab, und der Präsident eröffnet die Zahl der ausge-
teilten und eingegangenen Stimmzettel.

Nach dieser Eröffnung dürfen keine weitern Stinun-
zettel dem Bureau eingereicht werden.

Uebersteigt die Zalil der eingelangten beschriebenen
oder unbeschriebenen Stimmzettel die Zahl der ausgeteilten
Zettel, so ist das Skrutinium ungültig und muss von neuem
vorgenommen werden.

Sind hingegen so viele Stimmzettel eingelangt, als
ausgeteilt wurden, oder weniger, so hat die Wahl ihren
Fortgang.

Art. S. Das Bureau sondert sich hierauf in zwei Ab-
teilungen, von welchen die eine den Kanzler, die andere
dessen Stellvertreter zurrt Sekretär hat.

Unter diese zwei Abteilungen werden die eingegangenen
Stimmzettel verteilt. Bei jedem der zwei Bureaux eröffnet
der eine Stimmenzähler einen Stimmzettel nach deut andern,
liest den daraufstehenden Namen laut ab und übergibt
ihn zur Erwahrung einem andern Stinuuenziihler.

Einer der Stimmenzähler und der Kanzler, beziehungs-
weise dessen Stellvertreter, verzeichnen die abgelesenen
Namen zu Protokoll und sprechen bei jedem Namen die
Stimmenzahl laut aus.
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Nach Eröffnung aller Stimmzettel wird das Resultat
von der Kanzlei zusammengetragen und von dem Präsidium
eröffnet.

Hat sich keine absolute Mehrheit ergeben, so wird zu
einem weitern Skrutinium geschritten.

Art. J. Die beiden ersten \\ ahlgänge sind ganz frei.
In den folgenden Wahlgängen fallen der oder die Kandi-
daten aus der Wahl, welche die wenigsten Stimmen auf
sich vereinigt haben.

Hütte jedoch ein Kandidat die relative Mehrheit der
Stimmen, alle übrigen aber eine gleiche Stimmenzahl er-
halten, so entscheidet eine eigene Stinnugebuug darüber,
welcher von den letztem nicht mehr in der Wahl bleiben
soll. Die Stimmzettel werden alsdann denjenigen Kandi-
daten bezeichnen,welcher nicht mehr in dieW ahl kommen soll.

Art. 10. Verteilen sich in zwei aufeinander folgenden
\'ahlgüugen die Stimmen gleichmüssig auf mehr als zwei

Kandidaten, so wird das Los denjenigen bezeichnen. der
aus der Wahl fallen soll.

Art. 11. Bleiben nur zwei Kandidaten in der Wahl,
und erhalten sie in zwei aufeinanderfolgenden Wahlgängen
die gleiche Stimmenzahl, so entscheidet nach dem zweiten
Skrutinium das Los, welcher von beiden gewühlt sein soll.

Art. l'_'. Bei Ausmittlung der absoluten _Mehrheit
werden die unbeschriebenen und die ungültigen Stimm-
zettel nicht in Anschlag gebracht, sonder'!, allgezogen.

Sinkt die Zahl der gültigen Stimmzettel unter die ab-
solute Mehrheit der Mitglieder der Versammlung, so wird
das Skrutinium ungültig.

Art. 13. Wenn in dem Falle, wo mehrere Namen auf
den Stimmzettel geschrieben werden (Artikel 4, Absatz 2),
mehr Personen, als erforderlich sind, die absolute Mehr-
heit erhalten haben, so werden diejenigen als gewühlt
betrachtet, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt
haben. Sind die Stimmen gleich geteilt, so entscheidet
das Los.
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Erhiilt in dem bezeichneten Falle nicht die erforder-
liche Zahl der Personen das absolute _llehr, so fallen der
oder die Kandidaten aus der Wahl, welche (lie wenigsten
Stimmen auf sich vereinigt haben, und die weitere Wahl
findet unter den Uebrigbleibenden statt.

Art. 14. Nach der Sitzung sollen die eingegangenen
Stimmzettel, unter Aufsicht der Stimmenzähler, durcit die
Weibel vernichtet werden.

Also beschlossen von der schweiz. Bundesversammlung,

Bern, den 27. Januar 1859.

Der Priisident : Stehlin.
Der Protokolltiiliuer: Schiess.
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Reglement
fiber

den Verkehr der Bundeskanzlei mit den Kom-
missionen und Mitgliedern der eidgenössischen

Räte.

(Vom : . November 1903.)

Der schweizerische Bundesrat,

in Ausführung von Art. 10, Alinea 3, des Bundes-
gesetzes über den Geschiiftsverkchr, vom 9. Oktober 190_'
(A. S. n. F. XIX, 386),

beschliesst:

1. Der Aktenverkehr zwischen den Departementen
und der Bundesversanuulung geschieht ausschliesslich
durch Vermittlung des 1)rucksachenhureaus der Bundes-
kanzlei, welches eine besondere Kontrolle darüber zu
fuhren hat.

Für den Aktenverkehr gelten folgende niihere Vor-
schriften:

A. Verkehr der Departemente mit dem Drucksachen-
bureau.

'_'. hiir die Bundesversammlung bestimmte Akten
sind jeweilen in eillein Dossier vereinigt, numeriert und
llit einest Aktenverzeichnis versehen dein Drucksachen-
bureau der Bundeskanzlei gegen Empfangsbescheinigung 
zu iihergeben, Das Verzeichnis ist nach einem auf denn
Drucksachenbureau erhältlichen Formular in zwei von
denn hutreffenden Departenlentschef zu unterzeichnenden
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Doppeln auszufertigen. wovon das eine dem Dossier auf-
geklebt wird, das andere auf dein Departement verbleibt.

Wichtige Aktenstiicke sind nicht im Ori-
ginal, sondern bloss in Abschrift vorzulegen.

Pläne, die nicht in die Dossiers eingefügt werden
können, sind von den Departementen, unter Kenutnisgahe
an das Drucksachenbureau, welches die homnnissionen
verständigen wird, in dem betreffenden Kommissionszimmer
oder einem andern hierfür geeigneten Lokale aufzulegen
resp. anzuschlagen und nach Erledigung des Geschäftes,
wiederum unter Mitteilung an Glas Drucksachenbureau,
von. den Departementen selbst zurückzuziehen.

§ 3. Bestehen für ein Geschäft keine besondern
Akten, so ist hiervon dem Drucksachenbureau von dein
betreffenden Departemente 1[itteilung zu machen.

4. Nach Schluss der Session revidiert das Druck-
sachenbureau sämtliche Akten. Diejenigen der erledigten
Geschäfte «erden unter Mitwirkung der Registratur der
Bundeskanzlei ausgeschieden und je nach ihrer Zugehörig-
keit der Registratur der Bundeskanzlei oder den Departe-
menten zugestellt, an letztere gègen Quittung. Die Dossiers
zu pendenteu Geschiiften bleiben auf dein Drucksachen-
b ureau in Verwahrung.

Wiinscht ein Departement die Akten eines Geschäftes
unmittelbar nach dessen Erledigung zurückzuerhalten, so
hat es dies dem Drucksachenbureau anzuzeigen.

Die Abschiebung der Akten soll jeweilen eine Woche
nach Schluss der Session beendet sein.

B. Verkehr des Drucksachenbureaus mit der
Bundesversammlung.

5. Das Drucksachenbureau stellt die Akten, sobald
tunlich, der Kom unission desjenigen Rates zu, bei Nvelchem
das betreffende Geschäft anhängig ist.

§ l;. Sobald eine Beschlussfassung erfolgt ist, l unt das
Drucksachenbureau den betreffenden Dossier beim Bericht-
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erstatter der Kommission zu erheben. Es sorgt für sofortige
Herbeischaffung allfüllig mangelnder Aktenstücke.

Falls der Beschluss des andern Rates noch aussteht.
so ist der Dossier spätestens am zweitfolgenden Tage der
Kommission dieses Rates zuzustellen ; ist das Geschäft von
beiden Räten erledigt, so gelten die Bestimmungen des
5 4 hiervor.

7. In allen auf den Aktenverkehr beziigliehen An-
gelegenheiten sind die Mitglieder der Bundesversammhtng^
ausschliesslich an das Druchsachenhureau zu weisen , welche:
allfüllige Anfragen, Begehren uni _Aktenerb inzung etc. an
die Departemente vermitteln wird.

S. Durch dieses Reglement werden die Bestimmungen
betreffend den Aktenverkehr der Bundesversammlung, vom
10. November 1593, aufgehoben.

Bern. den 5. November 1903.

Im Namen des schweiz. Bundesrates,

Der Bundespriisident:

Deucher.

I)er Kanzler der Eidgenossenschaft:

Ringier.

10
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Regulativ
für die

Finanzkommissionen der eidgenössischen Räte.
(Von) 22. November 1907.)

Die Finanzkommissionen der eidgenössischen Riete
haben in bezug auf ilm•e Tätigkeit und ihren Geschäfts-
verkehr mit der gemeinsamen Finanzdelegation der eid-
genössischen Hüte auf (rund der Art. 25 und 26 des
Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1902 Tiber den Geschäfts-
verkehr zwischen Nationalrat. Ständerat und Bundesrat
und unter Aufhebung des Regulativs vom 17. April 1003
folgendes Regulativ erlassen:

Art. 1. Den Kommissionen liegt die Vorberatung der
Voranschliige, Nachtragskreditbegehren und . Staatsrech-
nungen und die Berichterstattung hieriiber an die eid-
genüssischcn Räte uh; die Ueberweisung anderer eta
tungsgegenstiinle an die Finanzkommissionen von seiten
der Räte ist vorbehalten.

In den Geschiiftskreis der Kommissionen fallen nicht
die Voranschliige und die Rechnungen der Bundesbahn-
verwaltung und der Alkoholverwaltung.

Die Erstbehandlung der bundesrötlichen Vorlagen
durch die Kommissionen richtet sieh nach der Prioritiits-
verteilung in den Ihiten.

Art. 2. Jede K ra nmission wiihlt für die Dauer ihrer
Amtsperiode einen Präsidenten und einen Vizepräsidenten.

Fier denselben Zeitraum wühlt jede Komimission drei
Mitglieder und drei Suppleanten in die gemeinsame Finanz-
delegation.

Art. 3. Die Kommissionen gliedern sich je in drei
Sektionen; die einzelnen Abschnitte des Voranschlages
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beziehungsweise der Staatsrechnung werden nach Departe-
menten und Kapiteln möglichst gleichmüssig in drei Ab-
teilungen geteilt und jeder der drei Sektionen eine zur
Vorberatung zugewiesen.

Art. 4. Jede Kommission kann der Finanzdelegation
spezielle Aufträge zur Untersuchung einzelner Fragen,
welche den Staatshaushalt betreffen, erteilen.

Art. 5. Lieber die Beratungen der Kommissionen
wird Vom Sekretär der Finanzdelegation Protokoll geführt.

Art. (i. Die Kommissionen nehmen anliisslicli der
llellandlung des Voranschlages den Jahresbericht der
Finanzdelegation fiber deren Tätigkeit entgegen.

Bern, den 22. November 1907.

Namens der Finanzkommission
des Nationalrates:

A. Eugster.

Bern, den 22. November 1907.

Namens der Finanzkommission
des Ständerates:

Leumann.
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Regulativ
für

gemeinsame Finanzdelegation der eidgenös-
sischen Räte.

(Vom 25. September 1907.)

Die gemeinsame 'Finanzdelegation der eidgenössischen
Rate hat auf Grund der Art. 25 und 26 des Bundes-
gesetzes vom 9. Oktober 1902 Tiber  den Geschäftsverkehr
zwischen Nationalrat, Ständerat und Bundesrat und unter
Aufhebung des Regulativs vom 17. April 1903 in bezug
auf ihre Tätigkeit folgendes Regulativ für die gemeinsame
Finanzdelegation erlassen:

Art. 1. Der Finanzdelegation liegt die nä here Prü-
fung und Uebervacl em ig des eidgenössischen Finanzhaus-
haltes, mit Ausschluss der Bundesbahnverwaltung und der
Alkoholverwaltung, ob.

Art. 2. Die Delegation bezeichnet aus ihrer Mitte
je ein Mitglied des Nationalrates und ein Mitglied des
Ständerates zur Leitung der Geschäfte während der drei-
jährigen Amtsdauer. Die Gewühlten wechsele als Präsi-
dent und Vizepräsident jährlich ab; als Präsident funk-
tioniert jeweilen das Mitglied des Rates, dem (li e Priorität
für die Behandlung des Voranschlages zukomunt.

Das Amtsjahr der Finanzdelegation beginnt tait dem
1. Oktober und dauert bis 30. September des folgenden
Jahres, bzw. his zur Neukonstituierung.

Art. 3. Ein Beamter des Finanzdepartemcntes wird
der Delegation im Einverständnis mit ihr vom Finanz-
departemente zur Besorgung des Sekretariates zur Ver-
fügung gestellt.
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Der Sekretiir führt das Protokoll in den Sitzungen
derDelegatiun und besorgt die Ausfertigung il n •erSchreiben.

Art. 4. Die Delegation gliedert sieh in Lektionen
von je zwei Mitgliedern (ein Mitglied der nationaliütlichen
und ein Mitglied der stiinderütlichen Finanzkommission);
die Suppleanten werden in gleicher Weise den einzelnen
Sektionen zugewiesen.

Bei Verhinderung eines Mitgliedes wird vom Piiisi-
denten ein suppleant desselben Rates und der entspre-
chenden Sektion einberufen. und im Falle der Verhinderung
des entsprechenden Suppleanten ein anderes Mitglied der
Finanzkonunission des betreffenden Rates.

Art. 5. Die Delegation versammelt sich vierteljähr-
lich und zwar in der Regel ans zweiten Montag des
zweiten Monats des Kalenderquartals zu einer dreitiigigen
Sitzung. Ausserordentliche Sitzungen werden nach Be-
dürfnis angeordnet.

Art. 6. Die Delegation hat die Vornschlüge und die"
Staatsrechnungen einer regelniissigen und einliisslichen
Prüfeng zu unterziehen. Im feinem übt sie die Prüfung
und Ueherw acbung des eidgenössischen Finanzhaushaltes
(Art. 20 des Bundesgesetzes fiber den Geschäftsverkehr)
aus durc h Revisionen des Rechnungswesens der einzelnen
Verwaltungen, wobei ein angemessener Turnus zu beob-
achten ist, und durch Einsicht in die Revisionsprotokolle
der eidgenössischen Finanzkontrolle.

Art. 7. Die Arbeit der -Delegation vollzieht sich in
erster Linie durch die Sektionen. Dieselben verkehren
nach ihrer Wahl direkt mit den Vorstehern der Departe-
mente, mit der Finanzkontrolle oder mit den Chefs der
Abheilungen der Departemente. Sie sind befugt, zu den
Revisionen Bea unte der Finanzkontrolle zuzuziehen.

Art. S. Die Sektionen berichten über ihren Befund
an die Delegation und stellen ihre Antriige über die weitere
Behandlung.
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Die Delegation behandelt die Sektionsberichte; sie gibt
von dem Befunde der Sektionen dem Finanzdepartemente
und denn betreffenden Departemente, eventuell auch dein
Bundesrate Kenntnis und begleitet ihre Mitteilungen nötigen-
falls niit ihren Bemerkungen und Anträgen.

Art. 9. Handelt es sich um Angelegenheiten, welche
den hüten vorliegen, so stellt die Delegation ihre Anträge
an die Finanzkommissionen.

Art. 10. Die Delegation kann auch Vorlagen des
Bundesrates an die Räte, ebenso _Notionen. welche in den
Räten gestellt sind, in Beratung ziehen und ihre Ansiehts-
üusserung oder ihre Anträge schriftlich oder mündlich
dem Bundesrate, den Finanzkommissionen oder den Kom-
missionen der Räte zur Kenntnis bringen.

Art. 11. Für die Mitglieder der Delegation, wie auch
für deren Sekretär, für die zu den Arbeiten der Delega-
tion zugezogenen Bundesbeamten und für allfüllig berufene
Sachverständige besteht nach aussen die Pflicht zur Ver-
schwiegenheit in bezug auf alle Wahrnehmungen.

Art. 12. Die Delegation erstattet Fiber ihre Tätigkeit
alljährlich aulüsslich der Behandlung des Voranschlages
Bericht an die Finanzkommissionen; der Bericht ist im
Bundesblatte zu veröffentlichen.

Bern, den 25. September 1907.

Namens der Finanzdelegation,

Der Präsident:
Leumann.
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Bundesgesetz
über

die Organisation der Bundesverwaltung.
(Vor .'6. 3Iiirz 1914.)

Die Bundesversammlung

der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft (b s Bundesrates iiber
die reorganisation der Bundesverwaltung vom 1:1. llürz
1913,

beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 1. Amtssitz des Bundesrates, seiner Departe-
mente und der Bundeskanzlei ist die Stadt Bern.

I)ie Mitglieder des Bundesrates, der Bundeskanzler.
die heiden Vizekanzler, sowie die Chefs der in Bern  be-
findlichen Abteilungen der Bundesverwaltung haben in
Bern zu wohnen.

M it Bezug auf den Wohnort der übrigen Bundes-
beamten trifft der Bundesrat nötigenfalls die (leu Bediirf-
nissen der Verwaltung entsprechenden Verfügungen.

Art. '_'. Blutsverwandte und Veischwügerte, in gerader
Linie unbeschränkt und in lier Seitenlinie bis ma l mit
dein eierten Grade. Ehemüuuer von Schwestern. sowie
(l url'll Adoption verhn mlene Personen kennen nicht gleich-
zeitig Mitglieder des Bundesrates sein.

Ein solches \7erwandtschaftsverhültnis darf auch nicht
zwischen einem _Mitgliede des Bundesrates raid dein Kanzler
oder den Vizekanzlern, noch zwischen einem Mitgliede
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des Bundesrates und dessen Departementssekretar oder
den Abteilungschefs seines Departements bestehen.

Wer durch Eingehung einer Ehe in ein solches Ver-
hiiltnis tritt, verzichtet damit auf seine Stelle.

Art. 3. Die Mitglieder des Bundesrates, der Kanzler
der Eidgenossenschaft und die Vizekanzler dürfen keine
andere Beamtung, sei es im Dienste der Eidgenossenschaft,
sei es in einem Kantone, bekleiden, noch irgend einen
andern Beruf oder ein Gewerbe betreiben oder durch dritte
Personen betreiben lassen. Sie dürfen dein Verwaltungs-
rate oder der Direkti nn einer Erwerbsgesellschaft nicht
angehören.

Art. 4. Die Verhandlungen des Bundesrates sind
nicht öffentlich.

Art. 5. Die Verhandlungen des Bundesrates «'erden
von' Bundespräsidenten. wenn dieser verhindert ist, von
Vizepräsidenten, und wenn auch dieser verhindert ist,  von
dem Mitgliede geleitet, das am längsten im Amte steht.

Die Rangordnung der -Mitglieder bestimmt sich nach
denn Zeitpunkte der ersten Wahl.

Art. 6. Den Sitzungen des Bundesrates vohneu der
Kanzler und ein Vizekanzler bei. Sie führen das Protokoll
und sorgen für Mitteilung der gefassten Beschliisse.

ist der Kanzler verhindert, so wird er durch einen
der Vizekanzler, und wenn auch diese verhindert sind,
durch einen mit Zustimmung des Präsidenten vom Kanzler
zu bezeichnenden Beamten der Bundeskanzlei vertreten.

Art. 7. Der Bundesrat fasst seine Beschlüsse in
offener Abstimmung.

DerEntscheid wird mit Stimmenmehrheit gefasst; doch
muss ein Bescinluss, um gültig zu sein, die Stimmen von
wenigstens drei Mitgliedern auf sich vereinigt haben.

Zur Zurücknahme eines gefassten Beschlusses Nverden
die Stimmen von vier Mitgliedern gefordert.

Der Präsident stimmt mit. Bei gleichgeteilten Stimmen
zählt seine Stimme doppelt.
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Art. S. Bei Wahlen entscheidet die absolute _Mehr-
heit der Anwesenden. Ausnahmsweise kann der Bundesrat
hei Wahlen schriftliche Abstimmung beschliessen.

Art. 9. In dem Tiber die Verhandlungen des Bundes-
rates zu führenden Protokolle sollen die anwesenden und
die abwesenden Mitglieder des Bundesrates verzeichnet
werden.

Das Protokoll soll die gestellten Anträge enthalten
und das Verhältnis der Stimmen zu denselben angeben.

In jeder Sitzung des Bundesraates legt der Kanzler
ein Verzeichnis der seit der letzten Sitzung den Departe-
menten überwiesenen Eingaben auf.

art. 10. Kein 11 itglied soll ohne Entschuldigung
einer Sitzung des Bundesrates fernbleiben.

Urlaub für die Dauer einer Woche kann das Präsi-
dium erteilen: für lungern Urlaub ist die Zustimmung
des Bundesrates erforderlich.

Art. 11. Bei Verhandlungen, an welchen ein \litglled
sell,st oder ein mit ihm im Sinne von Art. 2 Verwandter
oder Verschwägerter persönliches Interesse hat, ist das
betreffende Mitglied zum Austritt verpflichtet.

Art. 12. Die vom Bundesrate ausgehenden Erlasse
Werden, ins \amen der Behörde, von dem Bundespräsi-
denten und dein Kanzler oder im Falle der Verhinderung
von deren Stellvertretern unterzeichnet.

1)er Kanzler kann vom Bundesrat ermächtigt werden.
gewisse Schriftstücke allein zu unterzeichnen.

Art. 13. Die Wahl der Beamten und ständigen An-
gestellten des Bundes erfolgt nach vorher ergangener öffent-
licher Ausschreibung. Vorbehalten sind die Ernennung
und Beförderung der Instruktionsoffiziere.

II. Bundespräsident.

Art. 14. Der Bundespräsident Vertritt die Eidgenossen-
schaft im Innern und nach aussen.
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Art. 15. Dem Bundespräsidenten liegt die Leitung
der Geschäfte des Bundesrates und die Vorprüfung der
von den Departementen an den Bundesrat gelangenden
Geschäfte ob.

Der Bundespräsident beaufsichtigt den Gang der ge-
samten Bundesverwaltung und sorgt für die befürderliclie
Erledigung der den Departupenten zugewiesenen Geschäfte.

Art. 16. Dringliche Geschäfte des Bundesrates können
in seinem _amen durch Verfügung des Präsidenten erledigt
werden. Sie sind dem Bundesrate zur nachträglichen
Genehmig ung vorzulegen.

Der Bundesrat ist befugt, den Präsidenten zu ermäch-
tigen, Geschäfte von mehr formeller Art oder von unter-
geordneter Bedeutung in seinem Namen durch Präsidial-
verfügung zu erledigen.

Art. 17. Beni Bundespräsidenten ist die Bundeskanzlei
zugeteilt.

Art. ls. Der Bundespräsident leitet das Departement.
das ilun übertragen ist.

III. Bundeskanzler und Bundeskanzlei.

Art. 19. Der Bundeskanzler unterstützt den Bundes-
präsidenten bei der Erledigung der Prüsidialgeschafte.

Art. 2I1. Der Bundeskanzler ist der Vorsteher der
Bundeskanzlei.

Für den Bundesrat bestimmte Anträge (les Bundes-
kanzlers sind von diesem dem Ilundeshräsidenten Vo i zu-
legen, der sie mit seinem Befund und _Antrage dein Bundes-
rat unterbreitet.

Art. 21. Die Vizekairzler sind die Stellvertreter des
Kanzlers. Sie sind gleichzeitig Sekretäre des Bundesrates
meid nach dem Kanzler die obersten Beamten der B undes-
kanzlei.

Ein Vizekanzler hat insbesondere die französische
Fassung der vom Bundesrat ausgehenden Erlasse zu über-
wachen.
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Art. 22. Der Bundeskanzlei liegen insbesondere ob:

1. die Besorgung der Kanzleigeschäfte bei der Bundes-
versammlung und beim Bundesrate:

2. die Er ffnung. Registratur und Weiterleitung der an
den Bundesrat gerichteten Eingaben. die Registratur
und Spedition der vom Bundesrate ausgehenden
Sendungen;

3. der Uebersetzungsdienst, soweit er nicht den Departe-
menten obliegt;

4. die Organisation und Ueberwachung des stenogra-
phischen Dienstes der I3undesversam mnlung:

5. die Herausgabe des Bundesblattes und der amtlichen
Sammlung der Bundesgesetze und Verordnungen :

6. die Verwaltung der Drucksachen:
7. (lie Organisation der eidgenössischen Wahlen und

Abstimmungen. die Entgegennahme und Verüffent-
lichung der Wahl- und Abstimmungsresultate:

S. die Materialverwaltung: der Bundesverwaltung:
9. die Organisation und Ueberwachung des Weibel-

dienstes.

IV. Departemente.

r. Allgemeine Bestimmungen.

Art. 23. I)ie Geschiifte des Bundesrates werden nach
Departementen unter die einzelnen Mitglieder verteilt.
Der Entscheid Tiber die Gesschüfte geht vom Bundesrat
als Behörde aus.

I)er Bundesrat ist befugt. unter Mitteilung an die
Bundesversammlung bestimmte Geschiifte den Departe-
menten oder ihnen unterstellten :Amtsstellen zur Erledi-
gung zuzuweisen: in diesen Füllen ist die Beschwerde
auf denn ordentlichen Instanzenwege an den Bundesrat
vorbehalten, soweit nicht die Bundesgesetzgebung die
Weiterziehung an eine andere Beli rde vorschreibt.

Art. 24. Kompetenzfragen zwischen den Departe-
menten entscheidet der I3undesrat.
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Fällt ein Geschäft in den Bereich mehrerer Departe-
mente, so werden diese alle zum Berichte aufgefordert.
Der Bundesrat bezeichnet das Departement, das clen Haupt-
bericht erstatten soll.

Art. 25. Für die Vorberatung der Zollgesetzgebung,
der Zolltarife und der Handelsverträge wird aus der Mitte
des Bundesrates ein ständiger Ausschuss gebildet, bestehend
aus den Vorstehern (les politischen Departements, (les
Finanz- und Zolldepartements und des Volkswirtschafts-
departements.

Ebenso wird für (lie Vorberatung wichtiger Eisen-
Kahnfragen ein ständiger Ausschuss gebildet aus den Vor-
stehern des Eisenbahndepartements, des politischen Departe-
ments und des Finanz- und Zolldepartements.

Der Bundesrat kann auch für (l ie Vorberatung weiterer
Geschäfte, die eine besondere Wichtigkeit und allgemeine
Bedeutung haben, Ausschüsse aus seiner .Mitte bestellen.

Art. 26. Der Bundesrat verteilt zu Beginn der Amts-
periode und nach Ersatzwahlen (lie Departemente auf seine
Mitglieder. Jedes Mitglied des Bundesrates ist gehalten, (lie
Leitung des ihm zugeteilten Departementes zu übernehmen.

Für die Fälle von Verhinderung wird für jeden Departe-
mentsvorsteher ein Stellvertreter bezeichnet.

Art. 27. Zur Abänderung der durch dieses Gesetz
bestimmten Verteilung der Geschäfte auf die Departemente
bedarf es eines Beschlusses der Bundesversammlung. .

Aenderungen mit Bezug auf die Aufgaben der Dienst-
abteilungen innerhalb der Departemente ist der Bundesrat
ermächtigt, von sich aus vorzunehmen.

Art. 28. Es werden folgende Departemente gebildet:
1. das politische Departement;
2. das Departement des Innern;
3. das Justiz- und Polizeidepartement;
J. das M ilitärdepartement
5. das Finanz- und Zolldepartement;
6. das Volkswirtschaftsdepartement:
7. das Post- und Eisenbahndepartement.
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2. Verteilung der Geschäfte auf die Departemente.

Politisches Departement.

Art. 29. In den Geschäftsbereich des politische n
Departementes fallen:

I. AGlriIuìu1 flir Atrstriirliges.

1. Wahrung der Unabhängigkeit. Neutralität undSicher-
heit der Eidgenossenschaft und Ordnung ihrer völker-
rechtlichen Beziehungen.

`'. Schweizerische Gesandtschaften und Konsulate sowie
Erlass der bezüglichen Instruktionen.

Fremde Gesandtschaften und Konsulate.
3. Vorbereitung und, soweit sie dem Departement über-

tragen wird, Besorgung der auswärtigen Angelegen-
heiten.

Information des Bundesrates iiber politische
Begebenheiten im Auslande.

Periodische Berichterstattung an den Bundesrat
über den Gang. der auswärtigen Angelegenheiten.

I. Vorbereitung der Verträge mit dem Auslande in Ver-
hi img mit den ini einzelnen Falle beteiligten Departe-
menten ; Verkehr mit den auswärtigen Regierungen
und deren Vertretern in Vertragsangelegenheiten.

Vermittlung des amtlichen Verkehrs zwischen
Kantonen und auswärtigen Staatsregierungen;
fing von Verträgen, welche die Kantone von sich
aus mit auslüudischen Behörden abzuschliessen he-
fugt sind.

5. Schutz schweizerischer Landesangehüriger und Wah-
rung schweizerischer Interessen dent Auslande gegen-
über; schweizerische Vereine und Anstalten im Aus-
lande.

^i. Ueberwachung und Regulierung der Grenzverhält-
nisse zum Aaslande.

7. Internationale Aemter. unter itwirkung der beteiligten
Departemente mit Bezug auf fachtechnische Fragen.
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IL Innerpolitische Abteilmut.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über das
Schweizer Bürgerrecht, sowie über die politischen
und biirgerlichen Rechte der schweizerischen Nieder-
gelassenen und Aufenthalter: Einbürgerung von Aus-
liindern; Optionsangelegenheiten.

9. Interkantonale Armenpflege; Aufsicht über (lie Ver-
pflegung und Beerdigung armer Angehöriger eines
Kantons, die in einem andern Kantone erkranken
oder sterben.

3. Vorbereitung von Vertriigen mit dem Auslande be-
treffend die Niederlassung und das Unterstützungs-
wesen.

4. Gesetze iiber eidgenössische Wahlen und Abstim-
mungen.

5. Gesetze über Organisation der Bundesverwaltung,_
(i. Ordnung der Grenz- und Gebietsverhältnisse der

Kantone unter sich, soweit hierin nicht das Bundes-
gericht zustiindig ist.

7. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze iiber das
\ uswanderungswesen.

III. liandelsabteiluny.

1. Wahrnehmung der Av- irtschaftlichen Literessen aller
Erwerbsgruppen gegenüber dem Auslande; insbe-
sondere Förderung des Handels und des Absatzes
der schweizerischen Produktion im Auslande.

°. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung, bei der Auf-
stellung der Zolltarife und bei der Vorbereitiing,
sowie beim Abschlusse von Handelsvertriigen.

3. Anstiinde ini internationalen Handelsverkehr.

4. Internationale A usstellungen, mit Ausnahme der Kunst-
und Schulausstellungen.

5. 1 edaktiun und Herausgabe des Handelsamtsblattes.

ii. Patenttaxen der Handelsreisenden.
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Departement des Innern.

_1rt. 30. In den Geschäftskreis des Departrnieats
'des Innern fallen:

I. ^Ibleitin irt für Itril/ni. Ili..sensctiaj't imd Kut.

1. Bundesarchiv; Landesbibliothek; Zentralhibliuthek;
I.atidesmuseum; andere historische und hunstsanun-
hingen.

2. Eidgeuüssische technische Hochsehule und ihre Annex-
anstalten; eidgenussische meteorologische Zentral-
anstalt.

3. Unterrichtswesen nach \[assgabe der Art. 27 und
27bis der I3undesverfassung.

4. Pflege der Kunst; Sorge für Erhaltungvaterliindischer
Alt rtüiner und historischer Iíunstdenknùiler.

5. :Stiftt n tgen, die dem Departemente zur V er' alteng
zugewiesen werden.

G . Unterstiitzung der Nnitnrbestrehungen von Vereinen
und Privatim.

IL O/e Iauuiospebtorat.

1. Wasserbaupolizei nach Hassgabe von  Art. 24 der
I3undesverfassung.°. Ueberwachung der Ausführung und Unterhaltung
der (k viisserkorrektionen. Strassen und anderen
üffentlicheu. vom Bunde finanziell unterstützten Bau-
werken : Bcgut,tehtuug der Projekte; Inspektionen
vont 13uude unterstützter Werke; Abrechnung und
Anweisung der 13undesbeitt ige; Inspektionen be-
treffend den Unterhalt vont B1111111 , unterstützter Werke.

3. Begutachtung, von Entwürfen für Brücken über Ge-
wüsser. die mit Bundesbeitrag korrigiert worden sind.

I. Begutachtung von Entwürfen betreffend die Binnen-
schiffahrt.

5. Begutachtung betreffend den Unterhalt der Post-
strassen.
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G. Vorbereitung von Vertrügen mit dem Aaslande auf
diesen Gebieten, in Verbindung mit dein politischen
Departemente; Ueberwachung der Ausführung der
Verträge.

III. Direktion der eidgenössischen Bartleu.

1. Unterhalt der eidgenössischen Gebäude; Umbauten
und Erweiterungsbauten; Neubauten.
Unterhalt der Strassen. Wege, Brücken, Flussstrecken,
Bäche und Wasserleitungen auf den Liegenschaften
des Ilundes; Neuanlagen.

3. Versicherung der eidgenössischen Gebäude gegen
Brandschaden.

4. Beschaffung und Unterhalt des Mobiliars für die eid-
genössische Zentralverwaltung; Versicherung des
Mobiliars.

5. IIausdienst in den Gebäuden, in denen Abteilungen
der Zentralverwaltung in Bern untergebracht sind ;
iiirtnerdienst bei den Gebiimien  der Zentralverwalt ung.

G. Unterbringung der Bureaux der Zentralverwaltung.

II Eidgenössische Inspektion füg• Forstwesen, .Toi/d
rrml Fischerei .

1. Vorbereitung und Vollziehung derBundesgesetze über
Forstwesen, Jagd und Fischerei ; Begutachtung der
kantonalen Gesetzgebungen.

°. Begutachtung von Gesuchen uni Bundesbeitriige an
die Kosten von Aufforstungen, Verbauungen und
Weganlagen; Aufsicht über die Ausführung und den
Unterhalt vom Bunde unterstützter Werke; Ahrecli-
nung und Ausrichtung der Bundesbeiträge.

3. Vorbereitung von Vertrigen mit clean Auslaude über
Fischerei und Vogelschutz. in Verbindung mit dein
politischen Departemente; Ueberwachung ihrer Voll-
ziehung.
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T'. Abteilung für Wasserwirtschaft.ft.

1. Erhebungen über die Verhiiltnisse der schweizerischen
Gewiisser unter denn Gesichtspunkte der Schadens-
abwendung und ihrer Nutzbarmachung für Gewin-
nung von \Vasserkrüften und für die Schiffahrt.

_'. Technische und wirtschaftliche Vorbereitung; der
Nutzbarmachung der Ge«vüsser; Vorbereitung und
Vollziehung der Gesetze über Wasserwirtschaft; Vor-
hereitung von Vertrügen mit dem Auslande, in Ver-
bindung mit dem po litischenDepartemente. und Heber-
wachuug ihrer Vollziehung.

3. Vorbereitung und Vollziehung der Vorschriften liber
die Abgabe von Wasserkräften in das Ausland.

Justiz - und Polizeidepartement.

Art. 31. In den Geschäftskreis des l ii s t i z- u n d
Polizeidepartments fallen:

1. .1u.// :abtriI/(Iu/.

Vorbereitung der zivil-, straf- und prozessrechtlichen
Gesetze des Bundes. .

°. Gewiihrleistuug der hantonsverfassungen; (" enehmi-
gung von kantonalen Besetzen und Verordnungen,
die der Ueberprüfung der Bundesbehörden unter-
liegen und in den Geschäftsbereich dès Departements
fallen.

3. Prüfung der Vertrüge (Konkordate) unter den Kan-
tonen : Vorbereitung der Vertrüge mit auswiirtigeu
Staaten, soweit es sich uni Abkommen zivil-. Straf-
oder prozessrechtlichen Inhalts handelt, in Verbindung
mit dem politischen Departemente, und Ueberwach un ;.̂
ihrer Vollziehung.

4. Aufsieht über (las Zivilstands vesen und Austausch
von Zivilstauulsakten.

i). Aufsicht iiber das Handelsregister.

11
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6. Beschwerden betreffend :
u) das . Jesuitenverbot (Art. 51 B. V.);
N die Begrübnisplütze (Art. 53, Absatz 2, B. V.);
c) Anstünde, herrührend aus Bestimmungen von

Staatsvertriigen, die sich auf Niederlassung - und
Freizügigkeit beziehen. vorbehiiltlich der Mitwir-
kung des politischen Departements;

rl) das schweizerische Zivilrecht, soweit sie nicht
grundbuchrechtlicher Natur sind.

7. Mitberieht über die dem Bundesrate gegen Verfil-
gungen einesDepartements eingereichten Beschwerden,
sofern damit nicht ein anderes Ih partement beauf-
tragt wird.

S. Begutachtung von Rechtsfragen zuhanden anderer
Verwaltungsstellen.

9. Ausführung der internationalen zivil- und prozess-
rechtlichen Uebereinkhnfte mit Ausnahme desRechts-
liilfeverfahrens.

1O. Verlassenschaftssachen und Erteilung von Rechts-
auskunft an Vertreter der Schweiz im Ausland oder
des Auslandes in der Schweiz.

11. Vollziehung der bundesgerichtlichen Urteile.

II. Grni,dburhamt.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Bundesgesetze
über Grundbuch und Vermessung.

°. Aufsicht über die Anlegung und Führung des Grund-
buches, sowie über die Durchfiiluvng und \aebfüh-
rung der Vermessung in den kantonen.

J. Beschwerden aus Grundbuch- und Vermessungsrecht.

III. Pai .eiabteilPInq.

1. Prüfung und Behandlung der Auslieferungsangelegen-
heiten, sowie Ueberwachung der Vollziehung der
von der Schweiz oder vom Ausland bewilligten Aus-
lieferungen; Veranlassung von Strafverfolgungen, die
an Stelle der A uslieferungen treten.
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2. Behandlung der Hei mschaffungen, der Unterstiitznngs-
fülle und des Uebernaluneverkehrs mit dem Ausland.

3. Vermittlung der Rechtshilfe.
1. Polizeitransportwesen.
5. Ueberwachung der nichtpolitischen Fremdenpolizei

h;iIhhigcrung von lleinu►tloseu.
G. Erkennungsdienst; Fiihrung eines Zentralstrafenre i

-ste►s und Herausgabe des schweizerischen Polizei
-anzeigeN.

7. Vollziehung der auf Grund des Bundesstrafrechts
von eidgenössischen oder kantonalen Gerichten aus

-gefiillten Strafurteile. •
S. Priifung der Vertriige (Konkordate) unter den han-

tonen iiher den Uebernahuteverkehr, die Auslieferung
und die Rechtshilfe in Strafsachen.

0. Vorbereitung dei\ ertrüge mit dem Auslande, betreffend
(lie Niederlassung, das Unterstützungswesen, den
Uebernahnieverkehr, die Auslieferung und die Rechts

-hilfe in Zivil- und Strafsachen, in Verbindun g. mit
dem politischen Departemente, und Ueberwachung
direr Vollziehung, .

10. Vorbereitung und Vollziehung der I3undesgesetze
fiber Gegenstiinde des Polizeiwesens.
A utontobil- und Fahrradverkehr.

I T'. Buiulesawr rraltsclra j't.

l . Vorbereitung und Anwendung der Gesetze des Bundes
auf deut Gebiete des Strafrechts und des Strafprozess-
rechtes.

2. Antragstellung liber Aufrechterhaltung von Ruhe und
Ordnung im Innern.

3. Ilandhai ung der politischen Fremdenpolizei; Antrag-
stellung betreffend die vom Bundesrat zu verfügenden
Ausweisnngen.

I. Behandlung von Begnadigungsgesuchen, soweit diese
nick n► il itürgerichtliche Urteile betreffen.

11.
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I'. T ersieheruiujsamt.

1. Aufsicht über den Geschäftsbetrieb von konzessionier-
ten Privatunternehmungen im Gebiete des Ver siche-
rungswesens.

2. Vorbereitung der Bundesgesetzgebung über das pri-
vate Versicherungswesen.

3. Mitwirkung bei der Gesetzgebung auf anderen Ge-
bieten der Versicherung.

VI. Amt für geistiges Eigentum.

1. VorbereitungundVollziehungderBundesgesetzgebung:
n) über die Erfindungspatente;
b) über den Schutz der Fabrik- tord Ilandelsn uu•ken,

der Herkunftsbezeichnungen von Waren und der
gewerblichen Auszeichnungen:

e) Liber die gewerblichen Muster und Modelle;
d) über das Urheberrecht an Werken der Literatur

und Kunst.
2. Vorbereitung der Verträge mit auswärtigen Staaten

über diese Rechtsgebiete, in Verbindung mit (l i
politischen Departemente, und Ueberwachung ihrer
Vollziehung.

Militärdepartement.

Art. 32. Dein Militürdepartenient liegt die Vor-
prüfung und die Besorgung der das Militärwesen beschla-
genden Geschäfte ob. Dazu gehören nach Massgabe der
Militärorganisation insbesondere:

1. Militärische Gebietseinteilung.
2. Militärisches Kontrollwesen.
3. Aushebung.
4. Organisation des Heeres.
5. Ernennung, Beförderung. Versetzung und Entlassung

von Offizieren; Besetzung von Nini m m ndostellen :
Enthebung von Kommando.

G. Ausschliessung von Wehrmännern von der Erfhllung
der Dienstpflicht.
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7. Ausbildung des Heeres:
a) Vorunterricht :

Turnunterricht der männlichen Jugend lui schul -
pflichtigen Alter:

1lilitürischer Voruntcrricht nach Ablauf der obliga-
torischen Schulzeit ;

l^) Instruktion der \Vehrmiinner:
Instruktionskorps:
Ausbildung der Rekruten, Unteroffiziere und Offi-

ziere, der Stöbe und Truppen in Schulen und
Kursen ;

Schiesswesen (Schiesspflicht. Unterstützung der
Schiessvereine, Verunstaltung von Schützen-
meisterkursen) ;

Unterstützung der freiwilligen militärischen Aus-
bildung;

Militöi vissenschaftliche Abteilung der eidgenös-
sischen Technischen Hochschule.

S. Bewaffnung und persönliche Ausrüstung, Korpsaus-
riistung und übriges Kriegsmaterial. insbesondere:

Anschaffung und Herstellung von Material (Mili-
türwerkstütten);

Verwaltung des _Materials;
Inspektion der in Minden der Wehrmänner be-

findlichen Ausrüstung.
9. Besoldung, Verpflegung und Unterkunft der Truppen.

10. llilitürjustiz.
I1. Landesbefestigung.
12. Landestopographie.
13. Organisation der Iirieg`Bereitschaft, insbesondere

Vorbereitung der Mobilisation des Heeres;
Anschaffung von Vorräten für die Armee;
Ergänzung des Heeres:
Vorbereitung der Anlage und Zerstörung von

Bauten;
Vorbereitende Massnahmen des Territorialdienstes

und für den Kriegsbetrieb der Verkehrsanstalten.
14. _Militärversicherung.
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1 n. 11 ilitürpfliclitersatz.
16. Beitragsleistung an die Stellvertretungskosten der als

Unteroffiziere oder Offiziere Dienst leistenden Lehrer.
17. Beitragsleistung an die Unterstützungskosten der An-

gei i rigen Dienst leistender \Vehrmünner.
18. Pulververwaltung.
19. Ueberwachung der Vollziehung der 1lilitiirorganisa-

tion in den Kantonen.
Es bestellen nach Massgabe der Art. 16S-154 der

_llilitiirorganisationvorn 12. April 1907 folgende Abteilungen
des _llilitürdepartementes:

die Generalstabsabteilung,
die Abteilung für Infanterie,
die Abteilung für Kavallerie,
die Abteilung für Artillerie,
die Abteilung für Genie,
(lie Abteilung für das Festungswesen,
die Abteilung für Sanitiit.
die Abteilung für Veteriniirwesen,
das Oberkriegskommissariat,
die kriegstechnische Abteilung,
(he Kriegsmaterialverwaltung,
die Abteilung für Landestopographie,
die Pferderegieanstalt.

Finanz- und Zolldepartement.

Art. 33. Li den Geschäftskreis des 'F i n a n z- u u d
Zolldepartements fallen:

I. Finan,:rertealtung.

1. Vorbereitung uu(I Vollziehung der Gesetze über das
Finanzwesen des Rundes.

2. Verwaltung der eidgenössischen Finanzen und Spezial-
fonds.

3. Verwaltung der eidgenössischen Liegenschaften. so-
weit nicht andere Departemente damit beauftragt sind.



4. Vorbereitung von An1(4ih(.n.
5. Aiifstellun r des Entwurfes zum jiihrlichen Voranscldag

uml der Entwürfe zu den Nachtragskreditheg*ehren.
(i. _Aufstelluut. der Staatsrechnung.
7. Aufsicht über das Kassen- und Rechnungswesen

der Eidgenossenschaft.
S. Mitwirkung und Aufsicht des Bundes bei der Ver

-waitnug der schweizerischen Nationalbank.
h. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze fier das

Miinzwesen; eidgen(issische Münze und Herstellung
von Postwertzeichen.

10. Vorbereitung der Vertriige mit dem Aaslande Tiber
das Vliinzwesen, in Verbindung mit dem politischen
Departemente; Heberwachung ihrer Vollziehung.

H. Zollrcrrraltr nrg.

1. Vollziehung der gesamten Bundesgesetzgebung und
der Vertrüge mit dem Auslande Tiber das 'Zollwesen.
namentlich:
a) die Organisation und Verwaltung des Zollwesens:
h) das Tarifwesen. die Aufstellung des Gebrauchs-

tarifs und des amtlichen Warenverzeichnisses:
e) die Statistik des Warenverkehrs der Schweiz mit

dem Aaslande:
(l) das Rechnungswesen:
e) die Grenzbewachung.

2. Vollziehung der übrigen Bundesgesetzgebung, insoweit
ffir deren Amendung die Mitwirkung des Zolldienstes
i l tig ist.

:;. Mitwirkung hei der Zollgesetzgebung, bei der Auf-
stellung der Zolltarife und hei der Vorbereitung, sowie
beim Abschlusse von Handelsverträgen.

III. Alkoholrcriraltwmg.

1. Durch filhrung des Alkoholmonopols.
2. Vorbereitung der Alkoholgesetzgebung und Begutach-

tung der in das Gebiet des Alkoholwesens fallenden
Fragen.
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3. Aufsicht iiber die Ausführung von Art.:3`_bis. letzter
Absatz. der Bundesverfassung (Alkoholzehntel).

11'. Statistisches Bureau.

1. Bevölkerungs- und Sanitätsstatistik der Schweiz.
?. Erhebungen über Gegenstände und Fragen sozialer,

volkswirtschaftlicher und polizeilicher Natur, soweit
solche Erhebungen nicht durch besondere Erlasse
andern Departementen oder Abteilungen, zugewiesen
sind.

3. Verkehr mit den statistischen Aemtern und Fach-
kreisen des In- und Auslandes.

V. Amt für hass rund Gearieht.
Vorbereitung und Vollziehung derinndesgcsetzgelunx

über hass und Gewicht.

VI. :ngt für Gold- und Silberwaren.

Kontrolleerung und Garantie des Feingehalts der Gold-
emd Silberwaren und :Hufsicht iiber den -Handel mit GI 1111-

 S il berahfiilleu Vorbereitung von Gesetzesvorlagen iiber
diese Materie.

Volkswirtschaf tsdepartement.

Art. 31. In den Geschiiftskreis des V o l k s w i r t
schaftsdepartements fallen:

L Jbteiluny für Industrie und Gewerbe.

1. Förderung von Industrie und Gewerbe.
2. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über

Lulustrie und Gewerbe.
3. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung. hei Aufstellung

der Zolltarife und bei der Vorbereitung, sowie beim
Abschlusse von Ilandelsvertrügen.

4, Schweizerische Ausstellungen.
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5. Forderung der beruflichen Bildung (industrielles.
gewerbliches, kaufmännisches und hauswirtschaft-
liches Bildungswesen): Vorbereitung weiterer Gesetz-
gebung .

6. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze iiber das
Arbeitsverhältnis un d den Arbeiterschutz.

7. Vorbereitung von Vertrügen mit dem Auslande fiber
:Arbeite rschutz, in Verbindung mit dem politischen
Departemente; lTeberwachung ihrer Vollziehung.

S. Mitwirkung bei der Unfallversicherung in fabrik-
und gewerbepolizeilicher lIinsicht.

9. Fürdorung des Arbeitsnachweises und weitere Gesetz-
gebung zur Bekiimpfung der Arbeitslosigkeit.

II. Bundesamt für Sou alrersicherung.

I. Vorbereitung und Vollziehung des Gesetzes Biber (lie
Kranken- und Unfallversicherung, soweit diese der
Bundesverwaltung obliegt.

'. Vorarbeiten auf andern Gebieten der Sozialversiche-
rung.

3. Vorbereitung von Vertrügen mit dem Auslande auf
diesem Gebiete, in Verbindung mit denn politischen
Departemente; Ueberwachuug ihrer Vollziehung.

III. Gesundheitsamt.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über das
iiffentliche Gesundheitswesen.

2. Schweizerisches _Maturitiits- und Medizinalpriifang`-
wesen: schweizerisches Medizinalpersonal.

3. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze fiber die
Lebensmittelpolizei, den Verkehr mit Lebensmitteln
und (I .brauchsgegenstünden, das Verbot von Kunst-
wein und Kunstmost und das Absinthverbot.

4. Vorbereitung von Vertragen mit dein Auslande auf
fliesen gebieten, in Verbindung mit dem politischen
,Departemente; Ueberwaehuug ihrer Vollziehung.
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IV. .11ile-ilItI/y /7t, Land eri rIsclilt f .

1. Förderung der Landwirtschaft.
9. Vorbereitung und Vollziehuo der land irtselìaft

liehen Gesetzgehung,
>. Mitwirkung bei der Zollgesetzgebung. bei Aufstellung

von Zolltarifen und bei der Vorbereitung, sowie beim
Abschlusse von Handelsverträgen.

4. _Mitwirkung bei der Vorbereitung der Gesetzgehimg
über Tierkrankheiten und polizeiliche Massregeln
gegen Tierseuchen, sowie Tiber den Verkehr mit Lebens-
mitteln, soweit landwirtschaftliche Erzeugnisse in I3e-
tracht fallen.

5. Landwirtschaftliche Berufsbildung.
G. Landwirtschaftliche Versuchs- und Untersuchungs-

anstalten.
7. Hengsten- und Fohlendepot.

V.- Veterinriramt.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Bundesgesetze
Tiber Tierkrankheiten und polizeiliche Massregeln
gegen Tierseuchen.

9. Organisation und Beaufsichtigung des grenztierärzt-
lichen Dienstes, der Untersuchung von Tieren und
Fleisch an der Grenze: Vollziehung der Lebens-
mittelgesetze, soweit das Schlachten, die Fleischschall
und der Verkehr mit Fleisch und Fleischwaren in
13etrachtfiillt: Mitwirkung bei Vorbereitung der Lebens-
mittelgesetzgebuug, soweit die erwiilmten Aufgaben
in Betracht fallen.

3. Vorbereitung von Vertrugen mit dem Auslande auf
diesen Gebieten, in Verbindung mit dem politischer'
Departemente: Ueberwaehnng ihrer Vollziehung.

Post- und Eisenbahndepartement.

Art. 35. In den Geschäftskreis des P os t- ti n d
Eisenbahndepartements fallen:
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I. Eisenbalnuabfeiluuy.

1. Vorbereitung der Gesetzgebung betreffend die  Eisen-
halmen, die Dampfschiffahrt und andere öffentliche
Transportanstalten, die der eidgenössischen Gesetz-
gebung unterstellt sind, und Vollziehung derselben.

2. Erteilung, AenderunL und Entziehung von Konzes-
sionen für Eisenbahn- und Dampfschiffahrtsunter-
nehmnngen, sowie für andere öffentliche Transport-
anstalten, die einer Konzession von seiten des Bundes
bedürfen: Aufsicht über diese Unternehmungen.

3. Vorbereitung von Vertriigen mit dem A uslande auf
dem Gebiete des Eisenbahnwesens, in Verbindung
mit dem politischen Departemente: Ueberwachung
ihrer Vollziehung.

4. Espe priationsangelegenheiten und Verpfändung von
Eisenbahnen; Betriebs- und Paclitvertrüge.

n. Genehmigung von Statuten und Finanzausweisen;
Behandlung der Plane und Kostenvoranschliige für
Bauausführungen und Anschaffungen; Genehmigung
der Dienstreglemente und der Betriebs- und Anschluss-
vertriige der verschiedenen Transportanstalten; Auf-
sicht über die Ausführung der genehmigten Vor-
lagen.

O. Aufsieht über das Rechnungswesen der Eisenbahn-
nnd (ihrigen konzessionierten Transportunternehmun-
gen : Bontrolle von Bau und Betrieb; Betriebsgeführ-
dungen : Zugsverspitungeu : Bahnpolizei.

7. Prüfung und Genehmigung der Fahrpläne.
S. Tarifwesen.
9. Ililfskassen.
O. liiicIkauf und Bau von Eisenbahnen durch den Bund.
1. Verkehr niit den Bundesbahnen; Behandlung der

Geschäfte, die nach der Gesetzgebung über die Bundes-
bahnen in - die Kompetenz und den Pflichtenkreis
der politischen Behörden fallen.

Insbesondere: Vorbereitung der Gesetzgebung;
Prüfung und Weiterleitung des Voranschlages, des
Geschaftsherichtes nud der Rechnungen der Bundes-
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bahnen; Mitwirkung bei Anleihensoperationen; Vor
-lagen betreffend die dens Bundesrate zustehenden

Wahlen in den Verwaltungsrat, (lie Generaldirektion,
die Kreisdirektionen und die Iireiseisenbahnrüte.

12. Aufsicht über die Starkstromanlagen und Verkehr
mit dem Inspektorate für Starkstromanlagen.

II. Postrerwal/ung.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über das
Postwesen.

`?. Oberaufsicht fiber den gesamten Postdienst und Lei-
tung desselben; Abschluss bezüglicher Vertrüge: das
Personelle der Postverwaltung; Errichtung neuer
Postbureaus und Postablagen.

3. Antragstellung für die Errichtung von Postgehiiuden
und deren Unterhalt, sowie für Miete und Einrich-
tung von Gebiiuden und Räumlichkeiten.

I. Einführung, Aenderung oder Abschaffung von Post-
wertzeichen.

5. 'fasen und Gebühren ; Portofreiheit.
6. Postcheck- und Giroverkehr.
7. Vorbereitung der Postverträge mit dem Auslande, in

Verbindung mit dem politischen Departemente.

III. Telegraphen- und Telephonrertraltnngcu.

1. Vorbereitung und Vollziehung der Gesetze über das
Telegraphen- und Telephonwesen.

2. Oberaufsicht fiber den Telegraphen- und Telephon-
dienst und Leitung desselben: Abschluss bezüglicher
Vertrüge; das Personelle der Telegraphen- und Tele-
phonverwaltung; Errichtung neuer Telegraphen- und
Telephonbureaux.

3. Antragstellung für Errichtung- von Gebäuden für die
Telegraphen- und Telephonverwaltungund deren Unter-
halt, sowie für Miete und Einrichtung von Gebiiuden
und Räumlichkeiten.

4. Taxen und Gebühren.
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5. Vorbereitung der Telegraphen- und Telephonverträge
mit dorr Auslande, in Verbindung mit dem politischen
Departemente.

(i. ErteilungvonKonzessionenfür:Schwachstromleitungen.

Art. 36. Neue Geschäftszweige und Geschäfte, die
in der vorstehenden Verteilung nicht erwähnt sind, werden
Vom I3undesrate dem ihrer Art am meisten entsprechenden
Departement zugeteilt, unter Kenntnisgabe an die Bundes-
versammlung.

Y. Dienstabteilungen.

Art. 37. An der Spitze jeder Dienstabteilung steht
em Chef oder Direktur, der dem Departementsvorsteher
nHaittelbar unterstellt ist.

Die Abteilungschefs leiten im Rahmen der bestehenden
Vorschriften und des jährlichen Voranschlages die Ge-
sehüfte ihrer Abteilung. Sie sind verantwortlich für die
Erfüllung der ihrer Abteilung zufallenden Aufgaben uml
für die Ausführung der ihnen erteilten Aufträge.

Die Abteilungschefs unterzeichnen die von ihnen aus-
gehende Korrespondenz und die von ihnen getroffenen
Verfügungen, unter Angabe des Departements und der
Abteilung.

Art. 3S. Die Abteilungschefs sind befugt, über die
Von ihnen zu behandelnden Geschäfte mit andern eidge-
nössischen Amtsstellen, mit kantonalen Behörden und mit
Korporationen, Gesellschaften oder Privaten in direkten
Verkehr zu treten.

Art. 39. Der Bundesrat erlässt, soweit ein Bedürfnis
besteht, besondere Dienstreglemente für die einzelnen Ab-
teilungen und trifft für eine wirksame Kontrolle des Ge-
schäftsganges die nötigen Verfügungen.

Mit Bezug auf die schweizerischen Bundesbahnen.
die Post- und 'Telegraphenverwaltung und die Zollverwal-
tong, sowie die eidgenössischen Regiebetriebe werden die
für diese Verwaltungszweige bestehenden besondern Vor-
schriften vorbehalten.
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[. Schlnssbestinunuugen.

Art. 40. Der Bundesrat ist nuit der Vollziehung dieses
Gesetzes beauftragt. Er erliisst die hierfür erforderlichen
Vorschriften.

Art. 41. Der Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt, auf
den dieses Gesetz in Kraft tritt.

Art. 42. Durch dieses Gesetz werden aufgehoben die
Bundesbeschlüsse vont 21. August 18 78 und vom 28. Juni
1895 betreffend die Organisation und den Geschäftsgang
des Bundesrates; ferner alle übrigen mit diesem Gesetze
im Widerspruche stehenden Bestimmungen.

Art. 43. Die personelle Organisation derDepartentente,
sowie der Bundeskanzlei und die Einreihung der einzelnen
Beanttungen in die Besoldungsklassen des Besoldungs-
gesetzes erfolgen durch. die Bundesgesetzgebung. Einst-
weileu bleiben die bestehenden Organisationsgesetze der
Departemente in Kraft. Der Bundesrat ist jedoch ermäch-
tigt, vorläufig diejenigen Veriinderungen in der Zuteilung
der Beamten vorzunehmen, die durch dieses Gesetz not-
wendig. werden.

Also beschlossen vom Nationalrate,

Bern, den `L4. März 1914.

Der Priisident: Dr. A. v. Planta.
Der 1'rotokollfiihrer: Schatzmann.

Also beschlossen vom Ständerate,

Bern, den 2G. März 1914..

Der Präsident: Dr. Eugène Richard.
I)er l'rotokollfiil urr: David.
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Der schweizerische Bundesrat beschliesst:

Das vorstehende, tuiternt 15. April 191.1 öffentlich
bekannt gemachte Bundesgesetz') ist in die eidg. Gesetz-
sammlung aufzunehmen und tritt am 1. Januar 1915 in
Kraft.

Bern, den 1s. Juli 1914.

Im Yarnell des schweiz. Bundesrates,

Der Bundespräsident:
Hoffman n.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:
Schatzmann.

') Mehr Bundesblatt vom Jahr 1914, Band II, Seite St1.
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Bundesratsbeschluss
betreffend

die Zuständigkeit der Departemente und der
ihnen unterstellten Amtsstellen zur selbstän-

digen Erledigung von Geschäften.

(Vom 17. November 1914.1

D er schweizerische Bundesrat,

in Anwendung von Art. 23 des Bundesgesetzes void
26. lliirz 191-I Fiber (lie Organisation der Bundesverve alteng'),

beschliesst:

A. Zuständigkeit iler einzelnen Departemente uni
Amtsstellen.

I. Politisches Departement.

Art. 1. Das	 litische Departement wird
zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
nlüchtigt:

1. Aufsicht über die Amtsfiihrung der Vertreter der
Schweiz im Auslandes Erteilung von Instruktionen an
solche, vorbehiltlich der Fiille von grundsätzlicher Be-
deutung oder vom erlleldicher praktischer Tragweite.

2. Verwendung bei fremden Regierungen, unter deal
gleichen Vorbehalte.

3. Verteilung der Beitrüge an die schweizerischen
Ililfsgesellschaften inl Auslande.

4. Erteilung der Bewilligung zur Erwerbung eines
Gemeinde- und hantonsbiirgerrechts, mit :Ausnahme von
bestrittenen oder zweifelhaften Füllen und vorbehältlich
grundsätzlicher Fragen.

5. Wiedereinbürgerungen ill unbestrittenen Füllen.
') Vergl. Seite 155 hien•r,r und Eidg. Gesetzsammlung n. F., Bd. XXX, S. _Hr'.
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G. Erteilung von Patenten an Auswanderungsagenturen
und Entzug von solchen; Genehmigung der Anstellung
von Unteragenten und Rückzug dieser Genehmigung.

7. l lussenerkenntnisse gegen Auswanderungsagenturen.
S. Erlass der in Art. 24 des Bundesgesetzes über den

Geschüftsbetriel, von Auswanderung,sagen turen vorgesehenen
Verbote.

9. Behandlung von Anstünden im Zoll- und Handels-
Verkehr nuft dem Ausla u le, vorbehaltlich der Falle von
grundsätzlicher Bedeutung oder von erheblicher praktischer
Tragweite.

10. Ausführung des Bundesgesetzes über die Patent-
taxen der Handelsreisenden.

I I. Aufsicht über die internationalen Bureaux in der
Schweiz nach Massgabe der bestehenden bundesrötlichen
Verordnungen und Ausiibung der in diesen dem Bundes-
rate zugewiesenen Kompetenzen. mit Ausschluss der Wahl.
Abberufung und Besoldung der Beamten.

Art. 2. Die Abteilung für Auswärtiges wird
zur selbst;indigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
mächtigt:

1. Prüfung und Genehmigung der Rechnungen der
schweizerischen Gesandtschaften und Konsulate und der
bezügliche Verkehr mit diesen.

2. Verkehr mit den schweizerischen Hilfsgesellschaften
fm Auslande.

3. Verkehr mit den schweizerischen Gesandtschaften
und Konsulaten in bezug auf die von Kantonen, Gemeiudeuu
oder Privaten gestellten Auskunftbegehren.

d. Uebermittlung von Aktenstiicken, Drucksachen und
dergleichen an die schweizerischen Gesandtschaften und
Konsulate, sowie an fremde Regierungen und ihre Vertreter.

Art. 3. I)ie Innerpolitische Abteilung wird
zur selhst:indigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
inachtigt :

1. Erhebungen und Mitteilungen betreffend Einbürge-
rungen, AWiedereinbür rerun;;en. Biirgerrechtsverzicht.•n und

12
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Optionen; beziiglicher Verkehr mit schweizerischen Gesandt-
schaften und Konsulaten.

2. Erhebungen und Mitteilungen betreffend die Befiirde-
rung von Auswanderern, die damit zusammenhiingenden
Beschwerden, Untersuchungen wegen Uebertretungen des
Gesetzes und (lie Lage der schweizerischen Auswanderer
im Auslandes bezüglicher Verkehr mit schweizerischen
Gesandtschaften und Konsulaten.

3. Erhebungen und Mitteilungen betreffend Anstellung
von Unteragenten.

Art. 1. Die Handelsabteilung wird zur selh-
stiindigen Erledigung nachstehender tieschüfte ernúichtigt:

1. Einhulung und Erteilung von Aufschlüssen über
kommerzielle Fragen heziiglicher Verkehr mit schweize-
rischen Gesandtschaften und Konsulaten ; alles vorbehiilt-
lich der Fülle von grundsätzlicher Bedeutung oder von
erheblicher praktischer Tragweite.

`?. Leitung des Informationsdienstes und des schweize-
rischen Ilandelsamtsblattes.

Bewilligungen zum ausnahmsweisen Mitfiihren von
Waren durch die Handelsreisenden.

II. Departement des Innern.

Art, 5. Das Departement des Innern w ird
zur selbstfindigen Erledigung nachstehender t esehiifte er-
müchtigt

1. Bewilligung der Bundesbeiträge gemäss der Gesetz-
gebung über die Wasserbaupolizei bis zu einem HiSchst-
betrage von Fr. 25,000, im Rahmen der im Budget fest-
gesetzten Kredite.

2, Bewilligung derBundesbeitrüge an Schutzwaldungen,
Schutzbauten, Aufforstungen, Entwüsserun:; en, und an Ab-
fulu•wege und stiindige Anstalten fair den Holztransport
his zu einem llüchstbetrage von Fr. 10,000, im Ilahnen
der im Budget festgesetzten Kredite.

3. Sämtliche übrige aus dem Vollzuge des Bundes-
gesetzes betreffend die eiilr ui ;ssische t )heraufsieht Tiber
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die Forstpolizei sich ergebenden Geschiifte, jedoch mit
Ausnahme:

u) der Geneliniiguiig (1er kantonalen Vollzugsvorschriften
!,) der Forderung der Zusammenlegung grösserer zusam-

ntenhüngender Komplexe privater Schutzwaldungen
zu gemeinschaftlicher Bewirtschaftung:

c) der Hekursentscheide iiber Streitigkeiten betreffend
die Pflicht zur Ablösung von Dienstbarkeiten und
Becliten auf Nebennutzungen in öffentlichen Wal-
dungen, sowie derjenigen fiber Teilung öffentlicher
Waldungen zum Eigentum oder zur Nutzniessung;

(I) der Errichtung oder Subventionierung einer Anstalt
zur Gewinnung von Waldsamen;

0 der Erledigung von Rekursen gegen Entscheide kan-
t(maler Behörden bei Zwangsenteignung:

J) der \Valtl der Mitglieder der Kommission für die
forstlich praktische Prüfung.

4. Bewilligung der Bundesbeitriige genniiss der Gesetz-
gebung fiber Jagd und Vogelschutz und die Fischerei iut
lt.u ltnteu des festgesetzten Kredites.

5. Siinttliche übrige aus dem Vollzuge dieser beiden
Bundesgesetze sich ergebenden Geschiifte, jedoch mit Aus-
nahme:

(0 des Erlasses von Verordnungen fiber die Jagdbann-
bezirke :

b) der \Caltl der Mitglieder der eidgenössischen ornitho-
logischen Kommission und der eidgenössischen
Fischereikontmissiire.

O. Vergebung von Bauarbeiten und Lieferungen im
Betrage von fiber Fr. 15,000.

Die Schlussnahmen nach Ziffer 1,•2 und 4 sind dem
tnanzdepartement zur Kenntnis zu bringen. das , wenn es

Einwendungen erhebt, berechtigt ist, den Entscheid des
Bundesrates anzurufen.

Art. 6. Das Sekretariat des Departements
wird zur selbständigen Erledignug nachstehender Geschiifte
E1'u uüchtigt:
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1. Erhebungen, Verfügungen und Mitteilungen be-'
treffend die laufenden Geschäfte der Dienstabteilung für
Kunst und Wissenschaft, insbesondere Anweisung der
Bundesbeiträge auf Grund der vorzulegenden Ausweise.

2. Anweisung der Bundesbeiträge an die Ausgaben
der Kantone für die Primarschule, auf Grund der von ihnen
vorgelegten Rechnungsausweise und unter Vorbehalt aller
gruudsützlichen Fragen.

Art. 7. Die Direktion der Landesbibliothek
ist zur Anstellung der provisorischen Hilfskräfte und Fest-
setzung ihrer Besoldungen im Rahmen der Budgetkredite
ermächtigt.

Art. S. Das Oberbauinspektorat wird zur selb-
ständigen Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Prüfung der Projekte, Vertrüge und Kostenvoran-
schläge, die auf die vom Bunde subventionierten üffent-
lichein Bauten Bezug haben, mit dem Rechte der Bean-
standung und der Anbringung von Vorbehalten.

2. Genehmigung der Abänderungen, welche sich im
Verlaufe der Arbeiten als notwendig erweisen sollten. im
Rahmen - der Gesamtkredite.

; . Bewilligung von Notarbeiten, unbeschadet der Frage
der Ausrichtung einer Bundessubvention.

1. Anweisung der Bundesbeiträge auf Grund der vor-
zulegenden Ausweise und der Rechnungen innert dein
Rahmen der festgesetzten Kredite.

5. Anstellung des Aushilfspersonals und Festsetzung
seiner Besoldungen im Rahmen der Budgetkredite.

Art. 9. Die Direktion der eidgenössischen
B a u te n wird zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt:

1. Anstellung und Entlassung der bei der Baudirektion
beschäftigten Regiearbeiter und Dienstboten für den 1laus-
dienst, sowie des provisorischen Baupersonals.

2. Ordentlicher Unterhalt der eidgenössischen Gebäude,
sowie der Strassen, Wege, Flüsse, Bache und Kanüle auf
den eidgenössischen Liegenschaften.
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3. Ausfiihrung der beschlossenen Bauten, Anordnung
der Konkurrenz über Bauarbeiten und Lieferungen.

4. Vergebung von Bauarbeiten und Lieferungen bis
zu Betrügen von Fr. 15,000 an einen einzelnen Unter-
nehmer oder Lieferanten.

5. Abschluss der Arbeitsverträge, Festsetzung der Voll-
endungstermine, der Garantie und der Konventionalstrafen.

(i. Vorhereituugen für Wettbewerbe in Ansehung von
Projekten zu grüssern Bauten; Oberleitung und Ueber-
vVaclhnng der Ausführung der Bauten bei Aufstellung der
Plane und Bauleitung durch Architekten ausserhalb der
Baud irchtion.

7. Begutachtung von Projekten für Bauten, die vom
Bunde subventioniert werden sollen, sowie der von Limbau-
oder Neubauprojekten begleiteten Offerten für Vermietan!g
von Lokalen der Bundesverwaltung.

B. Begutachtung von bautechnischen Fragen, die die
eidgenössische Verwaltung betreffen und von den Departe-
menten der Baudirektion zur Prüfung zugewiesen werden.

9. Versicherung der eidgenössischen Gebiiude gegen
Brandschafieu ; Führung der Versicherungskontrollen.

10. Anschaffung und Unterhalt des Mobiliars für die
Zentralverwaltung; Führung der Inventarkontrollen.

11. Verwaltung der Gebiiude der Zentralverwaltung;
Leitung des Haus-, Heizer-, Aachtwüchter- und Gärtner-
dienstes.

12. Vertriige iiber kauf und Verkauf von Liegen-
schaften, die Errichtung und Löschung von Dienstbarkeiten,
uni Werte von höchstens Fr. 2000.

13. _Mietverträge mit einem Mietzins von höchstens
Fr. 2000.

Art. 10. Das Oberforstinspektorat wird zur
selbstüudigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
mächtigt:

1. Bewilligung der Bundesbeiträge an die Besoldungen
uunn i t Taggelder der höhern Forstbeamten der Kantone, Ge-
meinden und Korporationen und des untern Forstpersonals,
so w ie an die Unfallversicherung desselben, alles nach Mass-
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gabe der vom Bundesrate festgestellten Ansätze und im
Rahmen der Budgetkredite.

2. Anordnung von Kursen für das höhere und untere
Forstpersonal, Aufstellung. respektive Genehunigun,g• der
bezüglichen Programme, Wahl der Lehrer und Festsetzung
ihrer Entschädigungen.

3. Anweisung der Bundesbeiträge auf Grund der vor-
zulegenden Ausweise und der Rechnungen innert dem
Rahmen der festgesetzten liredite.

4. Bewilligung zur Ausreutung von Schutzwahlungen
bis zu einer Flächengrenze von zwei Ilektaren und Ent-
scheidung über Ersatzaufforstungen.

5. Genehmigung der von denn Kantonen vorgelegten
Detailprojekte für Aufforstungen innerhalb der Grenzen
der vom Bundesrat genehmigten Generalprojekte; Genehmi-
gung von Abänderungen, die sich während der Ausfülu'ung
der Arbeiten als notwendig erweisen; Verlängerung der
Fristen für die Ausführung der Projekte; ausnahmsweise
Ermächtigung zur Ausführung dringender Arbeiten. Frage
der Ausrichtung einer Bundessubvention.

6. Festsetzung und Auszahlung der Entschädigungen
für Gehilfen des mit der Beobachtung der Gletscherschwan-
kungen beauftragten Forstpersonals.

7. Anordnung der Inspektion der Jagdbannbezirke;
Bezeichnung der Experten und Festsetzung ihrer Ent-
schädigungen.

B. Erteilung von Bewilligungen zur Einfuhr lebender
Vögel aus dem Ausland.

9. Anordnung von Kursen zur Instruktion der Fischerei-
aufseher; Wahl der Lehrer und Festsetzung ihrer Ent-
schädigungen.

Art. 11. I)ie Abteilung für Wasserwirtschaft
wird zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte
ermächtigt

1. Anstellung und Entlassung der provisorischen Mit-
arbeiter und Hilfskräfte und Festsetzung ihrer Besoldungen
im Rahmen der Budgetkredite.
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2. Herausgabe von Publikationen im Rahmen der
Budgetkredite.

3. Ausführung im Hahnen der Budgetkredite von
allen Arbeiten. die für die hydrographische Wissenschaft.
die Untersuchung der Wasserverhiiltnisse der Schweiz.  (lie
Förderung der Schiffahrt und die Ausnützung der Ge-
Wiisser von Bedeutung sind.

I. Uebernahme von Arbeiten für Behörden. Gesell-
schaften und Private. soweit es der Geschäftsgang der
Abteilung erlaubt und gegen Verrechnung der Kosten
nach den Vorschriften des Schweiz. Ingenieur- und Archi-
tektenvereins.

5. Festsetzung und Auszahlung der Entschädigungen
für hydrometrische Beobachtungen.

li. Anschaffung von Instrumenten und Messgerätschaften
für Rahmen der Budgetkredite.

III. Justiz- und Polizeidepartement.

Art.1'_'. Das.iustiz- und Polizeidepartement
wird zur selbstündi.;en Erledigung nachstehender Geschiifte
eruiiielti rt :

1. Erteilung von Rechtsauskunft an eigene und fremde
Beh irden.

2. Entscheid über Beschwerden in Zivilstands- und
Handelsregistersachen. Erlass allgemein verbindlicher Wei-
sungen betreffend die Führung der Zivilstands- und Handels-
register.

3. Entscheid über Ieschwerden betreffend Eintragung
in das Güterregister und über Beschwerden betreffend die
Amtsführung der Versclureibungsümter für Viehverpfändung.

-I. Entscheid über Streitigkeiten betreffend die Voll-
ziehung bundesgerichtlicher Urteile.

5. Genehmigung der kantonalen Vorschriften über
Organisation und Beaufsichtigung der Grundbuchämter.
Grundsätzliche Beschlüsse über Anlegung und Führung
des Grundbuches, Ersatzeinrichtungen, sowie über die
Durchführung und Nachführung der Vermessungen, über
Markungsreglennente, sowie über die Subventionierung im
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Vermessungswesen. Letztere Beschlüsse sind dem Finanz-
departement zur Kenntnis zu bringen, das, wenn es Ein-
wendungen erhebt, berechtigt ist, den Entscheid des Bundes-
rates anzurufen.

G. Entscheid über Beschwerden aus Grundbuch- und
Vermessungsrecht.

7. Grundsätzlicher Entscheid in Auslieferungs- und
Durchlieferungsfragen und mit Bezug auf Strafverfolgungen.
die an Stelle von Auslieferungen treten, unter Vorbehalt
der Entscheidungsbefugnisse des Bundesgerichts.

S. Entscheid über Anstünde betreffend Vollzieh u ng
der auf Grund des Bundesstrafrechts von eidgenössischen
oder kantonalen Gerichten ausgefüllten Strafurteile.

9. Entscheid betreffend die Ueberweisung von eid-
genüssischen Strafsachen an die zuständigen kantonalen
Behörden zur Untersuchung und Beurteilung und betreffend
die in diesen Strafsachen weiter zu treffenden Verfügungen.

10. Genehmigung der von den Privatunternehmungen
inì Gebiete des Versicherungswesens vorzulegenden Statuten
und allgemeinen ( eschüftspliine. unter Vorbehalt grund-
sätzlich wichtiger Entscheidungen des Bundesrates.

11. Entscheid über Beschwerden betreffend Erfindungs-
patente. Zurückweisung von Hinterlegungen gewerblicher
Muster oder Modelle und Verweigerung der Eintragung
von Fabrik- und Handelsharken.

Art. 13. Die Justizabteilung wird zur selb-
ständigen Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Zivilstands- und Handelsregistersachen, soweit sie
nicht dem Departemente vorbehalten sind und soweit ihre
Erledigung nicht den Sekretariaten für das Zivilstands-
wesen und tiir das Handelsregister übertragen wird.

2. Vormundschafts- und Verlassenscpaftssaehen.
3. Ausführung der internationalen zivil- und prozess-

rechtlichen Uebereinkünfte, soweit sie in den Geschäfts-
kreis der Abteilung fällt.

4. Rechtsauskunftgesuche, Gesuche mim Vollstreckung
von Urteilen, soweit nicht das Departement für deren
Erledigung zuständig ist.
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5. A uskunftsbegehren Von und Mitteilungen an In-
teressenten. Zusendung von Drucksachen u. dgl. und Re-
chargen, die den Geschäftskreis der Abteilung betreffen.

Für die in Ziffern 2 und 3 aufgeführten Geschäfte
ist die .1ustizabteilung zum Verkehr mit schweizerischen
Gesandtschaften und Konsulaten, sowie mit auswärtigen
Behoa•den und _Amtsstellen und den Vertretern fremder
Regierungen ermächtigt.

Art. 14. Das Sekretariat für das Zivilstands-
w e s e n wird zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt:

1. Austausch und Beschaffung von Zivilstandsakten,
Vermittlung der Anerkennung von Zivilstandsakten. I)as
Sekretariat ist hierfür zum direkten Verkehr mit schwei-
zerischen Gesandtschaften und Konsulaten, sowie mit fremden
Vertretern u nd lieh ^ ■rden ermächtigt.

`?. Mitteilung und Erteilung von Auskunft an Zivil-
standsäntter und Interessenten Tiber Fragen des Zivil-
standsrechts.

3. Inspektion der Zivilstandsti.mter und der kantonalen
Zivilstandsarchive.

Art. 15. Das Sekretariat für das Handels-
re g ist e r wird zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt :

1. Prüfung der von den kantonalen Registerführern
eingehenden Auszüge aus den Handelsregistern und An-
ordnung, der Veröffentlichung der Ilandelsregisterauszüge
im I iandelsamtsblatt.

2. Mitteilungen und Erteilung von Auskunft an die
Führer der Il audelsregister und an Interessenten über
Fragen des Handelsregisterrechts.

3. Inspektion der kantonalen Handeisregisterhureaux.

Art. 16. Das Grundbuehamt wird zur selbständigen
Erledigung nachstehender Geschäfte erntäclttigt:

1. Genehmigung der Vorschriften liber Parzellarver-
messungen. der Markuugsreglentente und der Vermessungs-
Verträge.



— 186 —

2. Genehmigung der Kostenvoranschläge für Grund-
buchvermessungen.

3. Weisungen an die kantonalen Grundhuchiimter
und Aufsichtsbehörden iiher die Einrichtungen der Grund-
bücher, die Verschiebung d er Einführung. die Ersatzein-
richtungen und die Grundbuchführung, unter Vorbehalt
g'rundsützlich wichtiger Entscheidungen durch Glas Depar-
tement. Weisungen Tiber die Bereinigung der dinglichen
Rechte.

4. Inspektion der Grundbuchämter und Oberaufsicht
über die Durchführung und Nachführung der Vermessungs-
werke.

Art. 17. Die Polizeiabteilung wird zur selh-
stündigen Erledigung nachstehender Geschäfte ermücl<tigt :

1. Ermittlung und Verhaftung von Verfolgten. Ent-
scheid über Auslieferungs- und Durchlieferungsbegehren
und über Strafverfolgungen. die an Stelle von Ausliefernngen
treten, unter Vorbehalt grundsätzlicher Entscheide des
Departements. Vorbehalten sind auch die Entscheidungs-
befugnisse des Bundesgerichts. Stellung von Auslieferungs-
emd Durchlieferungsbegehren und von Begehren um
Anordnung von Strafverfolgungen. die au Stelle von
Auslieferungen treten.

?.Heimschaffungsangelegenheiteu undHeimschaffungs-
durchtransporte, Unterstützungsfülle und Uebernahmever-
kehr mit dein Aaslande. Rechnungsstellung in diesen
Geschiiften.

3. Vermittlung der Rechtshilfe im internationalen
Verkehr, He<inisitorien u. dgl.

1. Behandlung der Fragen betreffend Staatsangehörig-
keit, Niederlassung, Heimatlosigkeit.

5. Identifizierung, Internierung unil Ausschaffung von
Zigeunern. Entscheid Tiber die Tragung der daherigen
Kosten.

6. Vollziehung der auf Grund des Bundesstrafrechts
von eidgenössischen oder kantonalen Gerichten ausgefällten
Strafurteile.
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7. Nachforschung nach dem ,Aufenthalt von Personen.
Angelegenheiten betreffend Ausweisschriften, Auskunft-
gesuche in Polizeisachen: Rechargen, die den Geschäfts-
kreis der _Ahteilui ug betreffen.

Für die in Ziffern 1, 2, 3, 4 und 7 aufgeführten
Geschäfte ist die Polizeiahteilung zum Verkehr mit schwei-
zerischen Gesandtschaften und Konsulaten, sowie mit aus-
wärtigen Behörden und _Amtsstellen und den Vertretern
fremder' Regierungen ermächtigt.

Art. 1S. Dein Zentralpolizeibureau wird zur
selbständigen Erledigung übertragen: der Verkehr mit
eidgenössischen. kantonalen und ausliìndischen Behörden
und Amtsstellen, betreffend den Erkennungsdienst, die
Führung (les Zentralstrafenregisters und die Herausgabe
des schweizerischen Polizciauzeigers.

Art. 19. Die Bit ide s anwaltschaft wird zur selh-
standigen Erle(in. ung nachstehender Geschäfte ermächti gt:

1. Verkehr mit den kantonalen Behörden betreffend
Aufrecliterltabung von Ruhe und Ordnung in) Innern.

2. Handhabung der politischen Fremdenpolizei, vor-
hehältlich des Entscheides des Bundesrates über die Aus-
weisung Fremder.

3. Einleitung nud Durchführung der Prozesse wegen
Uebertretung von eidgenössischen Fiskalgesetzen vor eid-
genössischen und kantonalen Instanzen.

4. Leitung der Zentralstelle für Unterdrückung des
Mädchenhandels und unzüchtiger Veröffentlichungen.

Art. 211. Das Versicherungsamt  ist zur selb-
ständigen Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Entscheid Biber den Umfang der Ausweise, (lie
eine private, um die schweizerische Konzession sich be-
werbende Versicherung unternehmuug beizubringen hat.

2. Entscheid über die Annahme und Schätzung. der
von den Versicherung gesellschaften als Kaution zu hinter-
legenden Werte.

3. Entscheid Tiber die Erfordernisse, denen die jähr-
liche Berichterstattung der konzessionierten Versicherung -
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gesellschaften zu genügen hat, unter Vorbehalt grundsätzlich
wichtiger Fragen.

4. Genehmigung der technischen Rechnungsgrundlagen.
a. Entscheid über die Zulassung der Prämientarife.
O. Genehmigung der Methoden zur Bestellung der

Reserven.
7. Bewilligung eines erweiterten Termins für die

Bilanzlegung. (Aufsichtsgesetz Art. 6, letzter Absatz.)
S. Entscheid über die Zulassung der allgemeinen

Versicherungsbedingungen, Antrags- und PoticenfQrmu1,o•e
und anderer für den Geschüftsbetrieh der Gesellschaften
bestimmten Materialien.

9. Genehmigung des von den ausländischen Gesell-
schaften zu bezeichnenden schweizerischen Hauptdomizils
und Entgegennalinie der Vollmachtsausweise der General-
bevollmächtigten.

10. Festsetzung der von den Gesellschaften zu ent-
richtenden jährlichen Staatsgebiihr.

11.Entscheid über die Angemessenheit der Abfindungs-
werte bei Umwandlung und Rückkauf von Lebensver-
sicherungspolicen, unter Vorbehalt grundsätzlich wichtiger
Fragen.

12. Entscheid über die Auswechslung der von den
Versicherungsgesellschaften als Kaution hinterlegten Wert-
bestünde. Erlass der Bekanntmachung bei Erliischen der
Konzession und Entscheid Tiber (lie Rückgabe der Kaution.

13.Erteilung der Ermächtigung an die konzessionierten
Versicherungsgesellschaften zur Aufnahme (les Geschäfts-
betriebes in andern Staaten, unter Vorbehalt grundsätz-
licher Entscheidungen.

14. Vergütungen an die schweizerischen Gerichte für
die Abschriften der Zivilurteile in Versicherungsstreitsachen.

Art. 21. Das Amt für geistiges Eigentum ist
zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
mächtigt :

Vollziehung der Bundesgesetze Tiber Erfindungspatente,
gewerbliche Muster und Modelle, Fabrik- und Handels-
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marken,Urheberrecht an Werken der Literatur und hunst,
sowie der internationalen Konventionen über geistiges
Eigentum.

IV. Militärdepartement.

Art. 22. Das Militärdepartement wird zur selb-
ständigen Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Erledigung von Anständen grundsätzlicher Natur
betreffend temporäre Dienstbefreiung gemäss Art. 13 und
14 M. O.

2. Ausschluss von der Dienstpflicht (Art. 18 M. O.)
und Enthebung vom Kommando (Art. 19 M. O.) von Sub-
alternuffizieren und Hauptleuten eidgenössischer Stäbe
und Einheiten. Begehren von Kommandoenthebungen
betreffend Subalternoffiziere und Hauptleute kantonaler
Einheiten lind Truppenkörper. Behandlung von Gesuchen
uni Reaktivierung von Subalternoffizieren und Hauptleuten
eidgenössischer Stäbe und Einheiten.

3. Anordnung des Uebertrittes Dienstpflichtiger in die
Landwehr und den Landsturm. Austritt aus der Wehrpflicht.

4. Ernennung, Einteilung, Versetzung und Entlassung
der Subalternoffiziere und Hauptleute der eidgenössischen
Stäbe und Einheiten und der Feldprediger. Iïommando-
übertragungen, Ernennung der Subalternoffiziere und Haupt-

leute der Stäbe der von mehreren hantonen gestellten
Bataillone und Komtpagnien. Unterzeichnung der Brevets
für die vorerwähnten i )ffiziere.

5. Allgemeine Anordnungen für die Aushebung. Er-
nennung der Aushebung offiziere und ihrer Stellvertreter
und der eidgenössischen pädagogischen und turnerischen
Experten. Priifung und Genehmigung der Rekrutierungs-

progranune der Aushebuugsoffiziere.
l.. Genehmigung der allgemeinen Unterrichtsanord-

nungen für die militärischen Uebungen und Kurse, die
von den Arnieekorpskommandanten und den Abteilungs-
chefs kt■nuuandiert werden. Genehmigung der Verlegung
to ne Schulen lind Eursen ausserhalb der NV'affcnpf;iize.
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Genehmigung von Truppentransporten durch die Verkehrs-
anstalten.

7. Entscheid über besondere Besammlungs- und Ent-
lassungstage, soweit ausnahmsweise die in Art. 115 11. O.
festgesetzten Zahlen überschritten werden.

S. Dotierung der Wiederholungskurse mit Korpsmate-
rial, Requisitionsfuhrwerken, Automobilen,.l[unition,Pferden,
eventuell Maultieren.

9. Allgemeine Programme und Vorschriften betreffend
den Worunterricht, das Schiesswesen ausser Dienst, die
Skikurse und das Turnwesen.

10. Gesuche um Gratisabgabe von Exerzierpatronen
für hadettenzusammeuziige.

11. Genehmigung des Verzeichnisses der Militärschulen.
12. Prüfung und Genehmiguing der .Anregungen und

Anträge, die in den Schul- und Kursberichten, soweit sie
dent Departement vorzulegen sind. und in den Jahres-
berichten der Kommandanten der Ileereseinheiten gestellt
werden.

13. (;enehmignng des Unterrichtsprogramms und Er-
teilung der Lehraufträge an der militärwissenschaftlichen
Abteilung der eidgenössischen technischen Hochsch u le.

1.1. Genehmigung der Exerzierreglemente.
15. Genehmigung der Turnschule für den Vorunter-

richt und der 'Turnvorschriften.
16. Aufstellung. Ah.inderung und Ergänzung des Dienst-

biieldeins für die Wehrpflichtigen.
17. Jährliche Herausgabe der Armee-Einteilung.
18. Herausgabe des Militäramtsblattes.
19. Untergeordnete Abänderungen und Ergiinzungeu

des Distanzenzeigers.
20. Vereinbarungen betreffend Organisation und Ver-

wendung des freiwilligen Automobilwesens.
21. Abänderung von Ordonnanzen für personliche

Ausrüstung	 Korpsausriistung der Stäbe und Einheiten
iu Fällen von untergeordneter finanzieller Bedeutung.

22. Austausch von Waffen und Munition, s6wie von
Ausriistungsgegenstän l u mit fremden Maaten.
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23. Verträge betreffend Dienstbarkeiten auf Waffen-
und Schiessplätzen und in Festungsanlagen, Pacht von
Grund und Boden zur Erstellung temporiirer Feldbefesti-
gungen, Ankauf kleiner Landparzellen u. dgl. his zu einem
\V'ertbetrage von Fr. 3000 im einzelnen Falle.

24.Genehmigung der jährlichen Pferdelieferungstahelle
der Pferderegieanstalt.

25. Jährliche Festsetzung der Pferderationsvergüttutg
für rationsberechtigte Offiziere.

26. Entscheid über Ausrichtung erhöhter Logisent-
schädigungen von Offizieren in Schulen und Kursen gemäss
Art. 213 des Verwaltungsreglements.

27. Erledigung von Beschwerden von Behörden und
Privaten betreffend Anweisung von Lokalen. Sammel-
plätzen und Schiessplätzen zu den in Art. 31 M. O. auf
geführten Zwecken.

28.Haftpflichtfälle und Reklamationen betreffend Sach-
beschädigungen (Art. 27 und 28 M. O.). verursacht durch
militärische Uebungen, wenn eine gütliche Erledigung
möglich ist und der Schadenersatz Fr.1000 nicht übersteigt.

29. Entscheid tiber Erledigung der aus der Anwen-
dung des Verwaltungsreglements sich ergebenden Rech-
nungsdifferenzen und Anstünde, soweit die streitigen Beträge
Fr. 1000 nicht übersteigen.

30. Festsetzung des Beitrages an den Verein der
Kreiskommandanten und Sektionschefs.

31. Ueber veistutg von Wehrmännern an die Militär-
gerichte nach Massgabe von Art. 1(1 M. O., an die bürger-
lich en Gerichte gemäss Art. ít der \lilitärstrafgerichtsord-
nun;; ; Entscheid über Zuständigkeitsfragen und Kompetenz-
konflikte (Art. 7, 47, 48. 49 und  50 des gleichen Gesetzes).

32.Anordnung derV'ollziehung der militärgerichtlichen
Urteile. (Art. 207 der Militärstrafgerichtsordnung.)

33. Entscheid über Rekurse gegen Verfiigungen des
Oberfeldarztes in Angelegenheiten der Militärversicherung.

34. Entscheid über Anerkennung oder Weiterziehung
der Schilussnahmen der Pensionskommission nach Militär-
Vetsicherungsgesetz. Genehmigung der Entscheide der
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Pensionskommission betreffend Fälle, die noch dem alten
Pensionsgesetz unterstehen, sofern es sich nicht uni llekurse
handelt.

35. Versetzung von Subalternoffizieren uml Haupt-
leuten des Lrstruktionskorps auf Halbsold.

36. Bewilligung von Invalidenunterstützungen und
Unterstützungen an die Hinterlassenen verstorbener Arbeiter
und von Dienstalter:sgratifikationen an Arbeiter der Militär-
werkstätten und _Militäranstalten.

37. Ernennung der Mitglieder der Artilleriekommission
und der Milib ü eisenhahnkommission.

Die Schlussnahmen nach Ziffern 7, 11, 20, 23, 26,
28, 29, 35 und 36 sind dem Finanzdepartement zur Kennt-
nis zu bringen, das, wenn es Einwendungen erhebt, he-
rechtigt ist, den Entscheid des Bundesrates anzurufen.

Art. 23. Das Sekretariat des Departementes
wird zur selbständigen Erledigung folgender Geschäfte
orniiichtigt:

1. Ueberweisungen der einlaufenden I ieschüfte an die
Abteilungen des Departements und an die kantonalen
1lilitiirbehûrden.

2. Besorgung der Korrespondenz in Geschäften, die
nicht durch das Departement erledigt werden und nicht
in die Kompetenz der Abteilungen fallen, insbesondere
betreffend das 1lilitärkontrollwesen, Dispensationsfragen,
Aufschlussbegehren, Stellengesuche, Drucksachen, Ausknnft-
erteilung an _Militärsteuerpflichtige und W ehrmiinner, Ile-
chargen u. dgl., unter Vorbehalt grundsätzlicher Fragen.

3. Ausstellung der Fahrkarten zur halben 'l'axe für
Ileisen auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. (Art. 92, Ziffer
2, des llilltürtransportreglements.)

Art. 21. Alle Abteilungen des Departe-
ni en ts werden im allgemeinen zur selbständigen Erledi-
gung nachstehender Geschäfte ernúiehtigt:

1. Anordnung der gemäss Budget und Torschriften
erlaubten Anisgaben. Unterzeichnung der lI rdereaux, llerhu-
unugsauszüge,st u nn un•ischen Ilecl u tuugsberichte und andere



1 S►3 —

Belege und Uebermittlung an das Oberkriegskommissariat
zur Zahlungsanweisung.

2. Ausschreibung gesetzlicher, im Budget berücksich-
tigter Stellen und Beamtengen.

3. Anstellung und Entlassung, sowie Belidhnung der
stdndigen und provisorischen Angestellten und des übrigen
Personals, bei stiindigen Angestellten unter Anzeige an
das Departement.

i. Direkt. , Meldungen von Erkrankungen und Unfmilien
des dem Militürversicherungsgesetz unterstellten Personals
an die Militiirvetsicherung.

5. Entscheid über Lohnentschädigung au provisorische
Angestellte und Arbeiter in Füllen von Krankheit und
Unfall bis auf drei Monate.

Art. 25. Die Abteilungen, denen Truppen
unters t e l l t si n d, werden im allgemeinen zur Erledi-
gung folgender Geschäfte ermächtigt:

1.Kontrollrührung über das Personelle der Stäbe und
Einheiten, soweit nicht die Kantone zuständig sind. Kon-
trolle iiber die Erfüllung der Dienstpflicht; entsprechende
llassnalinien.

2. Spezialweisungen an die Aushebungsoffiziere be-
treffend die Aushebung für die Truppengattung. Aach-
triigliche Versetzung von Rekruten zu andern Truppen-
gattungen.

3. Zuteilung der erforderlichen Soldaten, Gefreiten,
Unteroffiziere, Suhalternüffiziere und Hauptleute zu den
Stuben und Einheiten, soweit dies nicht Sache der Kau-
tone ist: hei Zuteilungen und Versetzungen von Offizieren
und Unteroffizieren nach Anhorung der betreffenden N un-
unrdanten. Urlaubsbegehren.

1. Kommandierung und Abkommandierung von Adju-
tanten (Art. -11 M. O.).

:5. Ausschluss von Unteroffizieren eidgenössischer
Truppengattungen von der Erfüllung der Dienstpflicht
;;ermiss Art. 18 M. 0.

6. Ausstellung der Fiihigkeitszeugnisse für die Er-
neuuueg und Beförderung von Subalternoffizieren, gestützt

13
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auf den Vorschlag der zuständigen Truppenkommandanten.
Direkte Zustellung an die Wahlbehörde. Mitteilung der
Ernennung, Beförderung oder Neueinteilung an die voni
Departement oder vom Bundesrat ernannten Offiziere.

7. Aufgebot des Personals aller eidgenössischen Stäbe,
mit Ausnahme' der Kommandanten der Heereseinheiten,
zum Instruktionsdienst und bezügliche Dispensationsgesuche.
Vorbehalten bleiben die in Art. 141 und 142 M. O. vor-
gesehenen An o-

B. Allgemeine Anordnungen für die Organisation und
den Unterricht der der Abteilung unterstellten Militär-
schulen und Kurse. Jährlicher Erlass des Einberufungs-
kreisschreibens an die Kantone. Genehmigung der Arheits-
pliine und Ausm arschprogramme. wenn der Ahteiluugschef .
nicht selbst das Kommando führt. Dotation mit Pferden,
Instruktionsmaterial und Munition.

9. Annahme und Verwendung von Instruktionsaspi-
rauten. Kommandierung zur Militärschule an der eidge-
nössischen technischen Hochschule.

10. Beurlaubung der Instruktionsoffiziere ins Ausland
während der dienstfreien Zeit.

11. Bewilligung von Ersatzpferden gemäss Ziffer 42'
der Verordnung betreffend die besondere Entschädigung
des Instruktionspersonals und die Dienstpferde der Militär-
beamten und Instruktoren vom 28. Februar 1908.

12. Beritten un ichung nicht rationsberechtigter Instruk-
tionsoffiziere nach den Weisungen des Departementes.

1;;. Verteilung der Instruktionsoffiziere auf die Schulen
und Kurse; Bezeichnung ihres Dienstdomizils und Ver-
gütung allfülliger Umzugskosten bei Versetzungen, im Be-
nehmen mit dem Oberkriegskonuuissariat und unter Anzeige
an die eidgenössische Finanzkontrolle.

1.1. Anordnung der Anweisung der Entschädigung an
Offiziere und . Feldprediger für Equipement und Beritten-
machung.

15. Kommandierung von Lrstruktoren in Schulen und
Kurse anderer Truppengattungen gemäss allgemeiner Wei-
sung des Departementes und Verständigung der Abteilung-s-
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chefs unter sich. In Differenzfüllen bleibt der Entscheid
dem Militärdepartement vorbehalten. Fiji' Wiederholungs-
kurse ist die Verständigung mit dem zustüudigenTruppen-
kon uuando erforderlich.

1 ii. Unterstützung freiwilliger Militärvereine nach den
vom Bundesrat und vom Militärdepartement erteilten Vor-
schriften u n d Weisungen. Genehmigung von Voranschlägen,
Jahresrechnungen und Jahresberichten.

17. Bewilligung der starken Ration für Pferde der
Schulen und Kurse nach Weisung des Departementes.

'Art. 2.6. Die Generalstabsabteilung wird zur
selbständigen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:

1. Kontrollführung über den Armeestab.
_'.Aufgeht von Generalstabs-. Eisenbahn- mid Truppen-

offizieren. der letzteren im Einvernehmen mit dem be-
treffenden Abteilungschef, zu Abteilungsarbeiten.

B. Erstellung und Anonlnungen für die Versendung
des Aufgebotsplakates für die jährlichen Wiederholungskurse.

4. Ausstellung der Fähigkeitszeugnisse für Stabs-
sekretäre.

5. Zuteilung der Generalstabsoffiziere und Stabs-
sekretiire an die Stäbe nach Anhörung der Kommandanten.
Einteilung der Offiziere des Etappen- und des Territorial-
dienstes, sowie der Funktionäre des Feldpost- und Feld-
telegraphendienstes.

6. Verwaltung der Militärbibliothek und der Armee-
kurtenbestünde. Bezügliche Anschaffungen.

7. Bewilligung für den Besuch der Festungswerke.
S. Verkehr mit den Bahnverwaltungen in allen Fragen

des Kriegsfahrplanes, des Kriegsbetriebes der Eisenbahnen
und der Mobilmachungstransporte.

!l. Verkehr mit dem Eisenbahndepartement über Bauten,
Einrichtungen, Rollmaterial, Personal. Kohlenvorräte u. dgl.

10. Bezeichnung der Kunstbauten an Strassen und
Eisenbahnen, die zur Zerstörung vorzubereiten sind.

1 I. Leitung der militärischen Statistik (Rekrutierung,
Kontrollbestände der Heeresklassen, 'Truppenkörper und
Heereseinheiten, Pferde und Maultiere, Leistungsfähigkeit
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der schweizerischen Eisenbahnen und Dampfschiffe und
der Transportanstalten der Nachbarstaaten, Personen- und
Lastautomobile).

12. Organisation des Brieftaubendienstes. Leitung der
eidgenössischen Stationen. Ausstellung der Diplome und
Anweisung der Prämien und _Medaillen auf Grund der
jährlichen Leistungen. Erteilung der Einfuhrbewilligungen
für Brieftauben. Verbot von Brieftauben-Trainierungen.

Art. 27. Die Abteilung für Infanterie wird
zur selbständigen Erledigung folgender Geschiifte ermächtigt:

1. Bearbeitung des Offiziersetats.
2. Kontrollführung über die Armeekorps- uudDivisions-

stäbe durch die zuständigen Divisionsbureaux.
3. Angelegenheiten des Vorunterrichtes, des Turn-

wesens und der Skikurse mit Inbegriff der Genehmigung
der Voranschläge, der liursrechnung und Jahresberichte.

4. Alle Angelegenheiten, die Glas Schiesswesen der
Infanterie betreffen. Entscheid liber Schiessplatzfragen,
wo eine direkte Einigung und Erledigung möglich ist.

5. Ernennung und Entlassung der Schiessoffiziere
für das Schiesswesen ausser Dienst.

Art. 28. Die Abteilung für Kavallerie wird
zur selbständigen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:

1. Ankauf und Dressur der Iíavalleriepferde. Abgabe
von dressierten Pferden an Kavalleristen. Kontrollführung
und Verwaltung betreffend die Kavalleriepferde gemäss
I avalleriepferdecerordnung. Verwaltung des Kavallerie-
renwntendepots gemäss der Verordnung über dieses Depot.

2. Bestellung der Remontenankaufskon uuissionen in
Verbindung mit dem Oberpferdarzt und unter Anzeige
an das Departement.

3. Verkauf und Rücknahme, Ausrangierung und Ab-
schlachtung. von Kavalleriepferden im Einvernel u neu mit
der Abteilung für Veterinärwesen. Entscheidung der Hekurse
iiber Abrechnungen des Hemoutendepots mit den Reitern.

4. Nachprüfung der Habhaftigkeitszeugnisse der sich
anmeldenden Kavallerierekruterr und der Vorbedingungen
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für gute Haltung und Pflege der Kavalleriepferde durch
Inspektionen an Ort und Stelle.

5. Abschluss von Drittmannsverträgen.
ti. Versetzung von havalleristen, die aus irgend einem

Grunde nicht mehr in der Lage sind, ein Pferd zu halten,
zu einer andern Truppengattung, im Einvernehmen mit
dem betreffenden Abteilungschef.

7. Anordnung von Pferdeinspektionen ausser Dienst.
S. Abgabe von Pferden und Wärtern an Reitkurse

nach den Weisungen des Departements.
9. Beschaffung von Fourage und andern Futtermitteln

im Einvernehmen - mit dem Oberkriegskommissariat.

Art. 29. Die Abteilung für Artillerie wird
zur selbständigen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:

1. Angelegenheiten der Verwaltung mid Ausbildung
der Traiutruppe und der Offiziersordonnanzen, sowie deren
Zuteilung an die Stube und Einheiten.

2. Leitung der Geschäfte der Artilleriekommission.

Art. 30. Die Abteilung für Genie wird zur
selbständigen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:

L Berufung von Ingenieuroffizieren zu Abteilungs-
arbeiten auf die Abteilung fur Genie.

2. Erstellung von behelfsmüssigen Feldbefestigungen
zur Landesverteidigung inr [lahmen der • festgesetzten
Kredite und Ausarbeitung von Pliinen mit ähnlichem Zwecke
für Einvernehmen mit der Generalstabsabteilung.

3. Geschäfte betreffend Minenanlagen, im Einvernehmen
mit der Generalstabsabteilung und der technischen Ab-
teilung des Eisenbalurdepartementes, sowie mit den be-
teiligten Zahnverwaltungen und den kantonalen Behörden,
soweit der Hund nicht zu finanziellen Leistungen von
Belang verpflichtet ist.

1. Angelegenheiten betreffend vorbereitende Mass-
nahmen für den Kriegsbetrieb des Telegraphen- und Tele-
phonnetzes im Einvernehmen mit der Generalstabsabteilung
und der Obertelegraphendirektion.
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Art. 3L Die Abteilung für Sanität wird zur
selbständigen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:

1. Bestellung der sanitarischen Untersuchungskommis-
sionen für die Aushebung, für Zwischenuntersuchungen,
Rekurse und Revisionen und für die Mobilmachung.

2. Vorladung vor die sanitarische Untersuchungs-
kommission zur Beurteilung der Diensttauglichkeit. Rekurse
und Revisionsgesuche gegen Entscheide der Untersuchungs-
kommissionen.

3. Festsetzung des täglichen Krankengeldes versicherter
Militärpersonen.

4. Prüfung der von den kantonalen Militürbehürden
gemeldeten Fälle betreffend Befreiung von der M ilitär-
steuer gemäss Art. 2, lit. b, des Gesetzes über den 1lilitär-
pflichtersatz.

Art. 32. Die Abteilung für Veterinä rwese n
wird zur selbständigen Erledigung folgender Geschäfte
ermächtigt:

1. Erledigung der Abschätzungsanspriiche. Zuteilung
der Veterinäroffiziere und der Hufschmiede.

2. Vorprüfung der ausgehobenen angemeldeten Huf-
schmiedrekruten und Entscheid über dir' Annahme. Ver-
setzung der Ungeeigneten zu andern Truppengattungen,
im Einvernehmen mit den betreffenden Abteilungschefs.

3. Errichtung und Organisation der erforderlichen
Pferdekuranstalten nach Verständigung mit den interessierten
Truppenkommandanten. Bezügliche Verträge.

4. Ernennung der Pferdeschatzungsexperten für den
Friedens- und Kriegsdienst nach Anhörung der kantonalen
Militärbehörden und der Pferdestellungsoffiziere.

5. Kontrolle über die Dienstpferde der ration nsherech-
tigten Offiziere und Anweisung der Entschädigungen.

6. Verkauf, Micknahme, Ausnangierung, Abschlachtitng
von in Schatzung stehenden Dienstpferden.

7. Entscheid Tiber die Tauglichkeit von Regie- und
Ka valleriehundespferden,Ausrangierung u nd _Abschlachtung
im Einvernehmen mit denn betreffenden Abteilungschef.
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S. Entschiidigungsansprüchefür Minderwert bei Dienst-
pferden infolge Militärdienstes, vorbehaltlich der Entschei-
dung in Bekursfüllen.

.Art. 33. Das Oberkriegskommissariat wird
zur selbstüudigen Erledigung folgenderGeschüfte ermächtigt:

1. Abschluss der Vertrüge für Lieferung von Brot,
Fleisch, Hafer, lieu und Strull auf den ständigen Waffen-
iditzen.

2. Abschluss der Vertrüge über Verpachtung der Kan-
tinen in eidgenössischen Kasernen im Einvernehmen mit
den interessierten Abteilungen und dem eidgenössischen
Finanzdepartement.

3. Vertrüge betreffend 1, Uhrleistungen, Verkauf von
Dünger etc.

4. Bestimmung der Verkaufspreise der Lebensmittel,
die aus den ArnteeVerpfleguna magazinet für die Festungen
bezogen Nverden, im Einvernehmen mit der (enertlstabs-
abteilung und deut eidgenössischen Finanzdepartement.

5. Bewilligung zur Benutzung von eidgenössischen
Kasernen für aussermilitürische Zwecke und der eidge-
nössischen Beitbaltnen und Stalllungen für die Abhaltung
von freiwilligen Reitkursen.

b. Entscheid überAbschreibung unerhültlicherGerichts-
kosten militürgericitlich Verurteilter, unter Anzeige an das
eidgenössische Finanzdepartement.

7. Beschaffung von Verpflegungsmitteln, Stroh. Fou-
t'age und dergleichen als Kriegsvorrat mich erfolgtem Kon-
kurrenzverfahren.

S. Erledigung der Fülle von \otunterstiitzungen für
Angehörige von \Veltrmünnern und von Vergütungen für
Lehrerstellvertretungskosten, im Einvernehmen mit den
zuständigen kantonalen Behörden und unter Vorbehalt
aller grundsiitzlichen und aller streitigen Fiille.

9. Expedition und Verwaltung des Militäramtsblattes,
der Reglemente und Formulare und sonstigen Drucksachen.
Verkauf von Reglementen und Dienstvorschriften. Ver-
gebung der Druck- und Buchbinderarbeiten und derPapier-



— 200 —

bestellangen, in der Ziegel mich erfolgten) Konkurrenzver-
fahren. Devisierung und Vergebung der I)ruckarheiten der

hteilungen, Nvenn im einzelnen Falle voraussichtlich der
Kostenbetrag Fr. 100 übersteigt.

Art. 34. Die kriegstechnische Abteilung
wird zur selbständigen Erledigung folgender Geschäfte
ermächtigt:

1. Kontrollführung über Automobile und das (lein
lItomobildieust zugeteilte Personal und Aufgebot des

letztere zur Dienstleistung. Dispensationen.
_'. Anordnung der nötigen Schiessversuche, der Vor-

versuche betreffend Pulver und Munition, Sprengstoffe,
Waffen, Fuhrwerke, persönliche Ausrüstung und die Er-%
stellung von Modellen.

B. Genehmigung der Schusstafeln und der Vorschriften
Tiber Pulver und Sprengstoffe und Festsetzung der Detail-
konstruktionen und Zeichnungen über Waffen und Muni-
tion, Material und Ausrüstung, soweit solche nicht im
besondern durch Fachkommissionen genehmigt werden,
alles im Rahmen der Ordonnanzen.

4. Festsetzung. bzw. Genohnnigung derQualitäts-. Fabri-
kations-, Lieferungs- und Abnahmevorschriften (auch für
Beschaffungen der Militärwerkstätten, soweit letztere nicht
zuständig sind).

n. Organisation der Materialabnahmen. Bezeichnung
(les Abnahmepersonals und Festsetzung des Verfahrens.
Rückweisung von den Vorschriften ni c ht entsprechenden
Lieferungen (auch bei Anschaffungen durch die Militär-
werkstätten, soweit letztere nicht selbst zuständig sind).

6. Vergebung der Lieferung von Ausrüstung und
Kriegsmaterial aller Art, nach eröffneter Konkurrenz und
in Kahmeu der bewilligten Budgetkredite: vorbehältlieh
Bestellungen und Verträge mit langfristigen Lieferterminen
und solche für grössere Lieferungen aus denn Aaslande.

7. Festsetzung oder Genehmigung der Preise von
Material und Munition, soweit es sich nicht tini (lie Liefe-
rung von persönlicher Ausrüstung durch die Kantone oder
um Tarife für den Verkauf an Private handelt.
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S. Genehmigung der Kostenberechnungen der Militür-
werkstütten und Zuweisung der Auftrüge an dieselben auf
Grund der bewilligten Kredite. Genehmigung des jeweiligen
Konkurrenzverfahrens für grosse Bestellungen von Roh-
materialien und Halbfabrikaten. Genehmigung derjenigen
Bestellungen und Vertrüge, für die die Werkstätten nicht
Zustandig sind.

9. Genehmigung der Lohnordnung, der Fabrikord-
nungen, sowie der sonstigen Reglemente für die eidge-
nössischen Militiirwerkstütten, nach Massgabe von Art. 1 9 ,
Alinea :1, der Verordnung betreffend die Angestellten und
das o Uehrige Personal des Militürdepartementes vom

l0. Miirz 1911.
10. Gesuche um Besichtigung der Militärwerkstäitten.

soweit nicht das Militiirdepartement direkt verfügt.

ll. Anordnung von Nachkontrollen und Revisionen
des Zustandes der Krieg`munitionsbestiinde, sowie von
Austausch, letzteres im Einverständnis mit der eidgeniis-
sischen Kriegsmaterialverwaltung und den Festungen.

12. Dringliche Massnahmen hei unerwartet auftreten-
den Uebelstünden an Waffen, Munition oder Material.

Art. 35. Die Iiriegsmaterialverwaltung wird
zur selbstündigen Erledigung folgender Geschüfte ermiichtigt:

1. Prüfung der Btichsenmaeherrekrateu und Entscheid
über deren Annahme, in Verbindung mit den Aushebungs-
offizieren.

2. Abrechnultg mit den Kantonen über den Unterhalt
der Reserven und iiber den Ersatz- und Austauschverkehr.

:1. Festsetzung der Waffeninspektionen in Schulen und
Kursen im Einvernehmen mit den Schul- und Kurskom-
mandanten und Genehmigung der Programme der Waffen-
kontrolleure für die gemeindeweisen Inspektionen im Ein-
vernehmen mit den kantonalen Militiirbehiirden.

.1. Behandlung der Reklamationen und Begehren der
Truppenkommandanten betreffend persönliche Ausrüstung
und Bewaffnung und Erledigung ihrer Berichte über die
Korpsmaterialinspektionen.



5. Anstünde, die sich aus der Amtsendung von Art. 9-1
M. O. ergeben.

6. Entscheid über Ersatzgesuche betreffend tut^ - er-
schuldet im Dienste verlorene oder verdorhone Offiziers-
ausrüstung. (Art. 14 und 15 der Verordnung iiber die
Off iziersausriistung.)

7. Verkauf von Fahrriidern und /,tibeh6rden an die
Radfahrer des Aaszuges. (Art. Si) M. O.)

B. Gesuche von Militärvereinen betreffend das 'fragen
der Uniform zu Versammlungen und Uebungen ausser
Dienst, im Eine ernehm en mit den beteiligten Abteilungschefs.

9. Anordnungen betreffend die Abgabe der Munition
an das ausserdienstliche Schiesswesen durch das eidge-
ni;ssische Munitionsdepot.

10. Konzessionierung von Büchsenmachern zur Aus-
fiihrung von Waffenreparaturen.

11. Erteilung der Ausfuhrbewilligung für Handfeuer-
waffen.

12. Leihweise Abgabe von altem Kriegsmaterial an
Zeughäuser, Sammlungen - u. dgl.

13. Abgabe von Decken an festliche Anlässe, im Ein-
vernehmen mit dem Oberkriegskommissariat.

14.Verkauf von veraltetem Eriegsmaterial, Ausrüstungs-
gegenstünden, Waffen und Munition bis zum Betrage von
Fr. 3000 im einzelnen Falle.

15. Leitung der Fabrikation und Verwaltung des
Schwarzpulvers und Beschaffung der uiitigen Rohmateria-
lien im Einverneluuen mit den zugeteilten technischen
Experten.

16. Erteilung und Entzug von Patenten für den Muni-
tions- und Pulververkauf, sowie die bezügliche Kontrolle.

Art. 36. Die Pferd eregieansta1 t wird zur selb-
ständigen Erledigung folgender Lesehüfte erntüchtigt:

1.Ankauf von Pferden fürdie Anstalt, und von Artillerie-
bundespferden.

2. Bestellung der Ankaufskommissionen, unter A nzeige
an das Departement.
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3. Inventar-. Verkaufs- und Dienstschatzung der Regie-
pferde, Artillcriehundespferde und Maultiere, im Einver-
nehmen mit denn Oberpferdarzt.

4. Bezeichnung der unverkäuflichen Regiepferde für
drei Monate.

5. titcllung derRegie-, Artilleriebundes- und .Mietpferde
und Mahltiere in Schulen und Kurse. Ernennung und
Instruktion der Pferdelieferungsoffiziere. Verträge mit
Lieferanten.

(.•Festsetzung der Mietpreise für Pferde und Maultiere.
7. Bewilligung von Probepferden an Offiziere, gemäss

Bundesratsbeschluss vom 21. Januar 1910.
S. Verkauf von Pferden an Offiziere, Rücknahme von

solchen. Ausrangierung und Abschlachtung - von dienst-
unhniglichen Regiepferden, im Einvernehmen mit dein
Oberpferdarzt.

!). Abgabe von Pferden an freiwillige Offziersreitkurse
nach den allgemeinen Weisungen des Departements.

Art. 37. Die Ahteilunl; für Landestopogra-
p h i e wird zur selhstündigen Erledigung folgenderGeschüfte
eruichtigt:

1. Behandlung der Fragen der Landesvermessung und
der offiziellen Kartographie (Erstellung und Erhaltung der
Laudesve.rntessung, Schreibweise der Lokalnamen für die
eidgenössischen Kartenwerke u. dgl.).

2. Erstellung und Abgabe der Karten für die Armee,
im Einvernehmen mit der Generalstabsabteilung.

3. Bewilligung für Vervielfältigung des der Oeffent-
lichkeit zugänglichen amtlichen Kartenmaterials.

1. Abschluss der Vertrüge mit den Kartendepots und
\Viederverk;infern der publizierten Kartenwerke.

5. Bestin u nu n r des A erkaufpreises der Kartenwerke.
nach Wegleitung des Militärdepartements.

ti. Abschluss der Dienstbarkeitsvertrüge mit den Grund-
eigentümern für Errichtung trigonometrischer Signale.

Art.38. Die Abtei lung. fürliilitürjustìz wird
zur selbstlind igen Erledigung folgender Geschäfte ermächtigt:
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1. Attsiibung der Kontrolle über die Militärgerichts-
barkeit und über das Personelle der Militärjustiz.

2. Ausübung der Kontrolle über Ausschlüsse von
der Erfüllung der Dienstpflicht und über Fülle, die von
den Militärgerichten zur disziplinarischen Erledigung über-
wiesen werden.

V. Finanz- und Zolldepartement.

Art. 39. Das Finanz- und Zolldepartement
wird zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte
ermächtigt:

1. An- und Verkauf von Liegenschaften, deren Wert
Fr. 3000 nicht übersteigt

2. Genehmigung der Errichtung und der Löschung
von Dienstbarkeiten zugunsten und zulasten von Liegen-
schaften.

3. Genehmigung von Miet- und Pachtverträgen, sofern
der jährliche Miet- oder Pachtzins Fr. 1000 übersteigt.

-1. Erlass von Instruktionen an die Liegenschafts-
verwalter.

5. Oberaufsicht über das gesamte Kassen- und Rech-
nungswesen des Bundes. mit Ausnahme der Bundesbahn-
verwaltung.

G. Erledigung von Revisionsanstiinden, welche von
der eidgenössischen Finanzko n trolle nicht behoben werden
kö nnen.

7. Grundsätzliche Entscheidungen von allgemeiner
Tragweite betreffend die Kassen- und Rechnungsführung.

B. An- und Verkauf von Wertschriften für Rechnung
des Bundes und seiner Spezialfonds.

9. Ankauf von Edelmetallen für die Münzprägung.
10. Aufstellung der Fabrik- und Lohnordnung der

eidgenössischen Münzstätte.
11. Entscheidung in allen Zollangelegenheiten, welche

nach geltenden gesetzlichen und reglementarischen Be-
stiwnuunten in die Kompetenz des Zolldepartements fallen
und nicht der Uberzolldirektion zur Erledigung zugewiesen
werden.
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12. Errichtung und SchliessungvonHaupt- und\eben-
zolliimtern, sowie von Zollniederlagen; Festsetzung ihrer
Befugnisse.

13. Bewilligung von Besoldungsnachgenüssen an die
Beamten der Kreisdirektionen (ausgenommen Direktoren,
Sekretiire, Revisoren und Kassiere), an das Personal der
Zollin►ter und des Grenzwachtkorps. Entscheid über Ver-
abfolgung. von Uienstaltersgratifikationen und von Entschü-
digungen für ausserordentliche Dienstleistungen.

14. Genehmigung von _Mietrertrügen, Ausgaben (Zoll-
rückvergütungen), Anschaffungen und Lieferungsaufträgen
in der Zollverwaltung im Betrage von über Fr. 5000 im
einzelnen Falle.

15. Strafentscheid bei Zollstraffülleu mit umgangenem
Zollbetrag von Tiber Fr. 50.

16. Ueberweisung von Zollstraffüllen, welche nicht
administrativ erledigt werden können, zur gerichtlichen
Aburteilung, mit Ausnahme solcher Fülle, die vom Bundes-
rat direkt ans Bundesgericht überwiesen werden. Erteilung
von Prozessvollmachten.

17. Genehmigung der Monats- und Jahresrechnungen
der Zollverwaltung.

18. Bezeichnung der Warengattungen, die mit Zoll-
geleitschein auf zwölf Monate Frist abgefertigt Averden
kennen, und einschrünkende Massnahmen im Falle von
.Missbrauch.

151. Wahl und Entlassung der Angestellten der Alkohol-
verw alteng mit öffentlichrechtlichem Charakter uni Fest-
setzung ihrer Besoldungen.

20. Erteilung der lndemnitüt für die durch den Direktor
in Gemeinschaft mit seinem Stellvertreter gemachten Be-
stellungen von Auslandsprit und Deuaturierstoffen.

21. Beurteilung von liebertretungen des Alkohol-
gesetzes, bei denen die unterschlagene Summe Fr. 50
übersteigt.

22. Bewilligung einmaliger Ausgaben der Alkohol-
Verwaltung von mehr als Fr. 5000 im einzelnen Falle.
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23. Anstellung und Entlassung des Hilfspersonals des
statistischen Bureaus und des Amtes für Mass mid Gewicht;
Festsetzung der Besoldungen.

24. Anordnung kleinerer statistischer Arbeiten, die
nicht im Jahresprogramm figurieren.

25. Erlass von Instruktionen grundsiitzlicher Bedeutung
an die Kontrollfiniter für Gold- und Silberwaren.

2G. Genehmigung der Voranschläge und der Rech-
nungen der K ntrolliimter.

`?ï. Ernnüchtigung zum Handel mit Gold- und Silber-
abfüllen.

Art. 40. Das Finanzbureau xvird zur selbstüiuligen
Erledigung nachstehender Geschäfte ernnürlitigt:

1. Verwaltung der dem Finanzdepartement unter-
stellten Liegenschaften, insbesondere: Genehmigung von
Anstelluugs- und Arbeitsverträgen, sofern die jährliche
Ausgabe Fr. 1000 nicht übersteigt; Genehmigung von
_Met- faul Pachtverträgen mit einem Niet- oder Pachtzins
bis zu Fr. 1000; Bewilligung einmaliger Ausgaben bis
zum Betrage von Fr. 1000 im Rahmen der bewilligten
Kredite; Genehmigung (les Verkaufs von Lnventargegen-
stünden und landwirtschaftlichen Erzeugnissen, sofern der
Kaufpreis im einzelnen Falle Fr. 1000 nicht iibersteigt.

2. Leitung der Banknotenkontrolle nach Massgabe
der vorn Bundesrate und vom Finanzdepartement aufge-
stellten Vorschriften. .

Art. 41. Die Finanzkontrolle wird zur selb-
stiindigen Erledigung nachstehender Geschiifte ermächtigt:

1. Aufstellung und Mitteilung der Revisionsergebnisse
an die rechnungslegenden Amtsstellen, Erledigung der
Revisionsbemerkungen, insofern mit dem Rechnungssteller
eine Einigung über obwaltende Anstünde erzielt werden
kann und die Finanzkontrolle zur Erledigung der Bemerkung
überhaupt kompetent ist.

2. Verfügung zut VerfUgung zur Vornahme vom unvermuteten Kassen-
nnd Inventarinspektionen.



Visierung der Reisediütenbelege der Beamten der
Finanzkontrolle, mit Ausschluss solcher, die Reisen ins
Ausland betreffen.

4. Auskunfterteilung an die Finanzkommissionen der
eidgenössischen Rate betreffend die Ueberwachung der
Budgetkredite und des Finanzhaushaltes (les Bundes und
Verfügungsstellung des Beamtenpersonals an die eidge-
nössische Finanzdelegation für die Protokollführung und
für besondere Prüfungen und Untersuchungen.

Art. 42. Die Direktion der Abteilung Kassen-
und liechuungswesen wird zur selbstfindigen Erle^li-
gang nachstehender Geschäfte ermiichtigt:

1. Prüfung und Erledigung buchhaltungstechnischer
Fragen betreffend die Rechnungsführung der Verwaltungs-
ahtellungen und Regiebetriebe.

2. Prüfung und Erledigung der Gesuche um Abgabe
von Silber- und \ ickeluiinzen (Münzauswechslung) aus
den Barviirr:iten der eidgeniissischen Staatskasse.

3. Inspektionsweise Kontrolle über die Führung der
Bücher der Verwaltungsabteilungen und Regiebetriebe,
soweit es die Rechnungsführung des eidgeuiissischen Staats-
haushaltes betrifft.

Art. 43. Die (Jherzolldirektion wird zur selb-
stündigen Erledigung nachstehender Geschäfte ernnüchtigt:

1. Vollziehung der gesetzlichen und reglementarischen
Bestimmungen über das Zollwesen und aller Materien der
Bundcsgesetzgehung, bei welchen die Betätigung des Zoll-
dienstes in Anspruch genommen wird. Aufstellung allge-
nleinerDienstvorschriften und Anordnung ihrer Vollziehung
durch die Dienstorgane.

2. Abschluss Mid Vollziehung von Wertrungen aller Art
über Lokalmiete, Anschaffungen, Lieferungen, bis zu Fr. 5000
inn einzelnen Falle: Bewilligung von Zollrückvergütungen
und andern Ausgaben bis zum gleichen Betrage, alles innert
Beni Rahmen des Budge ts.

3. Anstellung und Entlassung von provisorischen Zoll-
gehilfen. Kanzlisten. Kopisten, Aufsehern. Abwarten, (urenz-
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w•üchtern und Hilfsarbeitern, mit Einschluss der Grenz-
wüchter-Kinnehmer und Zollhezüger, und Festsetzung der
Besoldungen ; Neuschaffung solcher Stellen innert den
Schranken des Budgets.

4. Erteilung der Bewilligung zur Betreibung eines
Nebenberufes oder einer Nehenbeschüftigung durch Zoll-
personal im Sinne von Art. 5, 2. Absatz, des Bundesrats-
beschlusses vom 21. Februar 1899.

5. Strafentscheid bei Zollstraffüllen (Art. 5G des Zoll-
gesetzes) mit umgangenem Zollbetrag bis Fr. 50 und Durch-
führung des Strafverfahrens.

G. Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne von
Art. 58 des Zollgesetzes. mit Ordnungsbusse his auf Fr. 30.

7. Entscheid über Anwendung des Zolltarifes und
Erlass der bezüglichen Publikationen; Auskunfts- und
Beschwerdewesen.

8. Mit Bezug auf die Vollziehungsverordnung zum
Zollgesetz vom 12. Februar 1893:

a) Bezeichnung der zollamtlich erlaubten Strassen und
Landungsstrecken;

b) Erstreckung der Frist zur Abgabe der Zolldeklaration;
c) Entscheid über die Aufnahme verzollter Güter in

die Zollniederlagen; Bewilligung zur Behandlung oder
Bearbeitung von Niederlaà giitern;

(l) Erweiterung der Abfertigungsbefugnisse der Zoll-
stellen.

9. Festsetzung der Honorare an die Schütz ungsesperten
für die Aufstellung der handelsstatistischen Wertungen.

Art. 44. Die Direktion der eidgenössischen
M ii n z s t ii t t e wird zur selbständigen Erledigung nach-
stehender Geschäfte erniüchtigt:

1. Anordnung aller Massnahmen, die zur Ausführung,
der jeweilen im Voranschlag vorgesehenen Arbeiten der
Miinzstütte notwendig sind, mit Ausnahme des Ankaufs
der Edelmetalle.

2. Anstellung und Entlassung des Arbeiterpersonals
der Mliinzstütte, sowie Festsetzung der Lehne und Arbeits-
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zeiten dieses Personals nach Massgabe der vom Finanz-
departement genehmigten Fabrikordnung und Lohnordnung.

:,. Ankauf von Inventargegenstiiuden, die den Preis
von Fr. 500 nicht übersteigen.

4. Ankauf von Verbrauchsgegenstiiuden und Anord-
nung von Reparaturen, sofern die Ausgabe für den ein-
zelnen Posten Fr.:1000 nicht übersteigt.

Art. 45. Die Direktion der Alkoholverwal-
tung wird zur selbständigen Erledigung aller diese Ver-
waltung beschlagenden Geschäfte ermächtigt, die nicht
nach Gesetz und bisheriger Uebung in die Befugnis des
Bundesrates oder nach Gesetz und dieser Verordnung in
die Befugnis des Finanzdepartementes fallen.

• Art. 46. Die Direktion des statistischen I3u-
reaus wird zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermichtigt:

Anordnung und Leitung der statistischen Arbeiten
nach Massgabe des aufgestellten Jahresprogrammes und im
Rahmen der Budgetkredite.

Art. 47. Die Direktion des eidgenössischen

Amtes für Mass und Gewicht wird zur selbstiin-
digen Erledigung nachstehender Gesehiifte ermächtigt:

1. Anstellung und Entlassung der Arbeiter, sowie

Festsetzung der Löhne und Arbeitszeiten nach lIassgahe
der vom Finanzdepartement genehmigten Fabrikordnung
und Lohnordnung.

2. Erteilung von Instruktionen an die kantonalen

Eichstiitten.

Art. 48. Die Direktion des Amtes für Gold-
und Silberwaren wird zur selbständigen Erledigung
nachstehender Gesehiifte ernùichtigt:

1. Aufsicht Biber die Iïontrolliimter für Gold- und
S il berwaren.

2. Erteilung von Instruktionen an (lie Kontroll;initer,
vorbehaltlich derjenigen von erheblicher gruudsatzlicher
Bedeutung.

14
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3. Inspektion der líontrolbiniter, der Gold- und Silber-
warengeschüfte und der Souchenregister über den Handel
mit Gold- und Silberabfällen.

4. Aufsicht fiber den Handel mit Gold- und Silber-
abf;ilten.

5. _Aufsicht über die Kurse und die Prüfungen der
beeidigten (told- und Silhcrprohierer.

6. Entscheid über Anstände bei den told-, Sillier-
und Platinproben.

VI. Volkswirtschaftsdepartement.

Art. 49. Das Volksw irtschaftsdepartement
wird zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte
ermächtigt:

1. Vollzug- der Bundesbeschliisse zur Förderung . der
beruflichen Bildung (industrielles, gewerbliches, kaufmän-
nisches und hauswirtschaftliches Bildungswesen), insbe-
sondere Bewilligung der bezüglichen Beitrüge au die
Kantone.

2. Unterstellung von Betrieben unter das Fabrikgesetz
und deren Aufhebung in zweifelhaften Füllen.

:l. Bewilligung der ausnahmsweisen :Auorduii1g der
Tagesarbeit iii Fabriken.

4. Bewilligung der Yacht-. Sonntags- und IIilfsarbeit
in Fabriken, im einzelnen Falle.

5. A ollzug. des Bundesgesetzes betreffend die Fabri-
kation und den Vertrieb von Zünd hölzchen.

6. Viillzug des Bundesbeschlusses betreffend die Für-
derung des Arbeitsnachweises.

7. Entscheid über Streitigkeiten, ob ein Betrieb unter
das erweiterte Haftpflichtgesetz falle.

S. Vollzug der bundesgesetzlichen Bestimmung über
die Kraikenuersichcruug, unter Vorbehalt der Entschei-
dung in Fragen von erheblicher grundsätzlicher Bedeu-
tung oder von grosser praktischer Tragweite.

9. M iti irkung beim Vollzug der bundesgesetzlichen
Bestimmungen über die Unfallversicherung. unter Vorbe-
halt der dem Bundesrate zustehenden W ahlen. der Ge-
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nehnligung der Reglemente über (lie Organisation der An-
stalt, der Jahresberichte und Jahresrechnungen, sowie der
Entscheidung in Fragen von erheblicher grundsätzlicher
Bedeutung oder von grosser praktischer Tragweite.

10. Vollzug des Bundesgesetzes betreffend Mass-
nahmen gegen gemeingefährliche Epidemien und der inter-
nationalen Sanitätskonventionen, insbesondere:

n) Ausrichtung der Vergiftungen an die Kantone auf
Grund vom Art. S dieses Gesetzes;

b) Genehmigung der Pläne und Kostenvoranschläge für
Nett- und Umbauten von Absonderungshäusern und
Desinfektionsanstalten und Ausrichtung von Bei-
triigen an solche, alles ha Rahmen der Budget-
kredite.

11. Vollzug des Bundesgesetzes betreffend die Frei-
zügigkeit des Medizinalpersonals.

12. Vollzug der Bundesgesetze betreffend den Ver-
kehr mit Lebensmitteln, das Verbot von Kunstwein und

unstnwst und das Absinthverbot, insbesondere:
Bewilligung von Beitrügen an die Kantone an die
kosten der Erstellung und Einrichtung netter, sowie
an den Umhau t un t die Erweiterung bestehender
Untersuchungsanstalten, im Rahmen der Budget-
kredite;

G/ Bewilligung von Beiträgen an die Kosten des Unter-
halt: und Betriebes der Untersuelu ngsanstalten, die
Besoldung der Chemiker und des Personals der-
selben. die Besoldung der Lebensmittelinspektoren
und die von den liantonen angeordneten Instrukt:ions-
ktme, im Rahmen der Budgetkredite ;
Ausrichtung von Entschädigungen an die durch das
Absinthivet•bot Geschädigten gemäss Bundesbeschluss
vom _'_'. Dezember 1910.

13. Vollzug der landwirtschaftlichen Gesetzgebung,
insbesondere:

u) Bete illigun,^ von Beiträgen für das landwirtschaft-
lielo Ilildnngsweseu, die Förderung der Tierzucht,
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die Hagel- und Viehversicherung, die Fürderung des
Weinlaues, sowie für andere landwirtschaftliche Ver-
anstaltungen von Kantonen, Vereinen, Genossen-
schaften und Privaten;

b) Bewilligung von Beiträgen für Bodenverbesserungen.
wenn die Kosten (les einzelnen Werkes nicht mehr
als Fr. 23,000 betragen und der Bundesbeitrag 25 0/0
derselben nicht übersteigt, sowie an die Besoldungen
der kantonalen Kulturingenieure, alles im Rahmen
der im Budget festgesetzten Kredite.

14. Schliessung und Oeffnung der Grenze für den
'fier- und Pflanzenverkehr.

15. Vollzug der Bundesgesetze über polizeiliche Mass-
regelt gegen Tierseuchen.

1G. Ausrichtung von Beitrügen aus denn 'l'ierseuchen-
fonds an die den Kantonen aus der Bekämpfung an-
steckender Tierkrankheiten erwachsenden Kosten und an
die Besoldungen der. Kantonstierärzte.

17. Verfügungen betreffend die Privatpraxis der stän-
digen Grenztierärzte und (lie vorübergehende Aussendienst-
stellung von Grenztierärzten.

Die Schlussnahmen über Beiträge nach Ziffern 1, 10,
12 und 1:l sind dem Finanzdepartement zur Kenntnis zu
bringet, das, wenn es Einwendungen erhebt, berechtigt
ist, den Entscheid des Bundesrates anzurufen.

Art. 50. Die Abteilung für Industrie und
Ge wer b e ist zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt:

1. Erledigung der Gesuche um Bundesbeiträge für
berufliche Bildung, soweit es sich nicht um grundsätz-
liche Entscheide handelt.

2. Unterstellung unter das Fabrikgesetz und deren
Aufhebung in nicht zweifelhaften Fülleu.

3. Bewilligung der Einfuhr und Verwendung von
gelbem Phosphor. •

4. Erledigung der Gesuche um Bundesbeiträge für
die Fürderung des Arbeitsnachweises und für Arbeiter-
kolonien.
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5. Beaufsichtigung der vom Bunde subventionierten
Einrichtungen.

Art. 51. I)ie Direktion des Bundesamtes für
Sozia l v e r s i c h e r u n g wird zur selbständigen Erledi-
gung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Anerkennung von Krankenkassen, in nicht zweifel-
haften Pillen.

2. Zuteilung der Bundesbeiträge an die anerkannten
Krankenkassen.

3. Beaufsichtigung der vom Bunde subventionierten
Einrichtungen für Krankenversicherung.

4. Entscheide über Beschwerden betreffend Verletzung
bundesgesetzlicher Bestimmungen über die Krankenver-
sicherung und Erlass bezüglicher Verfügungen.

• 5. Mitwirkung beim Vollzuge der bundesgesetzlichen
Bestimmungen über (lie Unfallversicherung.

Art. 52. Die Direktion des Gesundheits-
a m t es ist zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt:

1. Vollzug des Bundesgesetzes betreffend Massnahmen
gegen gemeingefährliche Epidemien und der internatio-
nalen Sanitätskonventionen, unter Vorbehalt der Schluss-
n ah men von gruudsützlicler Bedeutung oder erheblicher
praktischer Tragweite.

2. Aufsicht über das 3ledizinalprüfungswesen, Er-
ledigung der von der eidgenössischen Maturitütskommis-
sion und vom leitenden Ausschuss der Medizinalprüfungen
gestellten Anfragen und Anträge.

3. Vollzug der Bundesgesetze betreffend den Verkehr
mit Lebensmitteln (mit Ausnahme von Fleisch und Fleisch-
waren), das Verbot von Kunstwein und Kunstmost und
das Absinthverbot, vorbehaltlich Schlussnahmen von grund-
sützlicher Bedeutung oder erheblicher praktischer Trag-
weite. Organisation und Ueberwachung des Lebensmittel-
kontrolldienstes an der Landesgrenze (in Verbindung mit
der Oberzolldirektion).
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I. Begutachtung hygienischer und sanitätspolizeilicher
Fragen, welche die 13undesverwaltmtg betreffen und von
ihren Abteilungen dein Gesundheitsamt zur Prüfung vor-
gelegt werden.

5. Konsultationen von Fachmännern in wichtigen
sanitären Fragen.

6. Anstellung und Entlassung des Hilfspersonals und
Festsetzung seiner Besoldung im Itahmcu der Budget-
kredite.

Art. 53. Die Abteilung Landwirtschaft wird
zur selbständigen Erledigung nachstehender Geschäfte er-
mächtigt:

1. Genehmigung der Unterrichtsprogranune der vom
Bunde unterstützten landwirtschaftlichen Bildungsanstalten,
sowie der Tätigkeitsprogramme der vom I;unde
stützten landwirtschaftlichen Vereinigungen.

2. Genehmigung der kantonalen Vorschriften über
die Tierschauen und die Tierprämiierungen.

3. Genehmigung der Abrechnungen über subventio-
nierte Unternehmungen.

4. Bewilligung von Pflanzeneinfuhr.
5. Bewilligung von Abänderungen an Bodenverbesse-

rungsprojekten, wenn sie keine Erhaung des Bundes-
beitrages bedingen, sowie von Verlängerungen der Fristen
zur Einreichung der Rechnungen über Bodenverbesse-
rungen.

6. Bewilligung zur Anlage von Versuchsfeldern mit
widerstandsfähigen Reben in Kantonen, wo die Anpflan-
zung grundsätzlich bereits gestattet ist.

Art. 54. Das V'eterinüranìt wird zur Bell,ständigen
Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. Verüffentlichuug der periodischen Berichte über
den Stand der Tierseuchen.

2. Ueberwachung und Unterstütztt:; der Seuchen-
bekämpfung in den Kantonen.
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3. Ueberwachutg der Reinigung und Desinfektion
des zur Tierhefiirderung benutzten _Materials der  Trans-
portanstalten.

4. Leitt u te des grenztierärztlichen Dienstes: Anord-
nung und Leitung von Instruktionskursen für (lie Grenz-
tierärzte.

i). Vorübergehende Schliessung einzelnerGrenzstrecken
für den Tierverkehr.

(i. Erteilung und Rückzug voti Bewilligungen zur
Einfuhr von Tieren.	 •

7. Oberaufsicht über die Handhabung der Fleisch-
schau.

S. Konsultation von Fachmännern in wichtigen Fragen
th r Tietseuchenpolizei. der Seuchenforschung und der
Fleischschau.

VII. Post- und Eisenbahndepartement.

Art. 55. Die dem Post- und Eisenbahndepartement,
Abteilunsren Post. Telegraph und Telephon,
ühertragencn Befugnisse sind in der Vollziehun rsvererd-
nung vom 15. November 1910 zum Gesetze über das
Postwesen und im Bundesratsbeschluss vom 27. Dezember
1910 betreffend Abänderung der Art. 1 bis 4 der Verord-
nung. iiher den Geschäftsgang der schweizerischen Tele-
graphen- und Telephonverwaltung umschrieben.

Art. 36. Die Eisenbahnabteilung des Post-
nnd Eisenbahndepartements wird zur selbstän-
digen Erledigung nachstehender Geschäfte ermächtigt:

1. t ienehnügung der Statuten und Finanzausweise voti
Eisenbahngesellschaften.

2. Massnahmen betreffend Zwangsliquidation einer
Bahngesellschaft.

3. Massnahmen betreffend Vollziehung des Gesetzes
Tiber das Stimmrecht der Aktionäre.

4. Entscheidung von Streitigkeiten betreffend vor-
zeitige Besitzeseinweisung im Expropriationsverfahren.

5. Bewilligung der Verpfändung einer Eisenbahn.
6. Genehmigung der allgemeinen Bauprojekte.
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7. Verfügungen über die Bewilligung  von Ausnahmen
gegenüber den Bestimmungen des Gesetzes betreffend plie
Arbeitszeit beim Betriebe der Eisenbahnen und anderer
Verkehrsanstalten, in wichtigeren Füllen.

s. Genehmigung der .Jahresrechnungen und Bilanzen
der Bahnen.

9. Anordnung von Tayherabsetzungen bei Ueber-
-clneitung der in den Konzessionen festgesetzten Ertrags-
grenze.

10. Entscheidung über Führung cou Prozessen des
Bundes in Eisenbahnangelegenheiten.

Art. 37. Das Sekretariat des Eisenbahn-
departements wird zur selbständigen Erledigung nach-
stehender Geschäfte ern ù ichtigt :

1. Verü■ffentlichung der Begehren betreffend Ver-
pfündnng einer Eisenbahn.

_'. Bewilligung des ausserordentlichen Expropriations-
verfalrens an Transportanstalten.

Erteilung des Expropriationsrechtes für elektrische
Anlagen, wenn keine Einsprachen vorliegen.

4. Festsetzung und Erhebung der Gebiihren für Er-
leilung. Ausdehnung, Uebertra,ung und Aenderung von
Konzessionen von Transportanstalten, sowie Elle. (lie V el'-
kingerung eileer konzessionsmassigen Frist.

Art.5ti. Die Direktion der technischen Ab-
te i I u n g wird zur selbständigen Erledigung nachstehender
Geschäfte ermächtigt:

1. Genehmigung der Detüilplline für den Bahnbau,
die Ergänzungsbauten und das Rollmaterial.

_'. Bewilligung betreffend die Eriiffnung des Betriebes
auf neuen Eisenbahnlinien oder -strecken.

3. Entscheid betreffend die Ausführung von Ergiin-
zungsanlagen und betreffend die Vermehrung des Fahr-
parkes.

4. Entscheid Tiber Beschwerden, welche sich auf den
Bahnbau gemäss genehmigten l'liinen beziehen.
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5. Entscheid über Anstünde betreffend die Benützung
des Bahnkärpers für Wasserleitungen, Strassen, elektrische
Anlagen usw.

(i. Entscheid über die Erweiterung und Verlegung
von Stationen, sowie die Umänderung von solchen, vor-
behältlieh wichtiger Fülle.

7. Verfügungen betreffend die Sicherheit des Be-
triebes der Eisenbahnen und Dampfschiffe.

S. Ausstellung von Schiffahrtsbewilligungen.
9. Genehmigung der Fahrpläne der Transportanstalten.
10. Genehmigung der Dienstvorschriften der Trans-

portanstalten.
11. Genebmigiing der Vorlagen über (lie Vollziehung

des Gesetzes betreffend die Arbeitszeit beim Betriebe der
Eisenbahnen und anderer Verkehrsanstalten, vorbehaltlich
der Bestimmung von Art. h:ì, Ziffer 7.

12. Genehmigung von Vorlagen betreffend Bau von
Schiffen und lauulungsstegen für konzessionierte Unter-
neb nnungen.

13. Genehmigung von Vorlagen betreffend Bauten und
Betrieb der Automobilunternehmungen, Aufzüge und Luft-
seilbahnen, soweit diese Unternehmungen von der Eisen-
bahnahteilung des Post- und Eisenbahndepartements kon-
zessioniert worden sind.

Art. 59. Die Direktion der administrativen
Abtei l u n g wird zur selbständigen Erledigung nach-
stehender Geschiifte ermächtigt:

1. tenehmigung der Tarife (BefOrderuugsbedingungen
und Taxen) für den schweizerischen und den internatio-
nalen Verkehr.

2. Bewilligung von Ausnahmen von den Vorschriften
des Transportreglementes, soweit solche im Reglement als
zulässig erklärt Nverden.

,,. Festsetzung der Konzessionsgebiihren der Eisen-
balm- und der Schiffahrtsunternehmungen, der Automobil-
unternehmungen, der Aufzüge und der Luftseilbahnen.
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4. Genehmigung, der Tarifansätze für Bautransporte
der Bahnen.

5. Festsetzung der jährlichen Einlagen in den  Er-
neuerungsfonds der Bahnen und Genehmigung. der Soll-
bestände.

6. I3estim mmung der Tilgungsfristen für die zu amor-
tisierenden Verwendungen.

7. Aufstellung der Jahresrechnung für säumige Bahn-
verwaltungen.

S. Genehmigung der Statuten der Hilfskassen.
9. Genehmigung der versicherungstechnischen Bi-

lanzen der Hilfskassen und Verfügungen betreffend die
Deckung von Fehlbeträgen.

10. Genehmigung der Jahresrechnungen und der Ver-
mögensausweise der Hilfskassen und Verfügungen betref-
fend die Anlage ihres Vermögens.

11. Verfügungen bei Betriebs- oder Besitzwechsel
mid bei der Liquidation von Hilfskassen.

12.Entscheidungen betreffend die Kranken- und Unter-
stützungskassen und die Unfallversicherung der Schiff-
fahrts- und Automobilunternehmungen.

13.Genehmigung der jährlichen Einlagen in besondere
Reserven und der Höchstbestände dieser Reserven, soweit
die Feststellung des Reingewinnes gemäss Bundesbeschluss
Vom 17. Juni 1914 in Betracht kommt.

14. Anordnungen betreffend die Eisenbahnstatistik.

B. Mitwirkung mehrerer Departemente.

Art. 60. Fü llt ein Geschäft in den Bereich nu hrerer
Departemente, so werden diese alle zum Berichte aufge-
fordert. Der Bundespräsident bezeichnet. unter Vorbehalt
anderweitiger Schlussnahmen des Bundesrates, das Departe-
nient, das den Hauptbericht erstatten soll.

Desgleichen ist er jederzeit befugt, durch Präsidial-
verfügung den Mitbericht eines Depa rtements zu dem von
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einem andern Departement eingereichten Bericht und An-
trag zu veranlassen.

Art. 61. Wird gegen den Entscheid ,eines Departe-
ments die Beschwerde an den Bundesrat ergriffen, so hat
der Bundespräsident ein zweites Departement, in der Regel
das von' Stellvertreter geleitete Departement, zum Mit-
berichte einzuladen.

Art. G°_. Der ständige Ausschuss zur Vorberatung
der Zollgesetzgebung, der Zolltarife und der Handelsver-
träge steht unter der Leitung des Chefs des Politischen
Departements, derjenige zur Vorberatung wichtiger Eisen-
balinfragen unter der Leitung des Chefs des Post- und
Ei se n bit hn (I epartelnents.

Werden für die Vorberatung anderer Geschäfte vom
Ilundesrate Ausschüsse aus seiner Mitte bestellt, so be-
zeichnet er den Departementschef, dem die Leitung zu-
kommt.

Art, 63. In allen Füllen. in denen die Vorbereitung
von Vertrügen mit denn Auslands in Verbindung mit dein
Politischen Departemente vorgeschrieben ist, soll dieses von
Anfang •an über die Vorarbeiten, die Absichten des Fach-
departements und die in Aussicht genommene Lösung
orientiert und zur _Mitarbeit herangezogen werden.

Bei dieser Vorbereitung wird der Verkehr mit schwei-
zerischen Gesandtschaften und Konsulaten und mit fremden
Regierungen und ihren Vertretern durch Vermittlung des
Politischen Departements besorgt.

Art. 6-I. Beschwerden und Gesuche fremder Regie-
ruegen °der ihrer Vertreter, (lie sich auf den Vollzug von
Vertrügen beziehen, sind, mit Ausnahme von Fragen ti nter-
geordneter Bedeutung und soweit durch diesen Bundes-
ratsbesehluss keine anderweitige Regelung vorgesehen ist,
denn Politischen Departemente zu überweisen, das sie im
Einvernehmen mit dem Fachdepartemente behandelt.

Unter den gleichen Vorbehalten sind Beschwerden
und Gesuche, die sich auf den Vollzug von Vertragen he-



ziehen und (lie die Schweiz gegenüber fremden Regie-
rungen geltend macht, dem Politischen Departemente zu
überweisen, Glas sie im Einvernehmen mit dem Fach-
departemente behandelt.

Bei dieser Behandlung wird der Verkehr mit aus-
ländischen Vertretern in der Schweiz und schweizerischen
Gesandtschaften und Konsulaten im Ausland durch Ver-
mittlung des Politischen Departements besorgt.

C. Allgemeine 'Vorschriften.

Art. 65. Die durch diesen Bundesratsbeschluss aus-
gesprochene Ermächtigung der den Departementen unter-
stellten Amtsstellen zur selbständigen Erledigung von
Geschäften erfolgt unbeschadet dem Rechte des Departe-
mentsvorstehers auf Erteilung von Weisungen für die Be-
handlung der Geschäfte, sowie auf Entzug oder Ein-
schränkung der in diesem Bundesratsbeschluss erteilten
Ermächtigungen.

Art. 66. Die Departemente und Abteilungen sind
befugt, über die von ihnen zu behandelnden Geschäfte
mit eidgenössischen Amtsstellen, kantonalen BehOrden,
Korporationen, Gesellschaften oder Privaten in direkten
Verkehr zu treten.

soweit den Abteilungen durch diesen Bundesrats-
beschluss nicht ausdrücklich die Befugnis zum Verkehr
mit schweizerischen Gesandtschaften und Konsulaten und
mit fremden Regierungen und ihren Vertretern erteilt ist,
ist dieser Verkehr im Rahmen der den Departementen
und ihren Abteilungen zugewiesenen Geschäfte Sache der
Departementsvorsteher. Art. 63 und 64 bleiben vorbehalten.

1). 5chlu..hestim miwg.

Art. G7. Gegenwärtiger Bundesratsbeschluss tritt mit
dem 1. Januar 1915 in Kraft.
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Mit diesem Zeitpunkt sind der Bundesratsbeschluss -
vom 9. April 1897 betreffend die Kompetenzen der De-
partemente lind der Abteilungschefs,') sowie alle andern
mit gegenw- irtigem Beschluss in Widerspruch stehenden
Bestimmungen aufgehoben.

Bern, den 17. November 1914.

Inn Namen des schweiz. Bundesrates,

Der Bundespräsident:
Hoffmann.

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:
Schatzmann.

^) Sichh, Eidg. Gesetzsammlanr n. F.. B1. S\1 , S. UT.



Auszug
aus der Texta u,gabe des

Bundesgesetzes vom 22. März 1893 über die
Organisation der Bundesrechtspflege unter Be-
rücksichtigung der durch Bundesgesetz vom

6. Oktober 1911 getroffenen Abänderungen.')
One aLtreìindorten .Artile1 e.lcr .Ahsitze sind mit ® bezeichnet.)

I. Allgemeine Bestimmungen.
® Art. 1. Das Bundesgericht besteht aus 2 1 Mit-

gliedern und 9 Ersatzm innern.
Mitglieder und Ersatznlüuner %erden von der 13undes-

v'ersani ulung gewühlt. Bei der Wahl soll darauf Bedacht
genommen werden, dass alle drei Nationalspracheni ver-
treten seien.

Art. 2. In das Bundesgericht kann jeder Schweizer-
biirger gewühlt %verden, der in den Nationalrat ^^ülllbar ist.

Die Mitglieder der Bundesversammlung und des
Bundesrates ttud die von diesen Be ll iirden gewühlten Be-
amten können nicht gleichzeitig Mitglieder des Bundes-
gerichtes sein (Art. 10S der Bundesverfassung).

Art. 3. Die Mitglieder des I3undesgeriehtes diirfen
keine andere Beamtung. sei es im Dienste der Eidge-
nosscnschaft, sei es in einem Kanton, bekleiden, noch
irgend einen andern Beruf oder ein Gewerbe betreiben
(Art. 10S der Bundesverfassung).

Sie dürfen auch nicht bei Vereinigungen oder An-
stalten, welche einen Erwerb bezwecken, die Stellung von
Direkturen oder von Mitgliedern der Verwaltung, des Vor-
standes oder des Aufsichtsrates einnehmen.

Art. 4. Die Amtsdauer der Mitglieder und Ersatz-
nmünner des Bundesgerichtes betrügt sechs .Iahte.

I) F.id;. liesetzsammlung n. F., IDI. XXVIII, S. 1'`.l.



Ledig gewordene Stellen werden bei der nächstfol-
genden Session der Bundesversammlung für den Rest der
Amtsdauer wieder besetzt.

Art. .i. Der Priisideut und der Vizepriisident des
Bundesgerichtes werden von der Bundesversammlung aus
den Mitgliedern desselben auf zwei Jahre gewühlt.

Art. 12. Illiitsverwandte und Verschwiigerte, in auf-
und absteigender Linie unbeschränkt und in der Seiten-
linie bis und mit dem vierten Grade, Ehemünner von
Schwestern, sowie durch Adoption Verbundene Personen
können nicht gleichzeitig das Amt eines Mitgliedes, Ersatz-
mannes oder Kanzleibeamten des Bundesgerichtes, eines
eidgenössischen Untersuchungsrichters, des Generalanwalts
oder eines sonstigen Vertreters der Bundesanwaltschaft
bekleiden.

Der Schriftführer eines eidgenössischen Untersuehungs-
richters darf weder zu diesem noch zu dein Vertreter
der Bundesanwaltschaft in eineue der angeführten Aus-
schlussverhültnisse stehen.

\Ver durch F.ingehung einer Ehe in ein solches Ver-
hültnis tritt, verzichtet damit auf seine Stelle.

Art. 13. 1lie Beamten der Bundesrechtspflege werden
von• ihrem erstmaligen Amtsantritt auf getreue Pflicht-
erfüllung beeidigt.

Die Mitglieder und Ersatznrinner des Bundesgerichtes
leisten den Eid vor der Bundesversammlung oder, im Ver-
hinderung;falle, vor dem Bundesgerichte in der ersten
Gerichtssitzung, der sie beiwohnen.

Die Gerichtsschreiber, die Sekretäre, die Unter-
suchungsrichter und deren Schriftführer werden durch das
Bundesgericht beeidigt. Das Bundesgericht ist indessen
befugt, die Beeidigung der Untersuchungsrichter und ihrer
Schriftführer einer anderen Bundesbeanrtung oder einer
kantonalen Amtsstelle zu übertragen.

Der Generalanwalt und die übrigen Vertreter der
Bundesanwaltschaft leisten den Eid vor dem Bundesrate.
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Beamte, denen ihre Ueberzeugung die Leistung eines
Eides nicht gestattet, können an Stelle desselben ein Hand-
gelübde ablegen.

IV. Staatsrechtspflege.

Art. 175. Das Bundesgericht beurteilt als Staats-
gerichtshuf :

1. Kompetenzkonflikte zwischen Bundesbehörden einer-
seits und Kantonalbehörden anderseits:

2. Streitigkeiten staatsrechtlicher Natur zwischen Kan-
tonen ;

3. Beschwerden betreffend Verletzung verfassungsmiis-
Rechte der Bürger, sowie solche von Privatensiger 

wegen Verletzung von Konkordaten und Staatsver-
trügen.

Vorbehalten sind die in Art. 189 bezeichneten staats-
rechtlichen Streitigkeiten.

In allen diesen Füllen sind jedoch die von der Bundes-
versammlung erlassenen Gesetze und allgemein verbind-
lichen Beschlüsse, so w ie die von ihr genehmigten Stsats-
vertrüge für das Bundesgericht massgebend (Art. 113 der
Bundesverfassung).

Art. 176. I)as Bundesgericht hat Kompetenzkonflikte
nach Art. 175. Ziff. 1, auch dann zu entscheiden, wenn
seine eigene Kompetenz von einer Kantonsbehörde streitig
gemacht wird.

Art. 177.  Die Zustündigkeit des Bundesgerichtes  zur
Entscheidung staatsrechtlicher Streitigkeiten zwischen Kan-
tonen (Art. 175,  Ziff. 2) ist begründet, wenn eine Kantons-
regierung seinen Entscheid anruft.

Zu diesen Streitigkeiten gehören insbesondere Grenz-
streitigkeiten zwischen Kantonen. Kompetenzfragen zwischen
den Belhörden verschiedener Kantone und Anstünde be-
treffend die Anwendung interkantonaler Vertrüge, sofern
nicht ausschliesslich die Verletzung von Interessen oder
Rechtsansprüchen von Privaten in Frage steht.



Art.178. Die Beschwerdeführung beim Bundesgerichte
wegen Verletzung verfassun gsmiissiger Rechte mid wegen
Verletzung von Konkordaten und andern Verkommnissen
unter den Kantonen oder von Staatsvertragen mit dein
Ausland (Art. 175, Ziff. 3) ist nach Massgabe nachstehender
Bestimmungen zuliissig :

1. die Beschwerde kann nur gegen kantonale Ver-
fügungen und Erlasse gerichtet werden

2. das Recht zur Beschwerdeführung steht Bürgern
. (Privaten) und Korporationen bezüglich solcher Rechts-

verletzungen zu, welche sie durch allgemein ver-
bindliche oder sie persönlich betreffende Verfügungen
oder Erlasse erlitten haben;

3. die Beschwerde ist binnen sechzig Tagen, von der
Eröffnung oder Mitteilung der Verfügung oder des
Erlasses an gerechnet, dem Bundesgerichte schriflich
einiureichen und soll die Antrüge des Beschwerde-
führers, sowie deren Begründung enthalten.

Art. 179. Vom Bundesgerichte als Staatsgerichtshof
sind Steuerstreitigkeiten zwischen Bund und Kantonen zu
beurteilen, wenn von dem einen oder andern Teile sein
Entscheid angerufen wird.

€ Art. 150. Das Bundesgericht beurteilt nach dem
für staatsrechtliche Beschwerden vorgeschriebenen Ver-
fahren :

1. Streitigkeiten über die Zulässigkeit eines Verzichtes
auf das Schweizerbürgerrecht (Art. 8 des Bundesge-
setzes betreffend die Erwerbung des Schweizerbürger-
rechts und den Verzicht auf dasselbe, vom 25. Juni
1903);

2. Streitigkeiten zwischen dem Bundesrate und einer
Eisenbahngesellschaft über die Aufstellung der Jahres-
bilanz der Gesellschaft (Art. 12, 16 und 20 des Bundes-
gesetzes Tiber das Rechnungswesen der Eisenbahnen
V(1nu 27.  Miirz 1896) :

3. Streitigkeiten zwischen Kantonen über die Anwendung
des Bundesgesetzes betreffend die zivilrechtlichen

15
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Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter
vorm 25. Juni 1591 ;

4. Streitigkeiten zwischen den Voruumdschaftsbehürden-
verschiedener Kantone über die in Art. 377  und 378
des ZGB geregelten Befugnisse und Obliegenheiten;

5. Beschwerden betreffend die politische Stinunhereeh-
tigung der Iliirger und betreffend kantonale Wahlen
undAbstimiiiungen, auf Grund sämtlicher einschliigiger
Bestimmungen des kantonalen Verfassungsrechtes und
des Bundesrechtes;

l;. Beschwerden über die Verweigerung des Armen-
rechtes wegen Verletzung der Bestimmungen des
Art. 6, Ziff. 1, des Bundesgesetzes betreffend die
Ausdehnung der Haftpflicht vom 26. April 1587, und
des Art. 22, Ziff. 2, des Bundesgesetzes betreffend
die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampfschiffunter-
nehmungen und der Post, vom 2$. März 1905.

Art. 181. Das Bundesgericht entscheidet über Ein-.
sprachen gegen Auslieferungsbegehren fremder Staaten
auf Grund des Bundesgesetzes betreffend die Auslieferung
gegenüber dem Auslande vom 22. Januar 1892, nach Mass-
gabe der Artikel 23 und 24 des genannten Gesetzes.

Art. 182. Wegen Verletzung privatrechtlicher oder
strafrechtlicher Vorschriften des eidgeuüssischen Rechts
durch Entscheide von Kantonsbehörden kann eine staats-
rechtliche Beschwerde beim Bundesgerichte nicht erhoben
werden.

Vorbehalten bleibt die staatsrechtliche Beschwerde
wegen Verletzung von Bestimmungen der Staatsverträge,
soweit die kantonalbehördlichen Entscheidungen nicht
mittelst der in den Bestimmungen dieses Gesetzes über
die Zivilrechtspflege und die Strafrechtspflege vorgesehenen
Rechtsmittel anfechtbar sind.

Art. 159. Der Beurteilung des Bundesrates (Art. 102,
Ziff. 2, und Art. 113, Abs. 2, der Bundesverfassung) oder
der Bundesversammlung (Art. 85, Ziff. 12, der Bundesver-
fassung) sind unterstellt die Beschwerden, welche sich



auf die nachstehenden Bestimmungen der Bundesverfassung •
oder die entsprechenden Bestimmungen der Kantonsver-
fassungen beziehen :

1. Art. 18, Abs. 3, der Bundesverfassung betreffend un-
entgeltliche Ausriistung der Wehrmänner;

2. Art. 27, Abs. 2 und 3, der Bundesverfassung betreffend
das Schulwesen der Kantone

3. Art. 51 der Bundesverfassung betreffend das Jesuiten-
verbot ;

J. Art. 53, Abs. 2, der Bundesverfassung betreffend Be-
^'rähnnsphitze.

Vom Bundesrat oder von der Bundesversammlung
sind überdies_ zu erledigen Beschwerden betreffend die
Anwendung der auf (rund der Bundesverfassung erlassenen
Bundesgesetze, soweit nicht diese Gesetze selbst oder die
gesetzlichen Bestimmungen über die Organisation der
Iliindesrechtspflege abweichende Vorschriften enthalten.

Der Rechtsprechung des Bundesgerichts bleiben in-
dessen in allen Fiillcn die Gerichtsstandsf alten vorbehalten.

Endlich sind vom Bundesrate oder von der Bundes-
versammlung zu behandeln: Anstiinde, herrührend aus den-
jenigen Bestimmungen der Staatsvertriige mit denn Aus-
lande, welche sich auf .Handel:- und Zollverhiiltnisse,
Patentgebühren, Freizügigkeit, Niederlassung und Befreiung
vom Militiirpflichtensatz beziehen.

Art. 190. Die Bestimmungen der Artikel 178  und 182
sind auf die vom Bundesrate zu beurteilenden staatsrecht-
lichen Streitigkeiten anwendbar, sofern nicht ein Be-
sehwerdefall vorliegt, wo der Bundesrat als Vollziehungs-
behiirde auch von Amtes wegen einzuschreiten hat.

Die Bestimmungen der Artikel 183, Absatz 1, 1S4,
186 und 187, Absatz 1, finden auf das Verfahren vor
denn Bundesrate und derBundesvensammlung entsprechende
Anwendung.

Irl. 191. Bei den vom Bundesrate zu erledigenden
staatsrechtlichen Streitigkeiten steht die Befugnis zum Er-
lass vorsorglicher Verfügungen im Sinne des Art. 185
ausschliesslich dein Bundesrate selbst zu.
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Art. 192. Innerhalb sechzig Tagen nach Mitteilung
der bundesriitlichen Entscheidung ka n n die Sache durch
Einlegung einer Rekursschrift beine Bundesrate au die
Bundesversantnulung weiter gezogen Iverden, sofern. die
Weiterziehung nicht durch das Gesetz ausgeschlossen ist.

Art. 193. Ist eine Entscheidung des Bundesrates an
die Bundesversammlung weitergezogen worden, so bleibt
der Bundesrat solange zum Erlass oder zur Aufrechthaltung
rotsorglicher Verfügungen befugt. als nicht die Bundes-
versammlung in der Sache selbst endgültig entschieden hat.

Art. 194. Wenn eine Beschwerde gleichzeitig beim
Bundesgerichte und beint Bundesrate erhoben wird oder
wenn bei einer dieser Behörden Zweifel darüber bestehen,
ob die Beurteilung einer ihr eingereichten Beschwerde in
ihre eigene Zuständigkeit oder in die der andern Behörde
falle, so soll vor der Entscheidung ein Meinungsaustausch
über die Kompetenzfrage zwischen den beiden Behörden
stattfinden.

Die Bundesbehörde, welche in der Hauptsache kompe-
tent ist, hat auch alle Vor- und Zwischenfragen zu erledigen.

Art. 195. Die staatsrechtlichen Entscheidungen des
Bundesgerichts werden mit der Ausfällung rechtskräftig
und vollziehbar.

Art. 196. 1)ie staatsrechtlichen Entscheidungen des
Bundesrates sind rechtskräftig und vollziehbar, sobald die
für die Weiterziehung an die I3undesrersanunhng fest-
gesetzte Frist unbenutzt abgelaufen ist.

Dem Bundesrate steht indessen das Recht zu. Ent-
scheidungen, welche ihrer Natur nach keine Aufschiebung
des Vollzuges gestatten, als sofort vollziehbar zu erklären.

Die staatsrechtlichen Entscheidungen der Bundesver-
sammlung werden mit der Ausfüllung rechtskräftig und
vollziehbar.
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Vorschriften über die Portofreiheit.

Auszug aus dem Bundesgesetze vom 5. April 1910
betreffend das schweizerische Postwesen.')

Art. :Ili. Von der Entrichtung der Posttaxen sind
befreit:

a) (l ie Mitglieder der Bundesversammlung und deren
Kommissionen, wenn sie sich am Sitzungsorte be-
finden, %viilirend der Dauer der Sitzungen, für die
ein- und ausgehenden Sendungen;

die Mitglieder der Kommissionen der Bundes-
verraiu nilun r für den amtlichen Aktenwechsel unter
sich und mit den Buudesbehürden.

Auszug aus der Postordnung (Vollziehungsver-
ordnung vom 15. November 1910 zum Bundes-
gesetze betreffend das schweizerische Post-

wesen). "I

Art. 145.
Formelle Vorschriften.

1. Die Behiirden, Amtsstellen und Personen,. denen
die gesetzliche Portofreiheit zukommt, haben, sofern sie
diese in Anslrruch nehmen, die formellen Vorschriften zu
beachten, die hiernach im einzelnen bezeichnet sind.

2. Die Mitglieder der Bundesversammlung
(Art. 56, lit, a, erster Absatz, des Postgesetzes) haben auf
der Adresse der Gegenstiinde, die sie absenden, ihren Namen.
sowie die Eigenschaft, vertn■ige deren sie auf Portofreiheit
Anspruch machen (Nationalrat oder Stiinderat), anzugeben.

Die Sendungen. welche an sie gelangen, miissen auf
der Adresse die betreffende Eigenschaft ebenfalls enthalten.

(msctzsammlun. n. F. XXVI, S . 1015.
') Eidg. tiesetzsammlune n. r'. XXVI, S. 1125.
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Die Präsidien der eidgenössischen Räte und der
Kommissionen haben den Charakter von eidgenössischen
Behörden im Sinne von Art. 56, lit. b, des Postgesetzes
und geniessen daher auch während der Zeit, in welcher
sie sich nicht am Sitzungsorte befinden, Portofreiheit für
die ausgehenden Korrespondenzen, jedoch nur in Amts-
sachen. Die Korrespondenzen müssen zu diesem Zweck
auf der Adresseite mit dem Namen, der behördlichen Eigen-
schaft des Versenders und der Bezeichnung . Amtlich »
oder „ Amtssache » versehen sein.

Auf Sendungen von Mitgliedern oder an Mitglieder
von Kommissionen der Bundesversammlung (Art. 56, lit. a,
erster Absatz, des Postgesetzes) muss der Absender oder
Empfänger als Mitglied einer Kommission der Bundes-
versammlung bezeichnet sein. Die Sendungen müssen auf
der Adresseite die Bezeichnung n Amtlich » oder a Amts-
sache » tragen.

Das nämliche in bezug auf die formelle Behandlung
gilt auch, wenn es amtliche A kten betrifft. welche Mit-
glieder solcher Kommissionen unter sich und mit Bundes-
behörden ausserhalb der Sitzungen auswechseln (Art. 56,
lit. a, zweiter Absatz, des Postgesetzes, und Art. 146,
Ziffer 1, hiernach).

1rt. 1.16.
Portofreier Aktenwechsel.

1. In bezug auf den Aktenwechsel der Mitglieder
der eidgenössischen Kommissionen unter sich und mit
den Bundesbehörden wird auf Art. 56, lit. a, zweiter Ab-
satz des " Postgesetzes, sowie auf Art. 145, Ziffer 2, zweit-
letzter und letzter Absatz hiervon verwiesen.

2. Den in Art. 56, lit. b und e. des Postgesetzes auf-
geführten Behörden der Eidgenossenschaft. der Kantone,
der Bezirke, Kreise und Gemeinden, sowie den Aufsichts-
behörden der öffentlichen Schulen (Art. 140) ist die porto-
freie Auswechslung von Akten in Anitssachen (Art. 57
des Postgesetzes) unter den Mitgliedern der Behörde
gestattet.
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In allen übrigen Füllen, wo es sich nicht um die
Auswechslung von amtlichen Akten handelt, geniessen
die einzelnen Mitglieder von Behörden für den dienstlichen
Verkehr unter sich nicht Portofreiheit, indem die letztere
nur der Behörde als solcher, d. h. dem Präsidenten, Bureau.
Direktor. Vorsteher usw.. zukommt.

3. Der in Ziffer _' bezeichnete portofreie Aktenwechsel
ist folgenden Bedingungen unterstellt:

nJ die Namen und Wohnorte der Mitglieder sind vom
absendenden Präsidenten oder Bureau der Behörde
auf der Adresse zum voraus gesamthaft vorzumerken.
und die Adresse ist mit dem Amtsstempel oder dem
Namen des absendenden Präsidenten oder Bureaus
der Behörde und mit der Bezeichnung « Amtlich »
zu versehen:

hi jedes Mitglied einer Behörde, das sich mit dem
Aktenwechsel zu befassen hat, hat vor der Weiter-
leitung der Akten seinen Namen tmd 'Wohnort auf
der Adresse zu streichen, so dass der Name und
Wohnort des folgenden Mitglieds als oberste und
fei t. die Post zunächst gültige Adresse erscheint:
nachdem die Sendung beim letzten der auf der
Adresse vorgemerkten Mitglieder gewesen und von
diesem der Post zurückgegeben worden ist, wird
sie an die absendende Stelle (Präsidium oder Bureau),
deren Name auf der Adresse als Absender vor-
gemerkt sein soll. zurückgeleitet;

d) falls aus irgend einem Grund unterwegs ein neuer
Umschlag notwendig wird, so ist die Adresse des
alten I'mschlags mit deni Stempel der Ahsendungs-
behörde und den von ihr angegebenen Namen der
Mitglieder auf den neuen Umschlag zu kleben.
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